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Hinweis: 
Im Rahmen der FNP-Änderung Nr. 57 und des Bebauungsplanverfahrens "E 68" wurden folgende Gutachten 
erstellt, die beim Stadtplanungsamt der Stadt Mainz zu den üblichen Bürozeiten eingesehen werden können: 
 
 Radongutachten (Bodenmechanisches Labor Gumm, 06/2020) 

 Wasserwirtschaftlicher Fachbeitrag (Ingenieurbüro Helmut Kläs, 01/2023 mit redaktioneller Ergänzung von 
10/23) 

 Artenschutzgutachten (Beratungsgesellschaft Natur dbR, 12/2022) 
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1. Erfordernis der Planung und Planungsziel 
 
Die Landeshauptstadt Mainz gehört zu den wachsenden Städten in Deutschland und zieht 
als bedeutender Hochschul- und Medienstandort viele Studierende und junge Berufstätige 
an. Allein in den letzten zehn Jahren hat sich die Einwohnerzahl um rund 21.400 Personen 
erhöht. Gemäß dem Wohnungsmarktbericht Mainz 2020 ist bis 2030 ein Wachstum um weitere 
5 % zu erwarten. Die Landeshauptstadt Mainz befindet sich daher seit längerer Zeit unter 
den zehn teuersten Mietstädten in Deutschlang. Allein in den Jahren 2011 bis 2019 sind die 
Mieten um ein Viertel gestiegen (vgl. Wohnungsmarktbericht Mainz 2020). Wichtiger noch 
als Instrumente wie beispielsweise die Mietpreisbremse ist deshalb ein deutlicher Schub im 
Wohnungsbau. Vor allem beim sogenannten bezahlbaren Wohnraum besteht ein hoher 
Bedarf, denn neben jungen Personen sind insbesondere auch viele Familien mit Kindern 
auf bezahlbaren Wohnraum angewiesen.  
 
Gemäß der Datenbank Raum+Monitor verfügt die Stadt Mainz über ein Wohnbauflächen-
potenzial von 130 ha (Ebersheim: 45 ha). Im Entwurf der 2. Teilfortschreibung des Regio-
nalen Raumordnungsplanes Rheinhessen-Nahe wird ein Wohnbauflächenbedarfswert von 
230 ha bis zum Jahr 2030 ermittelt. Unter Abzug der o. g. Bauflächenpotenziale aus der 
Datenbank besteht somit ausreichender Spielraum für die Ausweisung von neuen Bauflä-
chen im Flächennutzungsplan.  
 
Am südöstlichen Siedlungsrand des Stadtteils Mainz-Ebersheim befindet sich das ehema-
lige Regenrückhaltebecken (RRB), das im Zuge eines Beckenneubaus im Nordosten von 
Ebersheim (vgl. Bebauungsplan "Park-and-Ride Anlage und Flächen für örtliches Gewerbe 
"Am Linsenberg (E 52)" im Jahr 2019 aufgegeben wurde. Das verbleibende Grundstück 
steht somit für eine städtebauliche Entwicklung zur Verfügung.  
 
Ziel ist es, ein autofreies Wohnquartier zu schaffen, das den bestehenden Siedlungskörper 
ergänzt und zugleich die bereits vorhandene Ortsrandeingrünung erhält. Für die Herleitung 
des städtebaulichen und freiraumplanerischen Konzeptes wurde seitens der Wohnbau 
GmbH ein Entwurf erarbeitet, der nach Überarbeitung in Abstimmung mit der Stadtver-
waltung die Grundlage für den Bebauungsplan "An der Wiese (E 68)" darstellt. Mit diesem 
Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung einer 
Wohnbebauung geschaffen werden. 
 
 

2. Räumlicher Geltungsbereich 
 

Das Plangebiet befindet sich am südöstlichen Stadtteilrand von Mainz-Ebersheim (Gemar-
kung Ebersheim), entspricht großteils den Flurstücken des ehemaligen Regenrückhaltebe-
ckens sowie den angrenzenden Straßen/ Wegen und wird wie folgt begrenzt: 

 im Norden durch den Fuß- und Radweg (Flur 2, Flurstück 128/6; Flur 10, Flurstück 
297), 

 im Osten durch das benachbarte Regenrückhaltebecken (Flur 10, Flurstück 300 teil-
weise), Teile des Landwirtschaftswegs in Verlängerung zur Straße an der Wiese 
(Flur 10, Flurstück 298 teilweise) sowie Teile des ehemaligen Regenrückhaltebe-
ckens (Flur 10, Flurstück 105/5) 

 im Süden durch den Landwirtschaftsweg (Flur 10, Flurstück 164/2),  

 im Westen durch die angrenzende Grünfläche (Flur 2, Flurstück 486). 
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Abb. 1: Lage des Plangebietes – Luftbild (ohne Maßstab) 

 
Der räumliche Geltungsbereich des "E 68" umfasst zudem die externe Ausgleichsfläche 
auf einer Teilfläche der Parzelle mit dem Flurstücksnummer 63, Flur 19, Gemarkung 
Mainz-Laubenheim. Die Flächengröße der Ausgleichsfläche beträgt 7.195 m². 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes "An der Wiese (E 68)" umfasst ins-
gesamt eine Fläche von ca. 2 Hektar. 
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Abb. 2: Lage der externen Ausgleichsfläche– Luftbild (ohne Maßstab) 
 
Der Geltungsbereich der Änderung Nr. 57 des Flächennutzungsplanes im Bereich des Be-
bauungsplanes "An der Wiese (E 68)" umfasst lediglich die im gültigen Flächennutzungs-
plan dargestellte Fläche für "Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasser-
beseitigung sowie für Ablagerungen" und erstreckt sich über die Flurstücke 130/1 (Flur 2) 
und 105/4 (Flur 10) teilweise. 
 
 

3.  Bestehende planungsrechtliche Situation 
 
3.1  Übergeordnete Planungen 

 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 
Die für die Überplanung des Gebiets und die Aufstellung des Bebauungsplanes "An der 
Wiese (E 68)" relevanten Ziele der Raumordnung mit Blick auf die angestrebte Wohnnut-
zung bestehen in Form des Landesentwicklungsprogramms Rheinland-Pfalz (LEP IV) und 
des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe (RROP). 
 
Das LEP IV weist der Stadt Mainz die Funktion eines "Oberzentrums" zu. Der Stadt 
Mainz kommt damit unter anderem die Funktion eines regional bedeutenden Wohnstan-
dortes zu. Dem trägt diese Planung Rechnung. 
 
Im RROP kommt der Stadt Mainz neben ihren Ansprüchen auf Eigenentwicklung die be-
sondere Funktion "Wohnen" zu. Laut Aussage im RROP müssen die Gemeinden mit der 
besonderen Funktion "Wohnen" dieser Zuweisung durch eine entsprechende Ausgestal-
tung ihrer Bauleitplanung Rechnung tragen. Darüber hinaus soll das Oberzentrum Mainz 
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in Zukunft den Eigenbedarf an Wohnraum in größerem Maße abdecken, um den erhebli-
chen Siedlungsdruck auf ihr jeweiliges Umland zu mindern. Im Planwerk zum Regionalen 
Raumordnungsplan ist das Plangebiet als "sonstige Freifläche" ausgewiesen. Im Rahmen 
der landesplanerischen Stellungnahme seitens der SGD Süd im Bebauungsplanverfahren 
wurde die Aufstellung des Bebauungsplanes "E 68" begrüßt: Der Bebauungsplan "E 68" 
diene der Umwandlung einer nicht mehr benötigten Fläche für Versorgungsanlagen in eine 
Wohnbaufläche. Im Entwurf der 2. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungspla-
nes Rheinhessen-Nahe werde ein Wohnbauflächenbedarfswert von 230 ha bis zum Jahr 
2030 ermittelt. Unter Abzug der bereits in der Datenbank Raum-Monitor ausgewiesenen 
Bauflächenpotenziale bestehe ausreichender Spielraum für die Ausweisung von neuen Bau-
flächen im Flächennutzungsplan. Da sich die Baufläche in die Siedlungsstruktur einfüge, 
werde die Planung seitens der SGD Süd auch städtebaulich begrüßt. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Bebauungsplan "An der Wiese" die landes- 
und regionalplanerischen Vorgaben erfüllt bzw. diesen Zielen entspricht und der Umset-
zung der auf den höheren Planungsebenen getätigten Vorgaben zuträglich ist.  
 
 

3.2 Darstellungen im Flächennutzungsplan 
 
Das Plangebiet ist im gültigen Flächennutzungsplan der Stadt Mainz als Fläche für "Ver-
sorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerun-
gen" im Bereich des ehemaligen Regenrückhaltebeckens sowie als benachbarte und umrah-
mende "Grünfläche" mit der Zweckbestimmung "Grün-/ Parkanlage" dargestellt.  
 
Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln. Die Umwandlung des Regenrückhaltebeckens in ein Wohngebiet entspricht nicht 
den Darstellungen des Flächennutzungsplanes. Daher ist eine Änderung des Flächennut-
zungsplanes erforderlich. Im Rahmen der 57. Flächennutzungsplanänderung wird die der-
zeit als Fläche für "Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung 
sowie für Ablagerungen" dargestellte Fläche zukünftig als "geplante Wohnbaufläche" dar-
gestellt (vgl. Abb. 3). Das hierfür erforderliche Verfahren zur Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Stadt Mainz erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB zum 
Bebauungsplanverfahren "E 68". 
 

Abb. 3: Darstellungen im wirksamen Flächennutzungsplan vom 24.05.2000 (links) und geänderte Dar-
stellungen im Rahmen der 57. Änderung des FNP (rechts) 
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3.3 Bestehende Bebauungspläne 

 
Das Plangebiet liegt teilweise im Geltungsbereich der Bebauungspläne "In der Töngeswiese 
(E 24)" und "Hinter der Wiese (E 50)": 
 

 Die Überschneidung mit dem Bebauungsplan "In der Töngeswiese (E 24)" beinhaltet 
Teile der bisher als "Öffentliche Grünfläche" (für die Anlage einer intensiven Im-
missionsschutzpflanzung) festgesetzten Fläche direkt neben dem ehemaligen Re-
genrückhaltebecken und Teile des nördlichen Fuß- und Radwegs. 

 Im Bereich des Fuß- und Radweges im Norden sowie mit dem nordöstlich angren-
zenden Teil der Straße "An der Wiese" (und deren Verlängerung) überschneiden 
sich die Geltungsbereiche der Bebauungspläne "An der Wiese (E 68)" und "Hinter 
der Wiese (E 50)". Der Fuß- und Radweg dient zur Verbindung mit dem Bebauungs-
gebiet "E 24" und ist wie die Straße bereits im "E 50" als öffentliche Verkehrsfläche 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt. Ergänzt wird außerdem eine "Verkehrs-
fläche besonderer Zweckbestimmung“ für eine für die Entsorgung des Plangebiets 
"E 68" benötigte Wendeanlage. Die im "E 50" bereits vorgesehen Verlängerung 
der Straße "An der Wiese" – zur Erschließung eines potenziellen Plangebiets im 
Süden – wird durch die Abgrenzung des Geltungsbereichs weiterhin ermöglicht. 

 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes "E 68" ersetzen innerhalb dessen Geltungsberei-
ches die Festsetzungen der o. g. Bebauungspläne "E 24" und "E 50". 
 
 

4. Städtebauliches Konzept 
 
Das städtebauliche Konzept (vgl. Abb. 4) ist geprägt von einer zweigeschossigen, offenen 
Bauweise mit Flachdach, die sich in die umgebende Grünstruktur einfügt. Die zwei Ge-
bäude im Norden schließen mit der West-Ost-Ausrichtung an die bestehende Gebäu-
destruktur an und bilden den Eingang zum Quartiersplatz und den sich darum umgebenden 
drei T-förmigen Gebäudegruppierungen. Dabei sind die mittleren Gebäude in Nord-Süd-
Richtung und die südlichen Gebäude erneut in West-Ost-Richtung ausgerichtet. Durch die 
Gebäudestellung werden Blickbeziehungen in die Landschaft ermöglicht und kleinere Frei-
räume geschaffen. Insgesamt können auf Grundlage des im Konzepts vorgesehenen Ge-
schosswohnungsbaus ca. 76 Wohneinheiten realisiert werden. 
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Abb. 4: Städtebauliches Konzept (WOHNBAU MAINZ, Stand: 09.12.2020) 
 
Freiraumplanerisch wird die Besonderheit des Ortes – die Beckenform des ehemaligen Re-
genrückhaltebeckens – als gestalterisches Element aufgegriffen: Der tiefer liegende Quar-
tiersplatz (vgl. Abb. 4, 5) bildet das Zentrum zwischen den Hausgruppen, vernetzt die ein-
zelnen kleineren Freiräume und schafft gleichzeitig Aufenthaltszonen auf verschiedenen 
Ebenen. Das vorgesehene Nachbarschaftscafé im tieferliegenden Innenhof dient als Treff-
punkt des Quartiers. Die bereits vorhandenen, das Plangebiet umrahmenden Bäume sollen 
großteils erhalten werden und werden durch Bäume im Norden und Südosten des Quar-
tiers sowie im Gebiet ergänzt. Dadurch wird die Ortsrandeingrünung gestärkt und das 
Quartier grün umrahmt. 
 

   
Abb. 5: Städtebauliches Konzept – Isometrie (links) und Ansicht (rechts) (WOHNBAU MAINZ, Stand: 
Isometrie 30.11.2020, Ansicht 22.02.2021) 
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Abb. 6: Städtebauliches Konzept, Schnitt West-Ansicht (WOHNBAU MAINZ, Stand: 27.11.2020) 
 
Das Wohngebiet wird durch die Straße "An der Wiese" im Nordosten des Grundstücks 
erschlossen. Durch die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in einer Tiefgarage wird ein 
autofreies Quartier geschaffen, was wiederum die Freiraum- und Aufenthaltsqualität er-
höht. Der tieferliegende Innenhof ermöglicht zudem eine natürliche Beleuchtung der Tief-
garage.  
 
Neben den 60 Stellplätzen werden weitere 10 Stellplätze (u. a. 7 Besucherparkplätze) am 
Rande des Quartiers (westlich der Tiefgaragen-Zufahrt) untergebracht. Durch Aufzüge 
wird eine barrierefreie Erschließung von der Tiefgarage bis in die einzelnen Wohneinheiten 
(z. T. über den Innenhof) ermöglicht. Die nördliche, bereits bestehende Fuß- und Radver-
kehrsverbindung zwischen den Wohngebieten "E 24" und "E 50" wird beibehalten und 
stellt zudem einen weiteren Anknüpfungspunkt an das neue Quartier dar. 

 
 
5. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen des Bebauungsplanes 

 
5.1 Art der baulichen Nutzung 

 
Das gesamte Plangebiet "E 68" dient vorwiegend der Schaffung von Wohnraum. Um die-
ses Ziel planungsrechtlich zu sichern, wird ein großer Bereich des Geltungsbereichs als 
"Allgemeines Wohngebiet (WA)" festgesetzt. 
 
Nicht zulässig sind die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, da gemäß des "Zen-
trenkonzeptes Einzelhandel der Stadt Mainz" zentrenrelevante Einzelhandelsbetriebe nur 
in den im Zentrenkonzept dargestellten zentralen Versorgungsbereichen angesiedelt wer-
den sollen. Das Plangebiet weist im Sinne des Zentrenkonzeptes aber keine zentrale Lage 
auf, sodass kein Einzelhandel im Gebiet zulässig ist. Daher werden die der Versorgung des 
Gebiets dienenden Läden ausgeschlossen. 
 
Darüber hinaus werden die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Garten-
baubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen. Der Ausschluss der flächenintensiven Gar-
tenbaubetriebe entspricht der projektspezifischen Zielsetzung ein Wohnquartier mit hoher 
Aufenthaltsqualität entstehen zu lassen. Der Ausschluss der Tankstellen im Allgemeinen 
Wohngebiet erfolgt aufgrund der Sensibilität der angestrebten Wohnnutzung. Außerdem 
soll mit beiden Ausschlüssen zusätzliches Verkehrsaufkommen vermieden und somit die 
Wohnruhe im Plangebiet nachhaltig gesichert werden. 
 
Aufgrund der vorhergehenden Nutzung der Fläche als Regenrückhaltebecken weist das 
Areal eine besondere Topografie auf. Inmitten des neuen Quartiers verbleibt auch künftig 
eine tiefliegende Ebene, welche sich deutlich unterhalb des umliegenden Geländes befindet. 



____________ Begründung  "FNP-Ä 57" und Bebauungsplan "An der Wiese (E 68)" __________________________________________ 

 

   Stand: 19.08.2024 12 von 32 
 

Um bei außergewöhnlichem Starkregenereignissen die Gefahr der Überflutung sensibler 
Nutzungen auf dem tiefliegenden Hofbereich zu vermeiden, wird die Wohnnutzung auf 
dem Niveau des tiefliegenden Hofbereiches unter dem Niveau des umliegenden Geländes 
(unter 191,0 m ü. NHN) ausgeschlossen. 
 
 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Zur Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung sind im Bebauungsplan die maximal 
zulässige Grundfläche (GR), die zulässige Anzahl der Vollgeschosse sowie die maximal zu-
lässigen Oberkanten festgesetzt. Um der Lage am Siedlungsrand gerecht zu werden und 
eine Einbindung in das umliegende Siedlungsgefüge zu gewährleisten, ist im gesamten Gel-
tungsbereich eine Bebauung mit maximal zwei Vollgeschossen zulässig. Die Größe der 
Grundflächen ermöglicht die Bebauung von Mehrfamilienwohngebäuden und liegt damit 
über den Größen der umliegenden Einfamilienhausstrukturen. Aufgrund der vergleichba-
ren Höhenentwicklung und der intensiven Grüneinfassung ist eine verträgliche städtebau-
liche Einbindung in die Umgebung dennoch gewährleistet. 
 

5.2.1 Zulässige Grundfläche (GR) 
 
Das im Bebauungsplan festgesetzte Maß der baulichen Nutzung basiert auf dem – in Ab-
stimmung mit der Verwaltung – überarbeiteten Entwurf des Vorhabenträgers. Die jeweilige 
maximal zulässige Grundfläche (GR) ist durch Planeintrag festgesetzt und abhängig von 
den geplanten Baukörpergrundformen. So beträgt die maximal zulässige Grundfläche für 
die Gebäude im Norden je 470 m², für die mittleren Gebäude je 260 m² und für die südli-
chen Gebäude je 335 m². Die Summe der im Bebauungsplan festgesetzten maximal erreich-
baren zulässigen Grundfläche beträgt hierdurch insgesamt maximal ca. 2.725 m².  
 
Bezogen auf das festgesetzte Allgemeine Wohngebiet ergibt sich damit eine Grundflächen-
zahl von ca. 0,32, welche hinter den Orientierungswerten des § 17 BauNVO zurückbleibt. 
Die Festsetzungen des "E 68" eröffnen die Möglichkeit über dieses Maß hinaus noch Bal-
kone und Terrassen zu den Gebäuden zu errichten. Die städtebaulich wirksame Gebäude-
kubatur wird durch die getroffenen Vorgaben abschließend begrenzt. 
 
Aufgrund der angestrebten Struktur einer Bebauung mit Mehrfamilienhäusern ist gegen-
über einem Einfamilienhausgebiet mit einem erhöhten Bedarf an Stellplätzen und Neben-
anlagen zu rechnen. Darüber hinaus werden auch die erforderlichen Zuwegungen zu den 
Gebäuden auf dem Privatgrundstück auf die zulässige Grundfläche angerechnet. Nach der 
städtebaulichen Konzeption ist die Unterbringung der Stellplätze in einer Tiefgarage vor-
gesehen. Aufgrund dieser Anforderungen wird eine Grundfläche für die in § 19 Abs. 4 
BauNVO zulässigen Anlagen (Stellplätze, Zufahrten, Nebenanlagen, unterirdische Anla-
gen) bis zu einem Wert von 0,65 zugelassen. Im Gegenzug dazu wird an die Überdeckung 
von Tiefgaragen und unterirdischen Bauteilen eine qualitätvolle Mindestanforderung für 
eine Erdüberdeckung gestellt, um eine Beeinträchtigung des Bodens zu minimieren. 
 
Dieser Bebauungsgrad ist aufgrund der besonderen Rahmenbedingungen nicht mit einer 
erhöhten Versiegelung im Vergleich zu anderen Quartieren gleichzusetzen. Private Grün-
flächen sind oft Bestandteil der festgesetzten Flächen zum Allgemeinen Wohngebiet und 
somit auch Teil der Berechnungsgrundlage. Da aufgrund der Bedeutung der festgesetzten 
privaten Grünflächen (Ortsrandeingrünung) im "E 68" spezielle Festlegungen notwendig 
sind, werden diese als eigenständige Grünfläche festgesetzt. Mit Einbeziehung der privaten 
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Grünflächen läge die maximale GRZ (inkl. Stellplätze und Nebenanlagen) bei lediglich 0,52 
und damit unter dem üblichen Wert eines allgemeinen Wohngebietes. Zudem wird durch 
das Ziel, ein weitestgehend autofreies Quartier zu schaffen, um freiraumplanerische Quali-
täten zu gewährleisten, keine öffentliche innere Erschließung und somit großflächige Ver-
siegelung benötigt. Die notwendigen Stellplätze – werden bis auf wenige (Besucher-)Stell-
plätze im Nordosten des Gebiets – in der Tiefgarage untergebracht. Ein Großteil der Tief-
garage ist unter den Baukörpern verortet.  

 
5.2.2 Geschossflächenzahl (GFZ) 

 
Auf die Festsetzung einer Geschossflächenzahl wird im Bebauungsplan "E 68" verzichtet. 
Durch die Festsetzung der maximal zulässigen Grundfläche, der zulässigen Geschossigkeit 
sowie der maximal zulässigen Gebäudehöhen wird das angestrebte städtebauliche Erschei-
nungsbild ausreichend gesichert. 

 
5.2.3 Höhe der baulichen Anlage (Oberkante, Vollgeschosse) 

 
Für die Höhe der baulichen Anlagen werden zur Feinsteuerung der städtebaulichen Ziel-
vorstellung – insbesondere zur Gewährleistung des Einfügens in die Umgebung – maximal 
zulässige Oberkanten sowie Vollgeschosse festgesetzt.  
 
In Anlehnung an die umgebende Bebauung sind für die Gebäude innerhalb des Allgemei-
nen Wohngebiets maximal zwei Vollgeschosse und eine maximal zulässige Oberkante von 
203,0 m ü. NHN festgesetzt. Damit wird den Bauherren in der baulichen Ausgestaltung die 
Möglichkeit eröffnet, ein Staffelgeschoss zu errichten, sofern hierbei kein drittes Vollge-
schoss entsteht.  
 
In Bezug auf den nördlichen Fußweg ergeben sich daraus maximale Gebäudehöhen von 
ca. 11,5 m. Die Geschossigkeit bezieht sich dabei auf das neu geschaffene Gelände (und 
nicht den tieferliegenden Innenhof). 
 
Um die notwendigen technischen Einrichtungen insbesondere im Bereich "Haustechnik" 
(Fahrstuhlanlagen, Solaranlagen, etc.) umsetzen zu können, ist im Bebauungsplan die Mög-
lichkeit eröffnet, dass die maximal zulässigen Oberkanten durch Dachaufbauten und tech-
nische Anlagen um bis zu 3,00 m überschritten werden dürfen. Dadurch werden ggf. tech-
nische Schwierigkeiten bei der Realisierung der einzelnen Gebäude verhindert. Um zu ver-
meiden, dass diese Dachaufbauten zu einer Beeinträchtigung des Umfeldes oder einer 
wahrnehmbaren Erhöhung der Gebäude führen, werden weitere gestalterische Festsetzun-
gen getroffen.  
 
Zur besseren städtebaulich-gestalterischen Einbindung sind die zulässigen Dachaufbauten 
komplett einzuhausen und müssen zur Verhinderung der direkten Einsichtnahme aus dem 
privaten und öffentlichen Raum mindestens 2,0 Meter von den einsehbaren Außenwänden 
der Gebäude zurücktreten.  
 
 

5.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 
 
Die im Bebauungsplan über Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen 
("Baufenster") basieren auf dem städtebaulichen Konzept. Die geplanten Gebäude bzw. 
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die auf dieser Grundlage festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen schaffen vielfäl-
tige Freiräume und ermöglichen durch deren Ausrichtung einen Blick in die freie Land-
schaft. 
 
Aufgrund der vorgenommenen engen Ausweisung der Baugrenzen an den im Konzept 
vorgesehenen Baukörpern (ohne Balkone, Terrassen) und zur flexiblen Gestaltung der Ge-
bäude dürfen Terrassen und Balkone auch außerhalb der definierten Baufenster liegen. Die 
maximal zulässige Grundfläche darf für die Errichtung von Balkonen und Terrassen um 
bis zu 15 % überschritten werden. 
 
 

5.4 Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen, Tiefgaren und Gemeinschaftsanlagen 
 
Maßgebliches Ziel des städtebaulichen Konzepts ist es, ein Wohnen im Grünen mit hoher 
Aufenthaltsqualität zu ermöglichen. Hierfür gilt es, das Quartier autofrei zu gestalten. Ein 
Großteil der Stellplätze wird daher in der geplanten Tiefgarage mit der Bezeichnung "TGa" 
verortet. Oberirdische Stellplätze sind nur am Quartierseingang in der diesbezüglichen Flä-
che für Stellplätze "St" zulässig und sind daher deutlich untergeordnet. Garagen und Car-
ports sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen vollständig ausgeschlossen. 
 
 

5.5 Von Bebauung freizuhaltende Flächen  
 
Der Geltungsbereich wird im Bestand durch die umlaufenden Baum- und Gehölzstruktu-
ren geprägt, die auf der vorhandenen Böschung des Rückhaltebeckens stehen. Auch bei der 
Realisierung der geplanten Wohnbebauung sollen diese Grünstrukturen in ihrem Bestand 
gesichert werden. Da die Böschung nur eine geringe Tiefe aufweist, stehen einige der vor-
handenen Bäume nahe dem festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet. Bei der Errichtung 
von Nebenanlagen, die auch auf den nicht überbaren Grundstücksflächen zulässig sind, 
besteht die Gefahr, dass die Wurzelräume der bestehenden Bäume geschädigt werden. Um 
dies zu vermeiden wird ein Bereich von 5 m entlang der bestehenden Gehölzstruktur von 
jeglicher Bebauung freigehalten. 
Die betroffenen Grundstücksteile sind daher in der Planzeichnung entsprechend festge-
setzt. Ausgeschlossen sind hierbei auch Tiefbauten und Aufschüttungen oder Abgrabungen 
größeren Umfangs sowie die gemäß Landesrecht den baulichen Anlagen gleichgestellten 
Anlagen wie Lager- oder Ausstellungsplätze.  
 
Im Bereich der festgesetzten Baufenster ist ein Abstand von 5 m zur angrenzenden Ge-
hölzfläche nicht an allen Stellen möglich. Da die Errichtung von Terrassen an der Südseite 
der Gebäudefassaden ermöglicht werden soll, wird in diesem Bereich auf die Festsetzung 
der von Bebauung freizuhaltenden Flächen verzichtet. In den hiervon betroffenen Berei-
chen der Ortsrandeingrünung sind im Bestand keine wertvollen Baumbestände vorhanden, 
die von einem Heranrücken baulicher Anlagen gefährdet würden. Ein Schutz der bestehen-
den Grünstruktur ist daher mit der getroffenen Festsetzung gegeben. 
 
 

5.6 Verkehrsflächen, Wendeanlagen und Zufahrten 
 
Die Verlängerung der Straße "An der Wiese" wird - entsprechend zum Bebauungsplan "E 
50" - als "öffentliche Verkehrsfläche" festgesetzt und dient der ober- sowie unterirdischen 
Erschließung des Plangebiets. Zufahrten sind nur in dem dort gekennzeichneten Bereich 
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zulässig, um den Gehölzbestand weitestgehend zu sichern und eine quartiersnahe Erschlie-
ßung zu ermöglichen. 
 
Im Nordosten des städtebaulichen Plankonzepts ist ein Mülltonnenstandplatz geplant. 
Eine innere Erschließung des allgemeinen Wohngebietes ist für die Entsorgung nicht not-
wendig. Um eine äußere Erschließbarkeit des Plangebiets für die Abfallentsorgung zu ge-
währleisten und gleichzeitig eine unnötige Verbreiterung, Versiegelung und Umfunktionie-
rung des nördlichen Fuß-Radwegs sowie eine Befahrung des autofreien Quartiers zu ver-
meiden, ist eine Wendemöglichkeit für ein dreiachsiges Müllfahrzeug in unmittelbarer Nähe 
zum Mülltonnenstandplatz in der Straße "An der Wiese" zu verorten. 
 
Zur Vermeidung weiterer Versiegelungen wird auf einen Wendekreis verzichtet und statt-
dessen ein einseitiger Wendehammer (Wendeanlagen mit "Zurückstoßen") für die zu er-
wartenden Müllfahrzeuge in Anlehnung an die RASt 06 vorgesehen. Zur Sicherstellung der 
Wendeanlage wird zum einen die öffentliche Verkehrsfläche im Nordosten des Quartiers 
leicht vergrößert und im Bereich des benachbarten Regenrückhaltebeckens eine "Verkehrs-
fläche mit der Zweckbestimmung "Wendeanlage" festgesetzt. Letztere befindet sich auf 
einem bereits gepflasterten Bereich, der als Zufahrt zum benachbarten Regenrückhaltebe-
cken (RRB) dient. Die Nutzung als Wendeanlage wurde mit dem Eigentümer dieser Fläche 
(Wirtschaftsbetrieb Mainz AöR) vertraglich geregelt. 

 

 
Abb. 7: Wendeanlage für ein 3-achsiges Müllfahrzeug (MFZ) gem. RASt 06 (weiße Linie) und fahr-
zeugtechnisch bedingte Erweiterung des Freihaltebereichs (pinke Linie) 
 
Der bestehende Fuß- und Radweg im Norden des Gebiets knüpft an die umgebenden Sied-
lungen an und wird daher als "Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung" mit der 
Zweckbestimmung "Fußgängerbereich" festgesetzt.  
 
Der bestehende südliche Wirtschaftsweg dient der Abwicklung des landwirtschaftlichen 
Verkehrs und wird dementsprechend durch die Festsetzung "Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung" mit der Zweckbestimmung "Landwirtschaftsweg" langfristig gesi-
chert. 
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5.7 Private Grünflächen 

 
Das Plangebiet ist geprägt durch einen hohen Baumanteil. Die Bäume umrahmen das Quar-
tier und bilden gleichzeitig einen Abschluss zur Landschaft hin. Um diese Ortsrandeingrü-
nung langfristig zu sichern, erfolgt die Festsetzung einer privaten Grünfläche. Um der 
Zweckbestimmung "Ortsrandeingrünung" gerecht zu werden, sind hier bauliche und sons-
tige Anlagen unzulässig. Ausgenommen hiervon ist die im wasserwirtschaftlichen Fachbei-
trag dargestellte Palisade im Süden/Südosten des Plangebiets, die der Ableitung von mög-
lichem Hangwasser von den südlichen Ackerflächen – im Falle eines Extremwetterereig-
nisses – in das benachbarte Regenrückhaltebecken und somit der Außengebietsentwässe-
rung dient.  
 
 

5.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 
 

5.8.1 Reduzierung der Versiegelung 
 
Um den hohen Anteil an unversiegelten Grün- und Freiflächen im Plangebiet zu sichern, 
den Anteil befestigter Flächen auf das erforderliche Mindestmaß zu beschränken und damit 
den Wasserhaushalt zu fördern, sind Zuwege, Zufahrten und Stellplätze zukünftig mit was-
serdurchlässigen Materialien auszuführen. Beispielhaft zu nennen ist hierfür die Ausfüh-
rung von befestigten Flächen in Splittfugenpflaster oder in einem offenporigen Wabenfu-
genpflaster. Mit dieser Maßnahme wird der Anteil des abzuleitenden Niederschlagswassers 
im gesamten Geltungsbereich minimiert und die Bodenfunktion weitestmöglich aufrecht 
erhalten. 
Die Mindestmaße der LBauO und der auf ihrer Grundlage eingeführten Technischen Bau-
bestimmungen konkretisieren das funktional notwendige Maß.  
 

5.8.2  Bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche  
 
Die im Bebauungsplan festgesetzte Erdüberdeckung für unterirdische Bauteile trägt dazu 
bei, die Bodenfunktion im Plangebiet so weit wie möglich aufrecht zu erhalten. Hierdurch 
werden die Voraussetzungen für eine qualitätvolle Begrünung und die Rückhaltung von 
Niederschlagswasser geschaffen. Zusammen mit den Begrünungsfestsetzungen soll damit 
dem Plangebiet ein durchgrünter Charakter verliehen werden.  
Mit dieser Festsetzung wird gewährleistet, dass trotz der zulässigen Inanspruchnahme der 
Grundstücksflächen durch unterirdische Bauteile die Freiräume auch im Sinne einer natur-
nahen Freiraumnutzung zur Verfügung stehen. 
 
 

5.9 Bestandsleitungen und Leitungsrechte 
 
Für die bestehende Gas-Hochdruckleitung (DN 200) sowie für das hier ebenfalls verlau-
fende Leerrohr für Nachrichtenkabel im Westen des Geltungsbereiches ist im Grundbuch 
eine Dienstbarkeit eingetragen und ein Schutzstreifen von je 2,00 m Breite rechts und links 
der Leitung festgelegt.  
 
Im Schutzstreifen dürfen keine Einwirkungen vorgenommen werden, die den Bestand oder 
Betrieb der Anlagen gefährden könnte. Insbesondere ist der Schutzstreifen von Bauwerken, 
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lagerndem Material sowie Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern freizuhalten. Außerdem 
wird durch ein Leitungsrecht eine Verlegung oder Wartung der dort befindlichen Gashoch-
druckleitung und dem dort verorteten Leerrohr für Nachrichtenkabel ermöglicht.  
 
 

5.10 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
 

5.10.1 Beleuchtung außerhalb von Gebäuden 
 
Zum Schutz der im Umfeld des Plangebietes vorkommenden nacht- und dämmerungsak-
tiven Tierarten, insbesondere Insekten und Fledermäuse, sowie zum Schutz der biologi-
schen Vielfalt werden Festsetzungen getroffen, welche Anforderungen an die künstliche 
Beleuchtung im Freien definieren.  
 
Ein erhöhtes Lichtaufkommen in den Nachtstunden führt zu erheblichen Beeinträchtigun-
gen nachtaktiver Insekten durch Blendung, Irritation und Anlockung, infolge dessen sie die 
Orientierung verlieren und oft vor Erschöpfung enden. Aus diesem Grund sind Außenbe-
leuchtungen so vorzunehmen, dass sie den vorgesehenen Effekt für die Nutzung der 
Grundstücke erfüllen und dabei Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor den nachteili-
gen Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind. 
 
 

5.11 Grünplanerische Festsetzungen 
 
Die festgesetzten Pflanzgebote für Bäume, Fassadenbegrünungen und Dachbegrünungen 
dienen dem Erhalt und der Weiterentwicklung des grünen Charakters dieses Quartiers. Die 
auf den Grundstücken vorhandene Grünsubstanz soll auch weiterhin zu einer für alle wahr-
nehmbare Steigerung des Wohnwertes beitragen. 
Die Pflanzungen sowie die festgesetzte Dach- und Fassadenbegrünung tragen zudem zu 
einer Verbesserung der kleinklimatischen Verhältnisse im Quartier bei. 
 

5.11.1 Begrünung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
 
Für die nicht bebauten Grundstücksflächen werden Mindestanforderungen an eine Begrü-
nung gestellt, um den Anteil an begrünten Flächen und Gehölzplanzungen im Quartier 
aufrecht zu erhalten und langfristig sicherzustellen. 
 
Die Begrünung der Grundstücke im Geltungsbereich ist abhängig von der jeweiligen Aus-
nutzung der Grundstücke. Die festgesetzte Begrünung bezieht sich dabei auf die nicht be-
bauten Grundstücksflächen. 
 
Definition nicht bebaute Grundstücksflächen: 
Hierunter fallen all jene Flächen, die nicht durch Gebäude, sowie Stellplätze und Garagen sowie Neben-
anlagen beansprucht werden. Maßgeblich für die Berechnung ist jedoch nicht die maximal zulässige Fläche, 
sondern die tatsächlich in Anspruch genommene Fläche. 
Bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche zählen nicht zu den bebauten Flächen. Diese können 
mit einer ausreichenden Erdüberdeckung versehen werden und sind für eine Begrünung heranzuziehen.  
 
Bei der Ermittlung der anzupflanzenden Bäume auf den Baugrundstücken ist die Bezugs-
größe die Grundstücksfläche abzüglich der mit oberirdischen Gebäuden überbauten Flä-
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chen. Bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, Flächen für Nebenanlagen, so-
wie Stellplätze eignen sich auch für eine Überstellung mit Bäumen, weshalb diese bei der 
Berechnung nicht abgezogen werden und ebenfalls mit Bäumen überstellt werden können. 
 
Die festgesetzten Strauchplanzungen beziehen sich auf das gesamte Baugrundstück inkl. 
aller bebauten und unterbauten Flächen. 
 
Bäume haben einen positiven Einfluss auf das Mikroklima, indem sie den Luftaustausch 
erhöhen und in Verbindung mit der Verschattung der Bildung von Wärmeinseln entgegen-
wirken. Mit der Festsetzung zur Pflanzung von Bäumen und Sträuchern wird daher Vor-
sorge getragen, dass ein im Vergleich zum Bestand in etwa gleichbleibendes klimatisch 
wirksames Grünvolumen langfristig im Plangebiet vorhanden ist. Dem Vorsorgeaspekt zur 
Anpassung an die zu erwartenden Veränderungen infolge des Klimawandels kann damit 
ebenfalls Rechnung getragen werden. Gehölze bieten zudem innerhalb von Siedlungsge-
bieten vielfältige Lebens-, Nahrungs- und Rückzugsräume für Tiere, insbesondere für eine 
große Anzahl an Insekten, Kleinsäugern und Vogelarten und leisten damit einen wesentli-
chen Beitrag zum Erhalt der Biodiversität.  
 
Die Begrünungsfestsetzungen entsprechen damit auch den strategischen Zielen der Bio-
diversitätsstrategie Mainz.  
 
 

5.11.2 Anpflanzen von Bäumen 

 
Durch die Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen im Plangebiet wird der Grünbe-
stand im Plangebiet sinnvoll ergänzt. Die festgesetzten Baumstandorte im Norden des 
Plangebiets führen die umrahmende Eingrünung fort und werten den nördlichen Fuß- und 
Radweg auf. Die festgesetzten Bäume im Gebiet durchgrünen das Quartier. Südöstlich des 
Gebiets ist im Bebauungsplan "E 50" eine Verkehrstrasse zur Erschließung eines mögli-
chen weiteren Wohngebiets (vgl. Flächennutzungsplan) vorgesehen. Um den Grünsaum 
im Falle der Umsetzung der Verkehrsfläche zu erhalten, werden in diesem Bereich drei 
weitere Einzelbäume festgesetzt. 
 
Um sicherzustellen, dass die geplanten Baumstandorte auch langfristig bestehen bleiben, 
sind die neu anzupflanzenden Bäume bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Von den zeich-
nerisch festgesetzten Standorten für die anzupflanzenden Bäume kann abgewichen werden, 
zwingend vorgeschrieben ist jedoch die Anzahl der in der Planzeichnung festgesetzten 
Bäume. Die Baumpflanzungen entlang des öffentlichen Fußweges im Norden und die 
Bäume innerhalb der Ortsrandeingrünung im Südosten haben die besondere Funktion das 
neue Wohnquartier einzurahmen und gegenüber den angrenzenden öffentlichen Verkehrs-
flächen eine Raumkante auszubilden. Eine Verschiebung dieser Standorte ist daher nur in 
geringfügigem Umfang möglich, ohne diese Funktion zu beeinträchtigen.  
 

5.11.3 Flächen für das Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen 

 
Die durch Planeintrag im Norden festgesetzten Flächen zum Anpflanzen und zur Erhal-
tung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen dienen der Fortführung der 
umrahmenden Eingrünung sowie der Sicherstellung einer optischen Abschirmung. 
Dadurch kann das subjektive Gefühl einer potenziellen Beeinträchtigung der Bewohner der 
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nördlich benachbarten Siedlung reduziert werden. Aufgrund des für das Konzept notwen-
digen Abrisses der bestehenden Rohrleitung im Untergrund ist davon auszugehen, dass die 
bestehenden Bäume auf dem nördlichen Grundstücksteil entlang des Fußweges nicht er-
halten werden können. Um die bestehende Wirkung eines Wegebegleitenden Grünsaumes 
auch weiterhin aufrechterhalten zu können, ist eine Neupflanzung von Bäumen und Sträu-
chern in diesem Bereich vorgesehen. 
 

5.11.4 Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

 
Der Geltungsbereich ist durch einen umfangreichen Grünbestand geprägt, welcher das ehe-
malige Regenrückhaltebecken nahezu vollständig umschlossen hatte.  
Diese Grünstrukturen weisen aufgrund ihres Alters eine hohe Qualität in Bezug auf das 
Orts- und Landschaftsbild sowie die unmittelbare Wohnumfeldqualität auf. Diese Qualitä-
ten sollen auch künftig weiter aufrechterhalten werden. Die vorhandenen Grünstrukturen 
werden daher in ihrem Bestand erhalten. Die entsprechenden Grundstücksteile werden als 
private Grünflächen festgesetzt und der Gehölzbestand durch Festsetzung einer Erhal-
tungsbindung gesichert. Mit dieser Festsetzung wird eine Inanspruchnahme der Flächen 
durch die Errichtung von Nebenanlagen unterbunden und der Grünbestand langfristig ge-
sichert. 
 
Eine Durchquerung der Flächen für Fußgänger soll zum Schutz der Flächen verhindert 
werden. Zur Sicherung des naturnahen Charakters ist eine Einfriedung zwischen den Flä-
chen für den Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und dem all-
gemeinen Wohngebiet "WA" zu errichten.  
 

5.11.5 Dach-, Fassaden- und Stellplatzbegrünung 

 
Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass Flachdächer und flach geneigte Dächer ab einer 
Größe von 15 m² zu begrünen sind. Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen dienen der 
Rückhaltung von Regenwasser, sowie der Schaffung von Lebensraum für Insekten. Damit 
kann ein wichtiger Baustein zur Minimierung der Eingriffe in Natur und Landschaft beige-
steuert werden. Darüber hinaus heizt sich eine Dachbegrünung thermisch nicht so stark 
auf wie andere Dachdeckungsmaterialien und trägt somit auch zu einer klimatischen Auf-
wertung im Quartier bei.  
 
Um die Errichtung von Dachterrassen, Dachfenstern und technischen Aufbauten zu er-
möglichen, ist eine Begrünungspflicht auf den betroffenen Teilflächen nicht erforderlich, 
sofern diese Nutzungen maximal 1/3 der Dachfläche in Anspruch nehmen. Damit wird 
ein angemessener Mindestanteil der Dachfläche begrünt und dennoch eine Nutzung des 
Gebäudes in einem zeitgemäßen Ausmaß ermöglicht. 
 
Zudem ist im Bebauungsplan explizit festgesetzt, dass Anlagen für Solarthermie und Pho-
tovoltaik mit der Dachbegrünung kombiniert werden müssen und eine Dachbegrünung 
beim Einsatz von Anlagen für Solarthermie und Photovoltaik keinesfalls ausgeschlossen 
ist. 
 
Auch die Festsetzung der Fassadenbegrünung dient dem Erhalt und der Weiterentwicklung 
eines grünen Quartiercharakters. Die auf den Grundstücken zu entwickelnde Grünsub-
stanz soll zu einer für alle wahrnehmbaren Steigerung des Wohnwertes beitragen. Darüber 
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hinaus trägt die Fassadenbegrünung auch zu einer Verbesserung der kleinklimatischen Ver-
hältnisse im Quartier bei. 
 
Mit den definierten Ausnahmeregelungen für Dach- und Fassadenbegrünungen soll eine 
Vereinfachung im Rahmen der späteren Antragstellung ermöglicht werden. Sofern im Zuge 
der Bebauung mehr ebenerdige Grundstücksfläche begrünt wird, als planungsrechtlich er-
forderlich, kann die Fassaden- und Dachbegrünung in einem geringeren Umfang erfolgen 
bzw. gänzlich entfallen. 
 
Im Plangebiet ist ein Bereich festgesetzt, in dem oberirdische Stellplätze zugelassen sind. 
Um die Flächenerwärmung von größeren zusammenhängenden Stellplatzanlagen zu redu-
zieren, ist eine Verschattung der Flächen durch Bäume angestrebt. Stellplatzanlagen mit 
mindestens zwei ebenerdigen Stellplätzen sind mit Bäumen zu überstellen. An die Pflanz-
scheiben sind dabei Mindestanforderungen gestellt, um den Bäumen die Möglichkeit zu 
geben, eine angemessene Krone auszubilden und langfristig zu bestehen. Die Bäume sind 
dauerhaft zu pflegen und zu erhalten sowie bei Abgang gleichwertig nachzupflanzen. 
Bäume, die bereits vorhanden sind oder aufgrund anderer Anforderungen gepflanzt werden 
und die o.g. Voraussetzungen zur Verschattung der Stellplätze erfüllen, können hierbei an-
gerechnet werden. 
 
 

6. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen des Bebauungsplanes 
 
6.1  Dachform und Dachneigung 
 

Im Bebauungsplan sind konzeptbedingt ausschließlich Flachdächer und flachgeneigte Dä-
cher mit maximal 5° Dachneigung zulässig. Dadurch ist ein Ausbau der Dachgeschosse 
möglich, ohne dass die Gebäudehöhen der Umgebung maßgeblich überschritten werden. 
Darüber hinaus sollen mit der Festsetzung neben den gestalterischen Anforderungen auch 
die Voraussetzungen zur Begrünung von Dachflächen geschaffen werden. Dies entspricht 
dem konzeptionellen Gedanken eines durchgrünten Quartiers und dient der Regenrückhal-
tung. 
 

6.2 Dachaufbauten 
 

Mit der im Bebauungsplan getroffenen Festsetzung, dass Anlagen und Einrichtungen zur 
Nutzung der Sonnenenergie im gesamten räumlichen Geltungsbereich zulässig sind, wird 
dem Ziel entsprochen, im Mainzer Stadtgebiet die Nutzung von regenerativen Energien zu 
fördern. 
 
Darüber hinaus ist im Bebauungsplan aus gestalterischen Gründen festgesetzt, dass techni-
sche Bauwerke und technische Anlagen (z. B. Klimageräte) auf Dachflächen mindestens 
2,0 Meter von den Außenwänden der Gebäude zurücktreten müssen und vollständig ein-
zuhausen sind. Aufzugsschächte sind aufgrund der städtebaulichen Konzeption mit je ei-
nem Erschließungskern für die drei Häuser von dieser Regelung ausgenommen. Ein Zu-
rücktreten der Aufzugsschächte würde andernfalls zu einer größeren Dimensionierung der 
Erschließungskerne führen. Um negative gestalterische Auswirkungen zu verhindern dür-
fen die technischen Bauwerke und technischen Anlagen maximal 25 % der Dachfläche in 
Anspruch nehmen, damit durch eine übergroße Einhausung nicht der unerwünschte städ-
tebauliche Eindruck eines weiteren Geschosses entsteht. Anlagen zur Gewinnung von So-
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larenergie sind von dieser Regelung nicht betroffen. Diese Anlagen können mit einer Dach-
begrünung kombiniert werden und dürfen auch mehr als 25 % der Dachfläche in Anspruch 
nehmen. 

 
6.3 Mülltonnenstandplätze 
 

Um die vorhandenen Freiräume von Beeinträchtigungen freizuhalten, sind Mülltonnen und 
Wertstoffbehälter in geschlossenen Anlagen unterzubringen bzw. einzuhausen und ein-
zugrünen. Die Maßnahmen sollen bewirken, dass die Behälter vom öffentlichen Raum 
nicht mehr einsehbar sind und damit das Erscheinungsbild des Quartiers weniger prägen. 
Die Festsetzung trägt damit zur qualitätsvollen Gestaltung des Quartiers und des Ortsbildes 
bei. 

 
6.4 Vorgärten 
 

Der Ausschluss von Arbeits- und Lagerflächen im Vorgarten soll ein Verdrängen der be-
grünten Grundstücksteile minimieren. Und damit den öffentlich wahrnehmbaren Grünan-
teil im Quartier sichern. 
 
Definition Vorgarten: 
Der Vorgarten ist der Bereich eines Grundstückes, der zwischen der festgesetzten Verkehrsfläche und den 
tatsächlich errichteten Gebäuden liegt. 
Ein Vorgarten ist üblicherweise der Eingangsbereich eines Grundstücks, zwischen Gebäude und Ver-
kehrsfläche und als Garten gestaltet. Innerhalb des Vorgartens sind neben Grünflächen vor allem die fuß-
läufige Zuwegung zum Hauseingang, die Abgrenzung zur Verkehrsfläche (z.B. durch eine Einfriedung), 
meist eine Grundstückszufahrt / PKW-Stellplatz und ein Platz für Mülltonnen vorhanden.  
Eckgrundstücke verfügen regelmäßig gegenüber beiden an das Grundstück angrenzenden Straßen über einen 
Vorgarten, der den getroffenen Anforderungen unterliegt. 
 
Bei Grundstücken, auf denen die Gebäude im rückwärtigen Grundstücksteil angeordnet sind und damit 
der überwiegende Gartenanteil zwischen Gebäude und Verkehrsfläche zum Liegen kommt, sind die Vor-
gaben zu Vorgärten für den Bereich entlang der Verkehrsfläche mit einer Tiefe von 3 m anzuwenden. 
 
 

7. Fachgutachten und fachliche Stellungnahmen 
 
7.1 Artenschutzgutachten 
 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens "E68" wurde ein Artenschutzgutachten vom Büro 
Beratungsgesellschaft NATUR dbR (12/2022) erstellt. Hierin wurde das Planvorhaben un-
ter artenschutzrechtlichen Aspekten bewertet und die ggf. notwendig werdende Umsetzung 
von Vermeidungs-, Minimierung-, vorgezogenen Ausgleichs-und/oder Ersatzmaßnahmen 
formuliert.  
 
Im Vorhabengebiet und nahen Umfeld sind Grün- und Gehölzstrukturen vorhanden, die 
von Tierarten genutzt werden oder Potenzial als Lebensraum bzw. Teillebensraum beson-
ders oder streng geschützter Arten oder Arten mit ungünstigem Erhaltungszustand haben. 
Die Gehölze im Geltungsbereich des Bebauungsplans haben z.B. Potenzial zur Nutzung 
als Brutstätte durch europäisch geschützte Vogelarten. 
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Die im Untersuchungsgebiet vorhandenen Gehölze, vornehmlich der als erhaltenswert 
klassifizierte Baum- und Strauchbestand direkt am Regenrückhaltebecken, wurden intensiv 
hinsichtlich aktuell und potenziell vorhandener quartierbietender Strukturen, wie Baum-
höhlen, Nester, Kobel, Rindenrisse etc., untersucht. Dabei wurde auf einen aktuellen Besatz 
bzw. auf Hinweise auf einen ehemaligen Besatz (z.B. Kotspuren, Nistmaterial) insbeson-
dere der Artengruppe der Vögel geachtet. Die offenen Flächen wurden im Bereich der 
Avifauna besonders auf Bodenbrüter beobachtet. Des Weiteren wurde das Untersuchungs-
gebiet auf Fledermäuse und entsprechende Strukturen auf Reptilienbesatz hin untersucht. 
 
Säugetiere 
Relevante Vorkommen (streng geschützte bzw. hochgradig gefährdete Arten, wie Feld-
hamster und Haselmaus) sind nicht zu erwarten. Das Untersuchungsgebiet bietet aufgrund 
vorhandener Habitatrequisiten, sowie Lage und Isolation kein Potenzial zum Vorkommen.  
 
Fledermäuse 
Für Fledermäuse wurden die quartierbietenden Strukturen im Rahmen der Quartierpoten-
zialsuche erfasst. 
Es wurden keine potentiellen Quartiere für Fledermäuse aufgefunden. Die regelmäßige 
Nutzung des Gebiets als Fortpflanzungs- und Ruhestätte laut § 44 Abs.1 Nr.1 und 3 
BNatSchG wird damit ausgeschlossen. Auch wurden keine Nachweise erbracht, dass das 
Untersuchungsgebiet als Jagd- und/oder Transferzone durch Fledermäuse genutzt wird. 
 
Eine Nutzung des Untersuchungsgebiets als Jagd- oder Transferflugraum ist den- noch 
nicht auszuschließen. Nahrungs- und Jagdbereiche sowie Flugrouten und Wanderkorridore 
unterliegen gemäß LANA (Hinweise Artenschutzdefinitionen 2009) als solche nicht dem 
Verbot des §44 Abs. Nr. 3 BNatSchG. Eine erhebliche Störung der lokalen Population von 
Fledermausarten wird sich in diesem Fall durch das Bauvorhaben allerdings nicht ergeben. 
 
Reptilien 
Das Untersuchungsgebiet und funktional angrenzende Flächen wurden während der Rep-
tilienkartierung flächendeckend begangen, wobei alle Flächen und Strukturen mit potenzi-
ellen Reptilienbiotopen intensiv untersucht wurden. Nach intensiver Suche nach Reptilien 
(z.B. Mauer- oder Zauneidechse) an relevanten Kleinstrukturen konnten keine Vorkom-
men im Vorhabenbereich und Umfeld nachgewiesen werden. Ein Vorkommen unterhalb 
der Nachweisgrenze ist möglich, eine Beeinträchtigung (Störung) der lokalen Population 
der Reptilienarten in dem Fall aber nicht erheblich. 
 
Vogelarten 
Bei der Erfassung der Vogelarten lag der Fokus auf streng geschützten und Rote Liste - 
(mindestens gefährdete) Arten - sowie Arten, die im Bundesland einen ungünstigen-unzu-
reichenden (Ampel = "gelb") bzw. einen ungünstig-schlechten Erhaltungszustand (Ampel 
= "rot") haben. Bei Methodik, Definition und Bewertung einer Brut wurden für die Unter-
suchungen die gängigen Methodenstandards verwendet. 
 
Es wurden Paare von Amseln Blaumeisen, Elstern, Kohlmeisen und Ringeltauben gesich-
tet, die nachweislich im Untersuchungsgebiet gebrütet haben. Bei diesen Arten handelt es 
sich um Arten mit günstigem Erhaltungszustand in Rheinland-Pfalz. Ebenfalls dokumen-
tiert wurde ein Grünspechtpaar, das in der Baum-/Strauchschicht im östlichen Teil des 
Untersuchungsgebiets brütet. Bei dieser Art handelt es sich ebenfalls um eine Vogelart mit 
günstigem Erhaltungszustand in Rheinland-Pfalz, allerdings ist der Grünspecht als streng 
geschützt gemäß § 7 (2) 14. BNatSchG eingestuft.  
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Weitere Vogelarten mit ungünstig-unzureichendem Erhaltungszustand in Rhein- land-
Pfalz, die das Gebiet als Gastvögel überfliegen oder zur Nahrungsaufnahme besuchten, 
waren Bluthänflinge, die Feldlerche, der Hausrotschwanz und Stare.  
Als reine Gastvögel, die das Gebiet vermutlich zur Beutejagd überfliegen, wurden ferner 
der Mäusebussard und der Turmfalke dokumentiert, die als streng geschützte Arten gemäß 
§ 7 (2) 14. BNatSchG eingestuft sind. 
 
Außerdem nutzen immer wieder größere Gruppen von Haussperlingen das Untersu-
chungsgebiet zur Nahrungsaufnahme. Diese Art weist einen ungünstig-schlechten Erhal-
tungszustand in Rheinland-Pfalz auf.  
 
Die Nistplätze von mindestens 5 Paaren lagen aber nachweislich im Gebüschstreifen nörd-
lich außerhalb des Untersuchungsgebiets (angrenzend an den Spielplatz). Im Untersu-
chungsgebiet wurden keine Nistplätze dieser Art festgestellt. Somit liegen keine Hinweise 
auf ein aktuelles Brutvorkommen der Arten mit ungünstigem Erhaltungszustand im Un-
tersuchungsgebiet vor. 
 
Insgesamt wurden 25 Vogelarten im Untersuchungsgebiet und nahen Umfeld nachgewie-
sen; davon haben 5 den Status Brutvogel im Untersuchungsgebiet, die Übrigen sind Gast-
vögel oder brüten außerhalb des Untersuchungsgebietes. Besonders betrachtet wurde als 
Brutvogel der Grünspecht, der als streng geschützt gemäß § 7 (2) 14. BNatSchG gilt. Aus 
der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung dieser Art wurden Vermeidungs-, Minde-
rungs- und Ersatzmaßnahmen abgeleitet, um das Eintreten von Verbotstatbeständen im 
Vorhabengebiet zu verhindern. 

 
 
7.2 Bodengutachten 
 

Das bereits vorliegende geotechnische Gutachten zur Bodenuntersuchung aus dem Jahr 
2012 (Geotechnik Büdinger, Fein, Welling GmbH) ist nicht oder nur z. T. geeignet, um das 
Vorliegen "gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse" zu prüfen. 

 
Da der Geltungsbereich des "E 68" im Bodeninformationssystem Rheinland-Pfalz sowie 
im Bodenschutzkataster als Altstandort geführt wird, wurden vom Bodenmechanischen 
Labor Gumm (06/2020) im Rahmen des Radongutachtens zusätzliche Bodenuntersuchun-
gen nach Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) durchgeführt.  
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein Regenrückhaltebecken, dessen natürlichen Bo-
denstrukturen und normalen Bodenfunktionen bereits gestört wurden. 
 
Bei den durchgeführten Untersuchungen nach Bundes- Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung werden in allen untersuchten Mischproben die Prüfwerte für Wohngebiete und 
Kinderspielflächen unterschritten (Gumm 2020). Es konnten keine Beobachtungen ge-
macht werden, die darauf hinweisen, dass von dem untersuchten Gelände des ehemaligen 
Regenrückhaltebeckens umweltrelevante Bodenverunreinigungen und Gefährdungen der 
Schutzgüter Boden und Mensch ausgehen.  
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7.3 Radongutachten 
 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde im Bereich der neu geplanten Wohnbebau-
ung die Radonkonzentration im Boden anhand von Messungen untersucht. Es sollte fest-
gestellt werden, ob Maßnahmen zum Schutz vor Radon bei der Bebauung des Geländes zu 
berücksichtigen sind. 
 
Die Radonkonzentration in Gebäuden und in der Bodenluft kann sehr starken täglichen 
und witterungsbedingten Schwankungen unterliegen. In Gebäuden sind diese Schwankun-
gen durch das Nutzungsverhalten der Räume sowie im Haus entstehende Sogwirkungen 
verursacht. Durch thermisch oder dynamisch und meteorologisch erzeugte Luftdruckun-
terschiede im Gebäude kann verstärkt Radon in der Bodenluft durch erdberührende Wände 
und durch die Bodenplatte angesaugt werden. Über Schächte, Maueröffnungen und Trep-
penhaus kann das Radon auch in höhere Stockwerke migrieren.  
Im Gegensatz dazu wird außerhalb von Gebäuden das aus dem Boden austretende Radon 
sofort durch die Atmosphärenluft auf sehr niedrige Konzentration verdünnt.  
 
Im Geltungsbereich des "E 68" wurden an insgesamt 9 Stellen Messungen mittels Langzeit-
Dosimeter im Untergrund vorgenommen. 
In den untersuchten Proben wurden keine signifikant erhöhten Radon-Gehalte festgestellt. 
Unter Zusammenfassung aller Ergebnisse ergibt sich für den Bereich der geplanten Wohn-
bebauung mit Werten von 7 bis 15,3 kBq/m³ Bodenluft kein erhöhtes Radon-Potential des 
Untergrundes. Die Messwerte liegen damit unter den Werten, die aus der Radon-Vorsor-
gekarte des Landes Rheinland-Pfalz hervorgehen. Maßnahmen zum Schutz der Wohnnut-
zung sind somit nicht erforderlich. 
 
 

7.4 Wasserwirtschaftlicher Fachbeitrag 
 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde ein Entwässerungskonzept erstellt, wel-
ches das Erfordernis nach einer Absicherung des Plangebietes gegen die Einflüsse von 
Starkregenereignisse prüft. 
 
Das anfallende Niederschlagswasser muss gemäß WHG/LWG, soweit möglich, auf dem 
Grundstück verbleiben.  
Da eine Versickerungsmöglichkeit im Quartier aufgrund der örtlichen Verhältnisse nicht 
gegeben ist, ist die Rückhaltung des anfallenden Niederschlagswassers auf dem Grundstück 
und eine gedrosselte Ableitung erforderlich.  
 
Aufgrund der umliegenden Hangflächen, die landwirtschaftlich bewirtschaftet werden und 
der topographischen Lage des Geltungsbereiches ist das Plangebiet bei Starkregen poten-
ziell überflutungsgefährdet. Aus diesem Grund sind entsprechende Vorsorgemaßnahmen 
zu treffen, die in dem Gutachten ermittelt und beschrieben werden.  
Zur Sicherung vor einer Überflutung durch Außengebietswasser ist entlang des südlichen 
Wirtschaftsweges eine Mulde in Kombination mit einem Wall bzw. einer Stützwand/Pali-
sade vorgesehen, die die Funktion der Rückhaltung, Versickerung und Ableitung überneh-
men wird. Ergänzend hierzu erfolgt eine Neuprofilierung des bestehenden unbefestigten 
Wirtschaftsweges, so dass ein Gefälle von 0,5 % von Westen nach Osten entsteht und 
damit ein Wasserabfluss gewährleistet werden kann. 
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Zur Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers in das östlich vorhandene Regenrück-
haltebecken ist eine Querung des vorhandenen Wirtschaftsweges (Verlängerung der Straße 
"An der Wiese") in Form einer Mulde erforderlich.  
Die Umsetzung der im Gutachten aufgelisteten Maßnahmen ist für den Schutz der geplan-
ten Bebauung erforderlich. Die Umsetzung dieser Maßnahmen vor Realisierung der zuläs-
sigen Bebauung wurde daher Bestandteil des städtebaulichen Vertrages. 
 
 

7.5 Energiekonzeption 
 

Ziel der Energiekonzeption ist es, den Mindestbaustandard KfW 55 zu erreichen, der Ef-
fizienzstandard KfW 40 wird auf Basis einer Kosten-/ Nutzenanalyse geprüft. Entspre-
chende Regelungen zur Umsetzung des Energiekonzeptes erfolgen im Städtebaulichen 
Vertrag. Das Energiekonzept wird dem Grün- und Umweltamt vorgestellt und abgestimmt. 
Diese Abstimmung hat zum Ziel möglichst einvernehmlich auszuloten, ob eine Bauweise, 
die über den Mindeststandard KfW EH 55 hinausgeht, wirtschaftlich und ökologisch aus-
gewogen realisierbar ist.  
 
 

7.6 Baumkartierung  
 

Im Rahmen des Umweltberichtes wurde eine Baumkartierung für das Areal des "E 68" 
erstellt und ist dem Umweltbericht als Anlage beigefügt.  
 
Die vorhandenen Baumstandorte befinden sich meist im bestehenden Böschungsbereich 
an den Gebietsrändern und sind mit dichtem Unterwuchs aus Jungwuchs und Sträuchern 
umgeben. Grundlage zur Baumkartierung bildete unter anderem der städtebauliche Ent-
wurf mit der dort verzeichneten Nummerierung. Bei 83 Baumnummern existieren 76 zu 
untersuchende Baumstandorte, von diesen waren weitere zwei nicht verifizierbar bzw. nur 
als Stockausschlag vorhanden und deshalb nicht erhaltenswert. 
Von den aufgenommenen 74 Bäumen fallen 53 Stück unter die Rechtsverordnung zum 
Schutz des Baumbestands innerhalb der Stadt Mainz (RVO), 21 Bäume haben einen gerin-
geren Stammdurchmesser. Es wird im Rahmen der Erschließung des Baugebietes "E 68" 
zum Verlust von 13 Bäumen kommen, wovon zwei nicht unter die RVO fallen. 
Von den anderen Bäumen können bis auf wenige (Nr. 17, 35, 71 und 72) alle anderen 
Bäume sicher erhalten werden. Die Bäume Nr. 17 und 35 müssen evtl. im Rahmen der 
Außengebietsentwässerung gerodet werden; Nr. 71 und 72 liegen in einer ausgewiesenen 
Verkehrsfläche. Diese Verluste wurden jedoch bereits im Rahmen des benachbarten Be-
bauungsplanes "E 50" vorgesehen (dort als Verkehrsfläche ausgewiesen). Insgesamt sind 
11 Bäume nach RVO zu ersetzen. 
Der gesamte das Rückhaltebecken umgebende Gehölzbestand ist in seiner Funktion als 
Eingrünung erhaltenswert. Er gewährleistet eine gute Einbindung des geplanten Neubau-
gebietes zur freien Landschaft hin. Einzelne Exemplare entfallen z. B. wegen der Anlage 
von Wegen. Durch Schutzmaßnahmen und eine Umweltbaubegleitung bei der Erschlie-
ßung ist dafür zu sorgen, dass keine zusätzlichen Ausfälle und Folgeschäden verursacht 
werden. 
Die detaillierten Angaben zu den Baumstandorten sowie Hinweise auf erforderliche 
Schutz- bzw. Kompensationsmaßnahmen sind in der Baumliste dargestellt. 
Der Schutz aller zum Erhalt vorgesehenen Bäume erfolgt in Zusammenarbeit mit der ein-
zusetzenden ökologischen bzw. dendrologischen Baubegleitung. 
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8. Umweltbericht 
 
Im Umweltbericht werden die für den Geltungsbereich des Bebauungsplans relevanten As-
pekte des derzeitigen Umweltzustands sowie die Auswirkungen der Neuausweisung be-
schrieben und bewertet. 
 
Beschreibung und Bewertung des Umweltzustands 
 
Charakterisiert ist das Plangebiet durch die Baumhecke, die die Böschungen des ehemaligen 
Regenrückhaltebeckens im Osten, Süden und Westen bedeckt. Die Sohle des Beckens ist 
mit einer staudenarmen Fettwiese bedeckt, die nach Norden in eine Brennnesselflur über-
geht. Im Westen des Beckens schließt sich eine Grünfläche mit Baumgruppen und einer 
Wiesenbrache an. Im Norden des Plangebiets wird das Becken von einem schmalen, arten-
armen Grünlandstreifen begleitet, auf dem sich auch eine kleine Baumreihe mit Unter-
wuchs befindet. Die Baumhecke sowie die östliche Grünfläche wurde bereits im Rahmen 
der Stadtbiotopkartierung (2012) als wertvolle Flächen bewertet.  
 
Der gesamte das Rückhaltebecken umgebende Gehölzbestand ist in seiner Funktion als 
Eingrünung erhaltenswert. Die Baumhecke auf der westlichen Böschung des ehemaligen 
RRBs wird ebenfalls als hochwertig erachtet. Die Grünlandflächen und Brennnesselfluren 
auf der Beckensohle und entlang der Wege sind von eher untergeordneter Bedeutung für 
das Arten- und Biotoppotenzial. 
 
Erfassung von besonders und streng geschützten Arten 
Zur Erfassung von besonders und streng geschützten Arten, die den Bestimmungen des 
besonderen Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG unterliegen, wurde ein Artenschutzgut-
achten erstellt. 
 
Das Untersuchungsgebiet ist als Lebensraum für planungsrelevante Arten von mittlerem 
Wert. Besonders wichtig ist der Gehölzstreifen, der bereits als wertvolle Fläche charakteri-
siert ist und auch aus Gründen des Artenschutzes erhalten bleiben soll. Dort brütet der 
Grünspecht (Picus viridis), der als streng geschützt gemäß § 7 (2) 14. BNatSchG eingestuft 
ist, sowie weitere Vogelarten deren Erhaltungszustand ebenfalls als günstig in Rheinland-
Pfalz gilt, die aber nicht zu den streng geschützten Vogelarten gemäß § 7 (2) 14. BNatSchG 
zählen.  
 
Es wurden keine Quartiere von Fledermäusen nachgewiesen. Nahrungs- und Jagdbereiche 
sowie Flugrouten und Wanderkorridore sind nicht gänzlich auszuschließen, unterliegen ge-
mäß LANA (Hinweise Artenschutzdefinitionen 2009) als solche aber nicht dem Verbot des 
§44 Abs. Nr. 3 BNatSchG. Ein Vorkommen von Reptilien im Vorhabenbereich wurde 
nicht nachgewiesen, das Gebiet ist für diese Artengruppe nicht relevant (BG Natur 2022). 
 
Bodenfunktion 
In der Bodenfunktionsbewertung auf Grundlage der BFD5 (LGB 2016) wurde der Boden 
-unter anderem auf Grund des Ertragspotentials- insgesamt mit "sehr hoch" bewertet. Bei 
dem Plangebiet handelt es sich jedoch um ein Regenrückhaltebecken, dessen natürlichen 
Bodenstrukturen und normalen Bodenfunktionen bereits gestört wurden. Bei den Unter-
suchungen nach Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung werden in allen unter-
suchten Mischproben die Prüfwerte für Wohngebiete und Kinderspielflächen unterschrit-
ten (Gumm 2020). 
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Wasser 
Der Wasserkörpersteckbrief des WRRL Bewirtschaftungsplans bewertet den mengenmä-
ßigen Zustand des Grundwasserkörpers (Rhein), in dem die Bereiche der Stadt Mainz lie-
gen "gut", den chemischen Zustand wegen Nitratbelastung als "schlecht“". Im Wasserwirt-
schaftlichen Fachbeitrag wird nachgewiesen, dass das bei Starkregenereignissen aus dem 
südlich angrenzenden Außengebiet anfallende Niederschlagswasser schadlos abgeleitet 
werden kann. 
 
Klima 
Bezüglich des Klimas trifft auf das Plangebiet das Stadtrand-/Ortsrandklima mit geringer 
Bau- und hoher Grünmasse zu, das aufgrund seiner positiven Eigenschaften (höhere Ab-
kühlung, mittlere bis hohe Verdunstung, geringere Luftbelastung) von hoher Ausgleichs-
wirkung für stärker bebaute Bereiche mit geringeren Vegetationsanteilen ist. Die angren-
zenden Ventilationsbahnen stellen Klimafunktionsräume höchster Wertigkeit mit sehr ho-
her Ausgleichswirkung dar. 
 
Umweltauswirkungen 
 
Schutzgut "Mensch" 
Für das Schutzgut "Mensch" sind Beeinträchtigung des Wohnumfeldes ist nur baubedingt 
während der Erschließungsphase durch Baulärm und Baustellenverkehr zeitlich begrenzt 
für die Dauer der Baumaßnahmen zu erwarten. Anlagebedingt entfallen keine vorhandenen 
Wegeverbindungen oder sonstige erholungsbedingte Nutzungen, das ehemalige Rückhal-
tebecken war zuvor nicht zugänglich. Betriebsbedingte Auswirkungen, z. B. bei Starkregen, 
können vermieden werden.  
Maßnahmen zum Lärmschutz sind nicht notwendig. 
 
Fauna und Flora 
Als Beeinträchtigung von Fauna und Flora kann es an der angrenzenden Baumhecke sowie 
an Einzelbäumen und Baumreihen baubedingt im Rahmen der Erschließung zu Schäden 
an den Gehölzen kommen. Akustische und optische Störungswirkungen während der Bau-
phase durch Fahrzeugverkehr und Anwesenheit von Baupersonal stellen Beunruhigungs-
effekte dar, die vor allem für Vogelarten, und hier während der Brutzeit, relevant sind. 
Durch die angrenzenden Siedlungsflächen und Bewirtschaftung der Ackerflächen sind be-
reits jetzt optische und akustische Störungen vorhanden, die während der Bauphase ledig-
lich kurzfristig verstärkt werden.  
 
Innerhalb des Plangebietes kommt es zum anlagebedingten Verlust von rd. 4.700 m² Grün-
land (EA1), ca. 2.040 m² Brennnesselflur (LB1) sowie rd. 1.400 m² der Baumhecke. Der 
durch das Plangebiet überlagerte Teil der westlichen Grünfläche sowie ein Teil der Baum-
hecke bleiben durch Festsetzungen dauerhaft erhalten. 
 
Ein Teil der Biotopfunktionen kann durch Begrünungsmaßnahmen innerhalb des B-Plan-
gebietes erbracht werden. Es bleibt ein Defizit von rd. 0,6 ha für Biotopverluste, der auf 
einer externen Ausgleichsfläche zu erbringen ist. Dazu zählt der Verlust der Fläche von 
1.410 m² Baumhecke, der innerhalb des Plangebietes nicht erfüllt werden kann. Der Verlust 
soll multifunktional zusammen mit dem durch die Versiegelung entstehenden Eingriff (rd. 
0,84 ha) kompensiert werden. 
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Außerdem sind wegen des Verlusts von Höhlenbäumen für den Grünspecht eine vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahme (CEF- Maßnahme) zu erbringen. Untersuchungen haben erge-
ben, dass eine Annahme künstlicher Nisthöhlen sehr unwahrscheinlich ist. Daher wird vor-
geschlagen außerhalb der Brutzeit die genutzte Bruthöhle aus dem zu fällenden Baum Nr. 
2 herauszuschneiden und mit geeigneten Bändern an die zu erhaltenden Bäume (z. B. Baum 
Nr. 9) in gleicher Höhe und Ausrichtung anzubringen. 
 
Von den 53 gemäß RVO geschützten Bäumen im Geltungsbereich müssen anlagebedingt 
11 Stück gerodet werden, die anderen liegen in Grünflächen mit Erhaltungsgebot oder 
können als Einzelbaum erhalten werden. Mit der planungsrechtlichen Festsetzung von 13 
Bäumen kann der Ersatzpflanzungsbedarf auf Basis der Rechtsverordnung zum Schutz des 
Baumbestands gedeckt werden, weitere zwei kompensieren den Verlust von Bäumen, die 
nicht unter die Verordnung fallen.  
Je nach Wahl des Leuchtkörpers kann betriebsbedingt künstliches Licht bei Fauna aufgrund 
der Störung des natürlichen Tag- und Nachtrhythmus Schäden verursachen. Zur Minde-
rung von beleuchtungsbedingten Lockeffekten und Totalverlusten bei der lokalen Ento-
mofauna sind für die Beleuchtung außerhalb von Gebäuden warmweiß getönte LED-
Lampen (Lichttemperatur max.3.000 K, Farbe z. B. Amber) mit gerichtetem, nur zum Bo-
den abstrahlendem Licht (Abstrahlungswinkel max. 70 Grad zur Vertikalen) zu verwenden 
(Stadt Mainz 8/2020). 
 
Boden 
Durch die geplante Erschließung und Bebauung des Neubaugebietes kommt es zu umfang-
reichen Bodenbewegungen, zusätzlich wird biotisch aktiver Boden neu versiegelt. Bei den 
geplanten begrünten Dach- und Tiefgaragenflächen sowie bei nicht voll versiegelten Wegen 
können einschränkt Bodenfunktionen erfüllt werden. Die vorhandenen Flächen wurden 
durch die Anlage des RRB seinerzeit verändert bzw. umgelagert. Um die Bodenfunktion im 
Quartier nicht unnötig zu beeinträchtigen und den Anteil von befestigten Flächen auf ein 
Mindestmaß zu beschränken, wurde im Bebauungsplan festgesetzt, dass nicht überdachte 
Zuwege, oberirdische Stellplätze sowie Fuß- und Radwege ausschließlich mit wasserdurch-
lässigen Belägen und versickerungsfähigem Unterbau auszuführen sind. Nach Berücksich-
tigung der Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen im Plangebiet bleibt ein Defizit von 
rd. 0,72 ha, das nicht innerhalb des Plangebiets kompensiert werden kann. 
 
Die zusätzliche Flächenbefestigung durch die geplante Bebauung führt zu einem erhöhten 
ober flächigen Abfluss von Niederschlagswasser und somit zu einer verringerten Grund-
wasserzusickerung. Die neu befestigten Flächen stehen künftig nur noch eingeschränkt als 
Verdunstungsfläche zur Verfügung. Aufgrund § 55 Abs. 2 des Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz WHG) soll Niederschlagswasser zur Erhaltung 
und Anreicherung des Grundwasserstandes ortsnah versickert werden. 
 
Klima 
Für das Klima kommt es durch stärkere Temperaturunterschiede zwischen Bebauung und 
Umland zu einer räumlich begrenzten Veränderung des Mikroklimas. Ein Einfluss auf das 
Lokalklima ist bei einer intensiven Be- und Durchgrünung der geplanten Bebauung auszu-
schließen. 
Eine Beeinträchtigung eventueller Kaltluftströme ist nicht zu erwarten, da das geplante 
Bauwerk am Anschluss an vorhandene Siedlungsflächen errichtet wird. Die im Osten an-
grenzenden Ventilationsbahnen werden nicht gestört, da das geplante Baugebiet nicht in 
diesen Bereich eingreift. Durch Dach- und Tiefgaragenbegrünung werden klimawirksame 
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Oberflächen geschaffen, die das örtliche Klima durch Verdunstung und geringere Wärme-
speicherung positiv beeinflussen. 
 
Stadtbild (Landschaftsbild) 
Für das Stadtbild (Landschaftsbild) bleibt die Funktion der Ortsrandeingrünung (OE) 
durch die weitgehende Erhaltung der Gehölzstrukturen im Osten, Westen und Süden des 
Plangebietes erhalten. In Bezug auf den nördlichen Fußweg ergeben sich maximale Gebäu-
dehöhen von 11,5 m. Damit wird die geplante Bebauung zur freien Landschaft hin weitge-
hend durch den Gehölzbestand verdeckt. 
 
Denkmalschutzrechtliche Belange  
Oberirdisch sind denkmalschutzrechtliche Belange nicht berührt. Hinweise auf Boden-
denkmale liegen nicht vor. 
 
Kompensation 
Unter Berücksichtigung eines multifunktionalen Kompensationsansatzes wird der Aus-
gleich auf einer Teilfläche der Vorratsfläche in Mainz-Laubenheim, Flur 19, Nr. 63 er-
bracht. Das Grundstück ist überwiegend mit Intensivgrünland bestanden, im nördlichen 
Anteil ragt der Gehölzsaum des Grabens in die Fläche hinein. 
 
Die erforderliche Gehölzpflanzung von 1.410 m² kann entlang des vorhanden Gehölz-
saums erfolgen und diesen damit erweitern. Es verbleibt ein Bedarf von rund 5.785 m². 
Hierzu wird in diesem Umfang auf den übrigen Flächen eine Extensivierung des bislang 
intensiv genutzten Grünlandes durchgeführt. 
 
 

9. Verkehrsaufkommen und Lärmschutz 
 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden die verkehrlichen Auswirkungen des neuen 
Quartiers auf das bestehende Straßensystem geprüft. Die mit der Fertigstellung der Planung 
einhergehende zusätzliche Verkehrsbelastung in der Straße "An der Wiese", der Zufahrt 
zur Töngesstraße sowie den Kreisverkehr wird verkehrlich als unbedeutend eingeschätzt. 
Eine erhebliche Mehrbelastung bzw. ein Erreichen der Kapazitätsgrenze der genannten 
Straßen ist nicht zu erwarten.  
Die lärmtechnische Prüfung der Tiefgaragenzufahrt auf die benachbarten Wohnhäuser 
durch das Fachamt ergab, dass der Abstand der Tiefgaragenrampe zu den nächsten Wohn-
häusern (ca. 35 m) ausreichend ist, um die Vorgaben der TA-Lärm in der Nachbarschaft 
einzuhalten: Der Immissionsrichtwert im benachbarten allgemeinen Wohngebiet beträgt 
40 dB(A) nachts. Kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen 60 dB(A) nicht überschreiten. Die 
Berechnung des Beurteilungspegels ausgehend von der Rampe beträgt 36 dB(A), die zu 
erwartenden Geräuschspitzen liegen bei 55 dB(A). Damit werden beide Werte eingehalten. 
Die Abschirmung der seitlichen Wände der Zufahrt und der festgesetzten Nebenanlage 
mindern den Wert zusätzlich, so dass der Beurteilungspegel tatsächlich noch geringer ist. 
Damit ist nicht zu erwarten, dass es zu einer Beeinträchtigung die umliegenden Anwohner 
kommt. 
 
Südöstlich des Plangebiets (außerhalb des Geltungsbereiches) befindet sich zudem eine 
landwirtschaftliche Maschinenhalle. Auch für diese Nutzung wurde geprüft, ob diese die 
(zukünftigen) Anwohner beeinträchtigt. Durch den Abstand von ca. 180 m zum Rand des 
Plangebiets sind unzumutbare Geräusche (durch Traktoren) nicht zu befürchten. 
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10.  Bergwerksfeld "Johannes" 
 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes "E 68" wird von dem auf "Eisen" 
und "Mangan" verliehenen Bergwerksfeld "Johannes" überdeckt. Eigentümerin des Berg-
rechts für das Bergwerksfeld "Johannes" ist die Fa. Barbara Rohstoffbetriebe GmbH mit 
Sitz in 40764 Langenfeld. Das Bergwerksfeld erstreckt sich von Bereichen nördlich der 
Gemeinde Zornheim über die bebauten Gemeindegebiete von Mainz-Ebersheim und 
Klein-Winternheim bis in den Bereich südlich von Mainz-Marienborn. Über einen tatsäch-
lich erfolgten Bergbau innerhalb des Bergwerkfeldes "Johannes" liegen seitens des Landes-
amtes für Geologie und Bergbau keine Hinweise und Dokumentationen vor. Ein aktueller 
Bergbau erfolgt nicht. Das bestehende Bergrecht wirkt sich im Rahmen des benachbarten 
Bebauungsplanverfahrens "E 69" nicht auf das Bebauungsplanverfahren "E 68" aus. 

 
 
11. Familienfreundlichkeitsprüfung 
 

Die Familienfreundlichkeitsprüfung stellt keinen förmlichen Bestandteil des Bauleitplan-
verfahrens dar, sondern ist ein Hinweis dafür, ob die familienorientierten Entwicklungsziele 
der Stadt Mainz innerhalb des Plangebietes erfüllt werden können.  
Die Familienfreundlichkeitsprüfung erfolgte im Rahmen des Anhörverfahrens gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB durch die städtischen Fachämter. Von Seiten der tangierten Fachämter sind 
keine negativen Prüfungsergebnisse hinsichtlich der Familienfreundlichkeit vorgebracht 
worden.  
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine bisher unbebaute Fläche im unmittelbaren An-
schluss an bestehende Wohngebiete. Das Plangebiet ist sowohl städtebaulich strukturell 
(städtebauliche Kubaturen, Erreichbarkeit des Stadt- bzw. Ortskerns und der Nahversor-
gungsbereiche) als auch in Bezug auf die umliegenden Nutzungen und Freiräume gut bis 
sehr gut in das bestehende, Wohnumfeld eingegliedert. 
Basierend auf der städtebaulichen Zielsetzung der Entwicklung eines neuen Wohnquartiers 
wird für den Geltungsbereich des "E 68" ein "Allgemeines Wohngebiet" festgesetzt. Dabei 
geht es vor allem darum, der bestehenden, großen Nachfrage nach Wohnraum in Mainz 
mit einem entsprechenden Angebot gerecht zu werden. Hierfür bietet sich der Standort 
sehr gut an, der bereits durch seine bisherige Nutzung als ehemaliges Regenrückhaltebe-
cken eine Nutzung im Siedlungszusammenhang erfahren hatte und zudem mit seiner Lage 
in das Siedlungsgefüge integriert und von mehreren Seiten von Wohnnutzung umschlossen 
ist.  
 
Durch den Bebauungsplan "E 68" kann eine Wohnnutzung im Geschosswohnungsbau er-
folgen, was das Angebot an Wohnraum in Ebersheim erweitert, welches in der Umgebung 
überwiegend durch Einfamilienhäuser bestimmt wird. 
Eine ÖPNV-Anbindungen (Bus) ist in fußläufiger Erreichbarkeit gewährleistet und stellt 
einen Wert insbesondere für Menschen ohne eigenen Pkw dar. 
 
Die dem Gebiet dienenden Spielplätze und Grünflächen befinden sich unmittelbar angren-
zend an den Geltungsbereich und bleiben auch zukünftig bestehen. Durch Aufwertung der 
Spielplatzfläche sowie einer Erweiterung wird auch das Angebot für Kinder und Jugendli-
che künftig verbessert. 
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12. Statistik 
 

Größe des räumlichen Geltungsbereichs  
"FNP-Änderung" 
 
Größe des räumlichen Geltungsbereichs  
"Bebauungsplan "E  68" 
 

  
ca. 6.535 m² 

 
 

ca. 19.970 m² 

Allgemeines Wohngebiet 
 

 ca. 8.450 m² 

Private Grünfläche 
 

 ca. 1.800 m² 

Öffentliche Verkehrsfläche 
 

 ca. 410 m² 

Öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung 
 

 ca. 880 m² 

Externe Ausgleichsfläche  ca. 7.195 m² 
   
Anzahl der geplanten Wohneinheiten:  
 

 ca. 76 WE 

Einwohnerzahl: 
(Belegungsdichte 2,3 EW / WE) 

 ca. 175 EW 

 
 
13.  Städtebaulicher Vertrag 

 
Ergänzend zum Bebauungsplan "An der Wiese (E 68)" erfolgte der Abschluss eines städte-
baulichen Vertrags zwischen der Wohnbau Mainz GmbH, dem Wirtschaftsbetrieb Mainz AöR 
und der Stadt Mainz. Hierin werden einzelne Belange gesichert, die nicht mittels Festsetzung 
im Bebauungsplan regelbar sind. Zu diesen Maßnahmen zählen u. a.: 

 
 Ablösezahlung zur Aufwertung des nördlich angrenzenden Spielplatzes bzw. zur Her-

stellung des geplanten Spielplatzes im "E 50". Da in unmittelbarer Nähe zum neuen 
Wohngebiet ein umfangreiches Angebot an öffentlichen Kinderspielplätzen (möblier-
ter Spielplatz In den Teilern/Anemonenweg, geplanter Spielplatz im "E 50") vorhan-
den ist, bietet sich eine räumliche Konzentration in Form einer Aufwertung an. Hier-
durch profitiert auch die umgebende Siedlung. 

 Herstellung von Maßnahmen zum Schutz vor Außengebietswasser gemäß des wasser-
wirtschaftlichen Fachbeitrages Maßnahmen " M 2" bis "M 5" 

 Baum- Vegetations- und Artenschutz; Baumpflanzungen und Ortsrandeingrünung 
 Beleuchtung außerhalb von Gebäuden 
 Regelungen bzgl. der externen Ausgleichsfläche  
 Regelungen zum Energiekonzept 
 Regelungen zur sozialen Wohnraumförderung 
 Regelungen zu Wohngemeinschaften 
 Regelungen zu barrierefreiem Bauen 
 Herstellung einer Wendefläche für Müllfahrzeuge im Bereich des östlich angrenzenden 

Regenrückhaltebeckens 
 Regelungen zur Entwässerung 
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14. Kosten 
 

Die im Zuge des Bauleitplanverfahrens entstandenen Kosten wurden im Rahmen des Bau-
leitplanverfahrens durch die städtischen Fachämter ermittelt. Die angefallenen Kosten für 
die Erstellung der notwendigen Gutachten wurden durch den Eigentümer der Fläche 
(Wohnbau Mainz GmbH) übernommen.  
 
Als Bestandteil des Bebauungsplanes "An der Wiese (E 68)" wurde zwischen der Stadt 
Mainz, dem Wirtschaftsbetrieb der Stadt Mainz AöR und der Wohnbau Mainz GmbH ein 
städtebaulicher Vertrag abgeschlossen, worin die Übernahme anfallender Kosten für die 
Stadt Mainz (z.B. allgemeine Verfahrenskosten - ohne Personalkosten) verbindlich geregelt 
ist.  

 
 
Mainz, 
 
 
 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 
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1 Einleitung

1 Einleitung

Die Landeshauptstadt Mainz gehört zu den wachsenden Städten in Deutschland und  zieht als

bedeutender Hochschul- und Medienstandort viele Studierende und junge BerufstäFge an. Die

Landeshauptstadt Mainz beLndet sich daher seit längerer Zeit unter den zehn teuersten Miet-

städten in Deutschland. 

Am südöstlichen Siedlungsrand des StadMeils Mainz-Ebersheim beLndet sich das ehemalige Re-

genrückhaltebecken (RRB), das im Zuge eines Beckenneubaus im Nordosten von Ebersheim im

Jahr 2019 aufgegeben wurde. Das verbleibende Grundstück steht somit für eine städtebauliche

Entwicklung zur Verfügung. Mit dem Bebauungsplan „An der Wiese E (68)“ sollen die planungs-

rechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung einer Wohnbebauung geschaHen werden.

Parallel soll die 57. Änderung des Flächennutzungsplanes zur Anpassung an die neue Planung

durchgeführt werden.

1.1 Beschreibung des Vorhabens

Das Plangebiet beLndet sich am südöstlichen StadMeilrand von Mainz-Ebersheim (Gemarkung

Ebersheim), entspricht großteils den Flurstücken des ehemaligen Regenrückhaltebeckens sowie

den angrenzenden Straßen/ Wegen und wird wie folgt begrenzt: (Stadt Mainz 7/2022): 

• im Norden durch den Fuß- und Radweg (nördliche Grenze von Flur 2, Flurstück 128/6;

Flur 10, Flurstück 297),

• im Osten durch das benachbarte Regenrückhaltebecken (Flur 10, Flurstück 300 teilweise),

Teile des Landwirtscha	swegs in Verlängerung zur Straße an der Wiese (Flur 10, Flurstück

301  teilweise)  sowie  Teile  des  ehemaligen  Regenrückhaltebeckens  (Flur  10,  Flurstück

105/5)

• im Süden durch den Landwirtscha	sweg (südliche Grenze von Flur 10, Flurstück 164/2), 

• im Westen durch die angrenzende GrünJäche (östliche Grenze von Flur 2, Flurstück 486).

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes "An der Wiese (E 68)" umfasst insgesamt

eine Fläche von ca. 1,2 Hektar (Stadt Mainz 7/2022).

Nachfolgende Abbildung zeigt Lage und Abgrenzung des Gebietes.
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1 Einleitung

Abb. Nr. 1: Lage des Plangebietes

1.2 Ziele, Inhalte und wesentliche Festsetzungen des Bebauungsplans

1.2.1 Städtebauliches Konzept

Das städtebauliche Konzept  welches dem Bebauungsplan zugrunde gelegt wird, ist geprägt von
einer zweigeschossigen, oHenen Bauweise mit Flachdach, die sich in die umgebende Grünstruk-
tur einfügt. Die zwei Gebäude im Norden schließen mit der West-Ost-Ausrichtung an die beste-
hende Gebäudestruktur an und bilden den Eingang zum QuarFersplatz und den sich darum um-
gebenden drei T-förmigen Gebäudegruppierungen. Dabei sind die miMleren Gebäude in Nord-
Süd-Richtung und die südlichen Gebäude erneut in West-Ost-Richtung ausgerichtet. Insgesamt
können auf Grundlage des im Konzepts vorgesehenen Geschosswohnungsbaus ca. 76 Wohnein-
heiten realisiert werden. Freiraumplanerisch wird die Besonderheit des Ortes – die Beckenform
des ehemaligen Regenrückhaltebeckens – als gestalterisches Element aufgegriHen. Die bereits
vorhandenen, das Plangebiet umrahmenden Bäume sollen großteils erhalten werden und wer-
den durch Bäume im Norden und Südosten des QuarFers sowie im Gebiet ergänzt. Dadurch wird
die Ortsrandeingrünung gestärkt und das QuarFer grün umrahmt.

Das Wohngebiet wird durch die Straße "An der Wiese" im Nordosten des Grundstücks erschlos-
sen.  Durch die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in  einer Tiefgarage wird ein autofreies
QuarFer geschaHen, was wiederum die Freiraum- und Aufenthaltsqualität erhöht. Der Feferlie-
gende Innenhof ermöglicht zudem eine natürliche Beleuchtung der Tiefgarage. Neben den 60
Stellplätzen werden weitere 10 Stellplätze (u. a. 7 Besucherparkplätze) am Rande des QuarFers
(westlich der Tiefgaragen-Zufahrt) untergebracht. Durch Aufzüge wird eine barrierefreie Erschlie-
ßung von der Tiefgarage bis in die einzelnen Wohneinheiten (z. T. über den Innenhof) ermöglicht.

BÖHM + FRASCH GMBH, MAINZ  Seite 6 von 58 

© OpenStreetMap 

Lage des Bebauungsplans
„An der Wiese E (68)“



1 Einleitung

Die nördliche, bereits bestehende Fuß- und Radverkehrsverbindung zwischen den Wohngebieten

"E 24" und "E 50" wird beibehalten und stellt zudem einen weiteren Anknüpfungspunkt an das

neue QuarFer dar (Stadt Mainz 5/2022).

Abb.Nr. 2: Städtebauliches Konzept (Stand 09.12.2020, Wohnbau GmbH 12/21)

1.2.2 Ziele und Inhalte

Die  Stadt  Mainz  benöFgt  mehr  und  v. a.  bezahlbaren  Wohnraum.  Gemäß  der  Datenbank

Raum+Monitor verfügt die Stadt Mainz über ein WohnbauJächenpotenzial von 130 ha (Ebers-

heim: 45 ha). Im Entwurf der 2. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplanes Rhein-

hessen-Nahe wird ein WohnbauJächenbedarfswert von 230 ha bis zum Jahr 2030 ermiMelt. Un-

ter Abzug der o. g. BauJächenpotenziale aus der Datenbank besteht ausreichender Spielraum für

die Ausweisung von neuen BauJächen im Flächennutzungsplan.

Ziel ist es, ein autofreies WohnquarFer zu schaHen, das den bestehenden Siedlungskörper er-

gänzt und zugleich die bereits vorhandene Ortsrandeingrünung erhält. Für die Herleitung des

städtebaulichen und freiraumplanerischen Konzeptes wurde seitens der Wohnbau GmbH ein ers-

ter Entwurf erarbeitet, der nach Überarbeitung in AbsFmmung mit der Stadtverwaltung Grundla-

ge für den Bebauungsplan "An der Wiese (E 68)" darstellt. Mit diesem Bebauungsplan sollen die

planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung einer Wohnbebauung geschaHen wer-

den (Stadt Mainz 7/2022).
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1.2.3 Wesentliche Festsetzungen des Bebauungsplans

Im folgenden werden die wesentlichen Festsetzungen (Stadt Mainz 2/2023) wiedergegeben. Die

ausführliche, vollständige Beschreibung ist der Begründung zum „E68“ zu entnehmen, die grün-

ordnerischen Festsetzungen dem Kapitel  5.2.2.

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO):

• Das im Bebauungsplan gemäß § 4 BauNVO festgesetzte allgemeine Wohngebiet dient

vorwiegend dem Wohnen. 

• Unterhalb einer Höhe von 191,0 m ü. NHN ist eine Wohnnutzung nicht zulässig.

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB):

• Innerhalb  des  festgesetzten  Allgemeinen  Wohngebiets  darf  die  zulässige  GrundJäche

gemäß § 31 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 19 Abs. 4 BauNVO durch die in § 19 Abs. 4

Nr.  1  bis  3  BauNVO  bezeichneten  Anlagen  bis  zu  einer  GRZ  von  0,65  überschriMen

werden.

• Innerhalb  des  festgesetzten  Allgemeinen  Wohngebiets  darf  die  im  Plan  festgesetzte

maximal zulässige GrundJäche für die Errichtung von Balkonen und Terrassen um bis zu

15 % überschriMen werden.

Bauweise, überbaubare GrundstücksJäche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB):

• Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets sind Gebäude in oHener Bauweise

zu errichten.

• Ein Überschreiten der Baugrenzen durch Balkone und Terrassen ist bis zu einer Tiefe von

2,0 m zulässig.

Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen, Tiefgaragen und Gemeinscha	sanlagen (§ 9 Abs.

1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB)

• Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches ist die Errichtung von ebenerdigen Garagen

und Carports nur innerhalb der überbaubaren GrundstücksJächen zulässig.

• Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches ist die Errichtung von oberirdischen Stell-

plätzen nur innerhalb der für Stellplätze festgesetzten Flächen "St" zulässig.

• Tiefgaragen sind nur innerhalb der festgesetzten überbaubaren GrundstücksJächen so-

wie innerhalb der durch Planeintrag festgesetzten Flächen "TGa" zulässig. 

Private GrünJächen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

• Innerhalb der durch Planeintrag festgesetzten privaten GrünJäche mit der ZweckbesFm-

mung "Ortsrandeingrünung" ("OE") sind bauliche und sonsFge Anlagen unzulässig. Aus-

genommen hiervon ist die im wasserwirtscha	lichen Fachbeitrag dar-gestellte niedrig-

kanFge Barriere im Süden / Südosten des Plangebiets, die der Außengebietsentwässe-

rung dient.

Flächen , die von der Bebauung freizuhalten sind, und ihre Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

• Innerhalb der durch Planeintrag festgesetzten Flächen, die von der Bebauung freizuhal-

tenden sind, sind bauliche und sonsFge Anlagen (auch Nebenanlagen) unzulässig.

Nachfolgende Abbildung zeigt die planungsrechtlichen Festsetzungen (Stand 06.03.23).
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Abb. Nr. 3: Bebauungsplan "An der Wiese (E 68)", Stand 06.03.23)

1.2.4 Entwässerung / Versickerungskonzept

Aufgrund § 55 (2) des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz –

WHG) soll Niederschlagswasser zur Erhaltung und Anreicherung des Grundwasserstandes orts-

nah versickert werden. Nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser ist nach Möglichkeit

breiIlächig über Jach angelegte Versickerungsmulden und unter Ausnutzung der belebten Bo-

denschicht dem Grundwasser dezentral zuzuführen. Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von

Niederschlagswasser als Brauch- und/oder Beregnungswasser können Zisternen errichtet wer-

den. Diese sind gemäß § 62 Abs. 1 Nr. 5 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) bis zu 50 m³

Behälterinhalt und bis zu 3 m Höhe genehmigungsfrei.

Den Ergebnissen der Bodenuntersuchungen zufolge ist der Untergrund für die gezielte Versicke-

rung von Niederschlagswasser nicht geeignet. Zum einen sind die Böden nur schlecht wasser-

durchlässig, zum anderen steht Grundwasser bereits in geringer Tiefe an. Gegen eine breiIlächi-

ge Versickerung z. B. über wasserdurchlässige Beläge bestehen dagegen keine Bedenken.

Der wasserwirtscha	liche Fachbeitrag (Kläs 1/23) weist nach, dass das bei Starkregenereignissen

aus dem südlich angrenzenden Außengebiet anfallende Niederschlagswasser schadlos abgeleitet

werden kann.  Im Fachbeitrag Entwässerung zum Bebauungsplan (Kläs 7/22) wurde ein Konzept

vorgelegt, das nach Umsetzung die geplante Bebauung vor Starkregenereignissen bis zu einer
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Jährlichkeit von a = 100 Jahren im Rahmen der aktuellen technischen Vorgaben schützen wird.

1.2.5 Energiekonzept

Sofern der Passivhausstandard nicht erreicht wird bzw. eine andere energeFsche KonzepFon ge-

plant wird, wird in AbsFmmung mit dem Grün- und Umweltamt ein Energiekonzept erarbeitet.

Regelungen zur Einhaltung des Passivhausstandards bzw. zur Umsetzung des Energiekonzeptes

erfolgen im Städtebaulichen Vertrag (Stadt Mainz 3/2023).
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2 Rechtliche und planerische Vorgaben

Für den Bebauungsplan „An der Wiese (E 68)“ werden aus folgenden Fachgesetzen die abzulei-

tenden Ziele dargelegt.

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) / Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG)

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans ist zu klären, ob die Planung zu EingriHen in Na -

tur  und Landscha	 führt,  Vermeidungs-  und Minimierungsmaßnahmen durchgeführt  werden

können und wie ggf. sich ergebende EingriHe im Sinne des BauGB auszugleichen sind. 

Hinsichtlich möglicher Vorkommen von besonders und streng geschützten Arten sind die BesFm-

mungen der §§ 19 sowie 44  und 45 BNatSchG zu beachten.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Landeswassergesetz (LWG)

Die Ziele einer umweltverträglichen Regenwasserbewirtscha	ung sind u.a. in § 55 WHG deL-

niert.

Das LEP IV weist der Stadt Mainz die FunkFon eines "Oberzentrums" zu. Der Stadt Mainz kommt

damit unter anderem die FunkFon eines regional bedeutenden Wohnstandortes zu (Stadt Mainz

2/2020).

Im Planwerk zum Regionalen Raumordnungsplan ist das Plangebiet als "sonsFge FreiJäche" aus-

gewiesen. Im Rahmen der landesplanerischen Stellungnahme seitens der SGD Süd im Bebau-

ungsplanverfahren wurde die Aufstellung des Bebauungsplanes "E 68" begrüßt: Der Bebauungs-

plan "E 68" diene der Umwandlung einer nicht mehr benöFgten Fläche für Versorgungsanlagen

in eine WohnbauJäche. Im Entwurf der 2. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungspla-

nes Rheinhessen-Nahe werde ein WohnbauJächenbedarfswert von 230 ha bis zum Jahr 2030 er-

miMelt. Unter Abzug der bereits in der Datenbank Raum-Monitor ausgewiesenen BauJächenpo-

tenziale bestehe ausreichender Spielraum für die Ausweisung von neuen BauJächen im Flächen-

nutzungsplan. Da sich die BauJäche in die Siedlungsstruktur einfüge, werde die Planung seitens

der SGD Süd auch städtebaulich begrüßt (Stadt Mainz 2/2020).

Flächennutzungsplan der Stadt Mainz

Das Plangebiet ist im gülFgen Flächennutzungsplan der Stadt Mainz als Fläche für "Versorgungs-

anlagen, für die Abfallentsorgung und AbwasserbeseiFgung sowie für Ablagerungen" im Bereich

des ehemaligen Regenrückhaltebeckens sowie als benachbarte und umrahmende "GrünJäche"

mit der ZweckbesFmmung "Grün-/ Parkanlage" dargestellt. 

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. Die

Umwandlung des Regenrückhaltebeckens in ein Wohngebiet entspricht nicht den Darstellungen

des Flächennutzungsplanes. Daher ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich: Im

Rahmen der 57.  Flächennutzungsplanänderung wird daher die derzeit  als  Fläche für "Versor-

gungsanlagen, für die Abfallentsorgung und AbwasserbeseiFgung sowie für Ablagerungen" dar-

gestellte Fläche zukün	ig als "WohnbauJäche" dargestellt. Das hierfür erforderliche Verfahren

zur Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Mainz erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8

Abs. 3 BauGB zum Bebauungsplanverfahren "E 68" (Stadt Mainz 5/2022).

Landscha�splan der Stadt Mainz

Im Landscha	splan 2015 sind in der Karte für das Plangebiet selbst keine Eintragungen vorhan-

den, wie die nachfolgende Abbildung zeigt. Im Osten schließt sich ein Bereich mit Maßnahmen

zum Schutz klimaFscher FunkFonen an, in dem Erhalt und Sicherung einer lokalen VenFlaFons-

bahn sowie von besonders wertvollen FreiJächen vorgesehen sind. Für die Flächen südlich des

Plangebietes ist der Schutz und Erhalt von Böden mit (sehr) hohen BodenfunkFonswert (braune
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SchraHur) dargestellt.

Abb.Nr. 4: AusschniF aus dem Landscha�splan der Stadt Mainz (BlaF 9), verändert: der Kreis markiert das 

B-Plangebiet

Wesentliche landespJegerische Ziele für den Planungsraum Ebersheim (Nr. 10) sind:

• Sicherung der bestehenden Grünräume im Siedlungsbereich und OpFmierung der Anbin-

dung an die siedlungsnahen Freiräume (umgebende Agrarlandscha	).

• Erhalt  und  OpFmierung  der  strukturreichen  landscha	stypischen  Siedlungsränder  im

Übergang zur umgebenden Agrarlandscha	 unter Erhalt und Förderung der siedlungskli-

maFschen AustauschfunkFonen zwischen den FreiJächen und dem Siedlungsbereich (v.a.

im Süden, Durchlässigkeit am Siedlungsrand). 

• Erhalt der VenFlaFonsbahn im Osten des Planungsraumes. 

• Artenschutz im Siedlungsbereich durch Sicherung und SchaHung von Nistmöglichkeiten

für Gebäudebrüter sowie Vermeidung von Vogelschlag an Glas .

• Erhalt und Entwicklung der Verbindungselemente des Lokalen Biotopverbundes.

Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbestands innerhalb der Stadt Mainz

Die Rechtsverordnung (RVO) schützt innerhalb der Stadt Mainz Bäume mit einem Stammumfang,

gemessen in 1 m Höhe, ab 80 cm. Bei mehrstämmigen Bäumen ist die Summe der Stammumfän-

ge maßgebend, jedoch muss ein Stamm mindestens 30 cm Umfang haben. Unter diesen Voraus-

setzungen wurde eine BaumkarFerung durchgeführt (siehe Kapitel 3.2).
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Schutzgebiete und –objekte

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans beLnden sich weder Schutzgebiete noch Schutzobjekte.

Planung vernetzter Biotopsysteme

In der Zielkarte, Stand 2019, sind die Rückhaltebecken als SFllgewässer eingetragen, die angren-

zenden Flächen als „AckerJächen, RebJuren, Obstplantagen“.

Klimaökologischer Begleitplan zum Flächennutzungsplan der Stadt Mainz

Die KlimafunkFonskarte weist den Geltungsbereich als „Stadtrand/Ortsrandklima: hohe Baumas-

se, geringe Grünmasse“ aus.  Im Süden schließt sich „Ebene, geringe Grünmasse“ an. Im Osten ist

eine lokale VenFlaFonsbahn dargestellt.

Rechtskrä�ige Bebauungspläne

Das  Plangebiet  liegt  teilweise  im  Geltungsbereich  der  Bebauungspläne  "In  der  Töngeswiese

(E 24)" und "Hinter der Wiese (E 50)". 

Die Überschneidung mit dem Bebauungsplan "In der Töngeswiese (E 24)" beinhaltet Teile der bis-

her als "ÖHentliche GrünJäche"  festgesetzten Fläche direkt neben dem ehemaligen Regenrück-

haltebecken und Teile des nördlichen Fuß- und Radwegs. Im Bereich des Fuß- und Radweges im

Norden sowie mit dem nordöstlich angrenzenden Teil der Straße "An der Wiese" (und deren Ver-

längerung) überschneiden sich die Geltungsbereiche der Bebauungspläne "An der Wiese (E 68)"

und "Hinter der Wiese (E 50)". 

Der Fuß- und Radweg des Bebauungsplans "Hinter der Wiese (E 50)" dient zur Verbindung mit

dem Bebauungsgebiet "E 24" und ist wie die Straße bereits im "E 50" als öHentliche VerkehrsJä-

che gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes "E 68" ersetzen innerhalb dessen Geltungsbereiches die

Festsetzungen der o. g. Bebauungspläne "E 24" und "E 50". Die nachfolgende Abbildung zeigt die

Abgrenzung der rechtskrä	igen Bebauungspläne.
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3 Beschreibung und Bewertung des Umweltzustands

Im Folgenden werden die für den Geltungsbereich des Bebauungsplans relevanten Aspekte des

derzeiFgen Umweltzustands beschrieben und bewertet.

3.1 Menschen, Stadtbild (Landscha�sbild), Naherholung

Das Plangebiet beLndet sich in der  naturräumlichen Einheit Ostplateau (227.130). Das Plateau

erhebt sich als HochJäche mit Jachen Kuppen bis fast 250 m ü. NN zwischen dem Selztal im Wes-

ten und Süden, der Wackernheimer Randstufe im Norden sowie der Gaustraßenhöhe und dem

Laubenheimer Berg im Osten. Nach Nordosten vermiMelt die Bretzenheimer Höhe zur Rheine-

bene. Bis auf den  Ober-Olmer Wald ist die HochJäche waldfrei und wird im Südteil durch Acker-

bau geprägt. Westlich und nördlich des Ober-Olmer Waldes besFmmt ein steFger Wechsel von

AckerJächen und Obstkulturen das Erscheinungsbild. Die HochJäche ist ausgesprochen arm an

Gewässern, die zudem meist nur zeitweise Wasser führen. Im OsMeil ist Ebersheim die einzige

Siedlung der HochJäche. Zornheim liegt bereits im Übergangsbereich zur Gaustraßenhöhe am

Ende einer Talmulde. Die OHenheit der Landscha	 ermöglicht vor allem an den Rändern der

HochJäche und von freien Kuppen einen weiten Blick in die Umgebung (MUEEF 2020).

Laut Landscha	splan der Stadt Mainz (TRIOPS 2015) wirkt sich der Siedlungsrand von Ebersheim

in der Agrarlandscha	 mit seinen landscha	stypischen Strukturen posiFv aus und dient als wich-

Fger OrienFerungspunkt (Kriterium Vielfalt/Eigenart).  Das Siedlungsbild von Ebersheim selbst

wird insgesamt im Landscha	splan mit „miMel“ bewertet. In dem vergleichsweise kleinen Sied-

lungsbereich des StadMeils Ebersheim sind im gesamten bebauten Bereich keine wohnungsnahen

Grünräume vorhanden. Durch die Lage der Ortscha	 innerhalb der Agrarlandscha	 und durch

die geringe Größe des  Siedungsbereichs ist ebendiese jedoch sehr gut zugänglich, wenngleich

diese die FunkFon der wohnungsnahen Grünräume nicht vollständig übernehmen können.

Entsprechend seiner früheren BesFmmung liegt die Fläche des  ehemaligen Rückhaltebeckens

(RRB) ca. 2,00 bis 3,00 Meter Fefer als die umgebenden VerkehrsJächen und Wirtscha	swege

(Gumm 2020). Das Plangebiet wird allseiFg durch bestehende Grünstrukturen eingebunden. Viel-

fälFger als das  ehemaligen Rückhaltebecken des Plangebietes ist das im Osten angrenzenden Be-

cken gestaltet, das mit einzelnen Weiden, staudenreichem Böschungsbewuchs und feuchtezei-

genden PJanzen im Becken einen naturnäheren Eindruck vermiMelt.

In der Umgebung ist ein umfangreiches Angebot an öHentlichen Kinderspielplätzen vorhanden,

z. B. beLndet sich nördlich des Plangebietes ein Spielplatz.

Die Wege, die im Norden, Osten und Westen angrenzen, dienen auch der Naherholung. 

3.2 Fauna und Flora / biologische Vielfalt

Aufgrund der geologischen und klimaFschen Standortverhältnisse würde sich ohne menschliche

EinJussnahme am Standort als heuFge potenziell natürliche VegetaFon (HpnV) SFeleichen-Hain-

buchenwald (Kalk, HB) entwickeln. Unter den KarFereinheiten HA und HB sind die  vorwiegend

basenreichen  Feuchtstandorte zusammengefasst. Die Baumartenzusammensetzung variiert sehr

stark von Eichen dominierten Beständen bis  zu  den  an  Feldulmen  und  Eschen reichen Bestän-

den in den Kalkgebieten.

In der BiotopkarFerung der Stadt Mainz (1998) sind im Geltungsbereich folgende Eintragungen

vorhanden:
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• Teiche, anthropogen gestörte Randbereiche, meist trocken.

• SchutzpJanzung.

• Parkanlagen mit jungem Baumbestand, extensiv gepJegt.

Zur  weiteren Detaillierung wurde im Geltungsbereich 2019 eine VegetaFonsaufnahme (siehe

Plan 2) inklusive BaumkarFerung durchgeführt. 

Charakterisiert ist das Plangebiet durch die Baumhecke (BD6), die die Böschungen des ehemali-

gen RRB im Osten, Süden und Westen bedeckt. Im Norden, in Richtung Siedlungsrand, wird der

Höhenversatz durch eine Betonstützwand (HN4) abgefangen. Die Baumstandorte beLnden sich

meist im Böschungsbereich und sind mit dichtem Unterwuchs aus Jungwuchs und Sträuchern

umgeben. Im Saum stehen ruderale, meist nitrophile Arten wie Brennnessel und Taubnessel. Die

Sohle des Beckens ist mit einer staudenarmen FeMwiese (EA1) bedeckt, die nach Norden - dort,

wo sich der Beckeneinlauf beLndet -  in eine BrennnesselJur (LB1) übergeht. Zufahrten und Ein-

lau^ereiche des ehemaligen Beckens sind durch Beton / BetonpJaster (HT1) befesFgt.  Auch die

im Norden und Osten des Plangebiets verlaufenden Wirtscha	swege sind versiegelt (VB1), bei

dem im Süden angrenzenden Weg handelt es sich um einen Grasweg (VB2). Das gesamte Becken

ist von einem Zaun umgeben.

 Abb.Nr. 6: Blick von Osten über das Plangebiet

In der im Westen anschließenden GrünJäche waren Eschen, Bergahornbäume und Winterlinden

gepJanzt worden, bei den kleineren Mirabellenbäumen dür	e es sich um Wildwuchs handeln.

Ein Pfad durchquert die Fläche von Nord nach Süd. Das Grünland unter dem Bäumen lag zum

KarFerzeitpunkt brach (EE1).
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 Abb.Nr. 7: GrünKäche im Westen des Plangebiets

Der östliche Weg wird von einer kurzen Baumreihe (BF1, Spitzahorn) und FeMwiese (EA1) beglei-

tet.  Die Böschungen des angrenzenden Rückhaltebeckens ist  mit  blütenpJanzenreicher Grün-

landvegetaFon bedeckt (EA1, tl). Hier waren SchmeMerlinge wie der Admiral zu beobachten. In

der  Sohle  stehen einige Baumweiden und eine Säulenpappel  (BF2).  Auf  der  Fläche wachsen

Brennnesseln, einige Grünlandarten und - teils dominant - der WasserpfeHer. Aufgrund seines

Charakters wurde der Bewuchs dem Biotoptyp HochstaudenJur (LB1) zugeordnet, der Übergang

zu Grünland ist Jießend.

 Abb.Nr. 8: Im Osten an das Plangebiet angrenzendes Becken

Im Norden des Plangebiets wird das Becken von einem schmalen, artenarmen Grünlandstreifen
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(EA1) begleitet. Im Osten des Grünstreifens beLndet sich eine kleine Baumreihe mit Unterwuchs,

in der auch etwas größere Exemplare von Berg- und Feldahornen stehen. Im Norden grenzt an

das Plangebiet ein Spielplatz (HU2), eine FeMwiese (EA1) sowie Einzelhausbebauung mit Ziergär-

ten an.

Folgende PJanzenarten sind z. B. in den jeweiligen Biotoptypen vertreten:

Baumhecke (BD6)

Acer pseudoplatanus Bergahorn

Bromus inermis Wehrlose Trespe

Corylus avellana Hasel

Lonicera xylosteum Heckenkirsche

Prunus mahaleb Weichselkirsche

Rosa canina Hundsrose

Salix fragilis Bruchweide

Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Sorbus aria Mehlbeere

Im Saum:

UrFca dioica Brennnessel

Hordeum murinum Mäuse-Gerste

Alliaria peFolata Knoblauchsrauke

Geranium roberFanum SFnkend. Storchschnabel

Lamium album Weiße Taubnessel

Baumgruppe) BF2:

Salix alba Silberweide

Populus nigra 'Italica' Säulenpappel

FeMwiese (EA1) 

Anthriscus sylvestris Wiesen-Kerbel 

Arrhenatherum elaFus GlaMhafer

Galium album agg. Weißes Labkraut

Lotus corniculatus Hornklee

Trifolium pratense Wiesenklee

Trifolium repens Weißklee

Vicia sepium Zaun-Wicke

Rumex crispus Krauser Ampfer

Traxacum o`cinale Löwenzahn

Böschung angrenzendes RRB:

Centaurea scabiosa Skabiosen-Flockenblume

Onobrychis viciifolia FuMer-EsparseMe

Galium verum Echtes Labkraut

Securigera varia Bunte Kronwicke 

Trifolium pratense Rotklee

Feuchte HochstaudenJur/BrennnesselJur (LB1)

Echinochloa crus-galli Hühnerhirse

UrFca dioica Brennnessel

Rumex crispus Krause Ampfer

Sohle angrenzendes RRB:

Persicaria hydropiper WasserpfeHer

Echinochloa crus-galli Hühnerhirse

Alopecurus pratensis Wiesen-Fuchsschwanz

Brache (EE1)

UrFca dioica Brennnessel

Dactylus glomerata Knaulgras

Arrhenatherum elaFus GlaMhafer

Cirsium arvense Acker-Kratzdistel

Silene alba Weiße Lichtnelke
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Bewertung

Ein Teil  der Flächen im Geltungsbereich wurde bereits  im Rahmen der StadtbiotopkarFerung

(2012) bewertet. Wie die nachfolgende Abbildung zeigt, wurde ein Teil des Gehölzbewuchses, die

westliche GrünJäche sowie das angrenzende Becken als wertvolle Flächen abgegrenzt.

Abb.Nr. 9: Auszug KorisLsche KarLerung zur StadtbiotopkarLerung 2012

Die Baumhecke auf der westlichen Böschung des ehemaligen RRBs wird ebenfalls als hochwerFg

erachtet. Die GrünlandJächen und BrennnesselJuren auf der Beckensohle und entlang der Wege

sind von eher untergeordneter Bedeutung für das Arten- und Biotoppotenzial.

BaumkarLerung

In AbsFmmung mit dem Grün- und Unweltamt der Stadt Mainz wurden neben den Bäumen, die

der RVO unterliegen auch Bäume mit geringeren Durchmessern aufgenommen. Dies diente der

Feststellung der Baumverluste durch die Festsetzungen des Bebauungsplans. Außerdem sollte

untersucht werden, welche Baumstandorte in die städtebauliche Planung integriert werden kön-

nen. 

Insgesamt wurden 74 Bäume erfasst und bewertet. Davon unterliegen 53 der Rechtsverordnung

zum Schutz des Baumbestands. Die Liste der karFerten Bäume ist der BaumkarFerung  als Anla-

ge 1 beigefügt. Plan zeigt den bewerteten Bestand.

Der gesamte das Rückhaltebecken umgebende Gehölzbestand ist in seiner FunkFon als Eingrü-

nung erhaltenswert. Er gewährleistet eine gute Einbindung des geplanten Neubaugebietes zur

freien Landscha	 hin. Einzelne Exemplare enIallen z. B. wegen der Anlage von Zufahrten und Ab-
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riss des Staukanals. 

Es wird im Rahmen der Erschließung es Baugebietes E68 zum Verlust von 13 Bäumen kommen,

wovon zwei nicht unter die RVO fallen.

Von den anderen Bäumen können bis auf Nr. 17, 35, 71 und 72 alle sicher erhalten werden. Die

Bäume Nr. 17 und 35 müssen evtl. im Rahmen der Außengebietsentwässerung gerodet werden;

Nr. 71 und 72 liegen in einer ausgewiesenen VerkehrsJäche. Diese Verluste wurde jedoch bereits

im Rahmen des benachbarten Bebauungsplanes E50 vorgesehen (dort als VerkehrsJäche ausge-

wiesen). Insgesamt sind 11 Bäume nach RVO zu ersetzen.

Durch Schutzmaßnahmen und eine Umweltbaubegleitung (UBB) bei der Erschließung ist dafür zu

sorgen, dass keine zusätzlichen Ausfälle und Folgeschäden verursacht werden.

3.2.1 Geschützte Flächen und Objekte

Im Geltungsbereich beLnden sich keine gemäß § 30 BNatSchG geschützten Biotope. Die gemäß

der RVO zum Schutz des Baumbestandes innerhalb der Stadt Mainz geschützten Bäume sind in

der Unterlage „BaumkarFerung“ Anlage 1 als Liste verzeichnet und in dazugehörigen Plan darge-

stellt.

3.2.2 Besonders und streng geschützte Arten

Im Plangebiet und nahen Umfeld sind Strukturen vorhanden, die von planungsrelevanten Tierarten

genutzt werden oder Potenzial als Lebensraum bzw. Teillebensraum besonders oder streng geschütz-

ter Arten oder Arten mit ungünsFgem Erhaltungszustand haben. 

Vor  Beginn der  Bebauung der  Flächen sind eine artenschutzrechtliche Betrachtung und der  Aus-

schluss der BetroHenheit nach §44 BNatSchG notwendig. In einem ersten SchriM wurde aufgrund ei-

ner überschlägigen Wirkungsprognose  der Untersuchungsumfang für die Erhebungen (Relevanzprü-

fung) besFmmt. BerücksichFgt wurden die BiotopausstaMung und die Habitatstruktur. Neben bauli -

chen Anlagen, Gehölzen und FreiJächen wurden auch Kleinstrukturen (wie z. B. Holz- und Steinhau-

fen) mitbetrachtet und die unmiMelbare Umgebung mitberücksichFgt (BG Natur 2022). 

Relevanzprüfung

Für  Fledermäuse ist durch die Gehölze QuarFerpotenzial vorhanden. Eine Nutzung des Plangebiets

als Jagdgebiet bzw. zum Transfer ist anzunehmen.  Der Ausschluss von ReprodukFon ist notwendig,

deshalb wurde eine QuarFerpotenzialkarFerung und Erfassung durchgeführt.

Relevante Vorkommen von sonsFgen SäugeFeren (streng geschützte bzw. hochgradig gefährdete Ar-

ten wie Feldhamster oder Haselmaus) sind nicht zu erwarten. Das Untersuchungsgebiet bietet auf-

grund vorhandener Habitatrequisiten sowie Lage und IsolaFon kein Potenzial zum Vorkommen. 

Das Vorkommen von Vogelarten mit ungünsFg-unzureichendem Erhaltungszustand (gelb) sowie Vo-

gelarten mit ungünsFg-schlechtem Erhaltungszustand (rot), insbesondere Gebäude- und Gehölzbrü-

ter, ist möglich. Der Ausschluss planungsrelevanter Arten im EingriHsbereich ist notwendig.

Es sind keine für Amphibien geeignete ReprodukFonsgewässer im Untersuchungsgebiet und näheren

Umfeld  vorhanden.  Eine  Nutzung  des  Untersuchungsgebietes  als  Laichgewässer-Wanderweg bzw.

Landlebensraum wird ausgeschlossen.  

Durch vereinzelt vorhandene Kleinstrukturen ist Lebensraumpotenzial für RepFlien vorhanden. Eine

weitergehende Überprüfung relevanter Vorkommen (streng geschützte bzw. hochgradig gefährdete

Arten) wurde deshalb als notwendig erachtet. 

Für die Artengruppen von Käfer, Libellen, SchmeMerlinge (Tagfalter/NachIalter), Heuschrecken sowie
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Landschnecken sind keine relevanten Vorkommen (streng geschützte bzw. hochgradig gefährdete Ar-

ten) zu erwarten.

Bei den anschließenden Begehungen wurde neben der Erfassung der Biotop- und HabitatausstaMung

besonderes Augenmerk auf das Vorhandensein von LebensstäMen der  relevanten Artengruppen (Fle-

dermäuse, Vögel und RepFlien) gelegt (BG Natur 2022).

Fledermäuse

Bei der QuarFerpotenzialsuche wurden keine potenFellen QuarFere für Fledermäuse aufgefunden.

Die regelmäßige Nutzung des Gebiets als FortpJanzungs- und RuhestäMe laut § 44 Abs.1 Nr.1 und 3

BNatSchG wird damit ausgeschlossen. Auch wurden keine Nachweise erbracht, dass das Untersu-

chungsgebiet als Jagd- und/oder Transferzone durch Fledermäuse genutzt wird. Eine Nutzung des Un-

tersuchungsgebiets als Jagd- oder TransferJugraum ist dennoch nicht auszuschließen. Nahrungs- und

Jagdbereiche  sowie  Flugrouten  und  Wanderkorridore  unterliegen  gemäß  LANA  (Hinweise  Arten-

schutzdeLniFonen 2009) als solche nicht dem Verbot des §44 Abs. Nr. 3 BNatSchG. Eine erhebliche

Störung der lokalen PopulaFon von Fledermausarten wird sich in diesem Fall durch das Bauvorhaben

allerdings nicht ergeben.

Vögel

In den Gehölzen konnten naturschutzfachlich hochwerFge Strukturen, wie Baumhöhlen, und -löcher

nachgewiesen werden. Bei den Begehungen wurden Hinweise gefunden, die auf eine aktuelle oder

vergangene Nutzung der Bäume als Brutstandort durch Gehölzfreibrüter schließen ließen (Nester aus

vorheriger Brutsaison usw.). 

Insgesamt wurden 25 Vogelarten im Untersuchungsgebiet und nahen Umfeld nachgewiesen, davon

haben 5 den Status Brutvogel im Untersuchungsgebiet, die Übrigen sind Gastvögel oder brüten auße-

rhalb des Untersuchungsgebietes .Sämtliche im Untersuchungsgebiet brütenden Vogelarten brüten

im wertvollen Gehölzsaum, der das Untersuchungsgebiet einfasst. Es wurden Paare von Amseln (Tur-

dus merula, 1 Paar), Blaumeisen (Parus caeruleus, 2 Paare), Elstern (Pica pica, 1 Paar), Kohlmeisen

(Parus major, 2 Paare) und Ringeltauben (Columba palumbus, 2 Paare) gesichtet, die nachweislich im

Untersuchungsgebiet gebrütet haben. Bei diesen Arten handelt es sich um Arten mit günsFgem Erhal-

tungszustand in Rheinland-Pfalz. 

Ebenfalls dokumenFert wurde ein Grünspechtpaar (Picus viridis, 1 Paar), das in der Baum-/Strauch-

schicht im östlichen Teil des Untersuchungsgebiets brütet. Bei dieser Art handelt es sich ebenfalls um

eine Vogelart mit günsFgem Erhaltungszustand in Rheinland-Pfalz, allerdings ist der Grünspecht als

streng geschützt gemäß § 7 (2) 14. BNatSchG eingestu	. Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung

für den Grünspecht ist dem Anhang des Artenschutzgutachtens  (BG Natur 2020) zu entnehmen.

Weitere Vogelarten mit ungünsFg-unzureichendem Erhaltungszustand in Rheinland-Pfalz, die das Ge-

biet als Gastvögel überJiegen oder zur Nahrungsaufnahme verwenden, waren BluthänJinge (Cardue-

lis cannabina, 1 Paar brütete nachweislich in einem Garten nordöstlich des Untersuchungsgebiets),

die Feldlerche (Alauda arvensis, ein Nistplatz wurde in einem Feld südöstlich des Untersuchungsge-

biets festgestellt), der Hausrotschwanz (Phoenicurus ochruros,  1 Paar brütete nachweislich an einem

Einfamilienhaus nördlich des Untersuchungsgebiets). Außerdem wurden Stare (Sturnus vulgaris) fest-

gestellt. 

Als reine Gastvögel, die das Gebiet vermutlich zur Beutejagd überJiegen, wurden ferner der Mäuse-

bussard (Buteo buteo) und der Turmfalke (Falco �nnunculus) dokumenFert, die als streng geschützte

Arten gemäß § 7 (2) 14. BNatSchG eingestu	 sind. 

Außerdem nutzen immer wieder größere Gruppen von Haussperlingen (Passer domes�cus), ein Kolo-

niebrüter, das Untersuchungsgebiet zur Nahrungsaufnahme. Diese Art weist einen ungünsFg-schlech-
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ten Erhaltungszustand in Rheinland-Pfalz  auf.  Die Nistplätze von mindestens 5 Paaren lagen aber

nachweislich im Gebüschstreifen nördlich des Untersuchungsgebiets (angrenzend an den Spielplatz). 

Im Untersuchungsgebiet wurden keine Nistplätze dieser Art festgestellt. Somit liegen keine Hinweise

auf ein aktuelles Brutvorkommen der Arten mit ungüsFgem Erhaltungszustand im Untersuchungsge-

biet vor  (BG Natur 2022). 

RepLlien

Nach intensiver Begutachtung der für RepFlien (z. B. Mauer- oder Zauneidechse) relevanten Klein-

strukturen konnten keine Vorkommen im Pangebiet und dessen Umfeld nachgewiesen werden. Der

Vorhabenbereich hat somit keine Bedeutung für die Artengruppe der RepFlien. Ein Vorkommen un-

terhalb der Nachweisgrenze ist möglich, eine BeeinträchFgung (Störung) der lokalen PopulaFon der

RepFlienarten in dem Fall aber nicht erheblich.

Bewertung 

Das Untersuchungsgebiet ist als Lebensraum für planungsrelevante Arten von miMlerem Wert. Beson-

ders wichFg ist der Gehölzstreifen, der bereits als wertvolle Fläche charakterisiert ist und auch aus

Gründen des Artenschutzes soweit möglich erhalten bleiben soll. Dort brütet der Grünspecht (Picus

viridis), der als streng geschützt gemäß § 7 (2) 14. BNatSchG eingestu	 ist, sowie weitere Vogelarten,

deren Erhaltungszustand ebenfalls als günsFg in Rheinland-Pfalz gilt, die aber nicht zu den streng ge-

schützten Vogelarten gemäß § 7 (2) 14. BNatSchG zählen. Es wurden keine QuarFere von Fledermäu-

sen nachgewiesen. Nahrungs- und Jagdbereiche sowie Flugrouten und Wanderkorridore sind nicht

gänzlich auszuschließen, unterliegen gemäß LANA (Hinweise ArtenschutzdeLniFonen 2009) als solche

aber nicht dem Verbot des §44 Abs. Nr. 3 BNatSchG.

Ein Vorkommen von RepFlien im Plangebiet wurde nicht nachgewiesen, das Gebiet ist für diese Ar-

tengruppe nicht relevant (BG Natur 2022).

3.3 Boden / Wasser

3.3.1 Boden

In der BFD50 (www.lgb-rlp.de) ist als Bodenformengesellscha	 „Böden aus äolischen Sedimenten

aus Löss und Lösslehm (Pleistozän)“ angegeben, die sich aus dem Substrat Lehm bis sandiger

Lehm zusammensetzen (LGB BFD5-Bodenart). 

Böden als Archiv für Natur- und Kulturgeschichte sind im Plangebiet nicht vorhanden.

Im Rahmen der Geländearbeiten des Bodenmechanischen Labors Gumm wurden Kleinrammboh-

rungen für die Radonmessungen innerhalb des ehemaligen Regenrückhaltebeckens an den Stel-

len abgeteu	, wo später die geplanten Wohneinheiten errichtet werden und vorzugsweise dort,

wo auch eine Teilunterkellerung staainden soll  (Gumm 2020, siehe Abb. 10). Es wurden im We-

sentlichen die folgenden Schichten angetroHen:

Schicht 1 - MuMerboden, SchluH, (AuHüllung)

An allen Bohransatzpunkten wurde als erstes Schichtglied nahe der OberJäche eine schwach to-

nige, feinsandige, humose SchluHschicht durchteu	, die bis maximal 0,40 m unter die Geländeo-

berkante reichte (u. GOK). Der dunkelbraune MuMerboden war durchwurzelt.

In einem Bohrpunkt (der KRB 7) wies der humose Oberboden deutliche Anzeichen für eine Auf-

füllung in Form von Stücken von KunststoHfolie auf. Bei einer erdfeuchten Wasserführung wurde

die Konsistenz des MuMerbodens mit steif bis halbfest angesprochen. Der Oberboden wies keine

organolepFschen AuHälligkeiten auf (bis auf die erwähnte Folie in KRB 7).
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Schicht 2 - Löss

In allen Bohrungen wurde der MuMerboden von einem schwach tonigen bis tonigen und feinsan-

digen Boden (Löss) unterlagert. Er war braun gefärbt, die Konsistenz war steif bis halbfest bei ei-

ner erdfeuchten Wasserführung. Sensorisch war der Löss ohne Befund (Gumm 2020).

Bewertung

In der BodenfunkFonsbewertung auf Grundlage der BFD5 wurde der Boden – unter anderem auf

Grund des ErtragspotenFals -  insgesamt mit „sehr hoch“ bewertet. Bei dem Plangebiet handelt

es sich jedoch um ein Regenrückhaltebecken, dessen natürliche Bodenstrukturen und Boden-

funkFonen bereits gestört wurden.  

3.3.2 Grundwasser

Die Grundwasserlandscha	 des Plangebietes wird aus terFären Kalksteinen gebildet. Die terF-

ären Kalksteine gehören zu den Karst- und Klu	grundwasserleitern und können geringe bis starke

Ergiebigkeiten aufweisen. Die Grundwasserneubildung ist im Mainzer Becken aufgrund der gerin-

gen Jahresniederschlagsmenge und der hohen Verdunstung gering. Sie beträgt im Stadtgebiet

überwiegend zwischen 25 bis 50 mm jährlich, in der Rheinaue vereinzelt auch 50 bis 75 mm/a,

während sie südlich und nordwestlich von Ebersheim unter 25 mm liegt.

Laut Landscha	splan der Stadt Mainz  sind die geringsten GrundwasserJurabstände im Stadtge-

biet unter anderem südlich  Mainz-Ebersheim zu Lnden (TRIOPS 2015). In der Hydrologischen

Übersichtskarte (LGB 2020) wird die Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung im Plangebiet

als ungünsFg bezeichnet. 

Etwa 200 m weiter nördlich des Plangebietes ist eine Erweiterung der Wasserschutzzone 3 des

Wasserschutzgebietes Ebersheim / Hechtsheim geplant.

Während der Geländearbeiten (Gumm 2020) wurde bis zur EndFefe von maximal 1,00 m u. GOK

kein  Grundwasser  ausgelotet.  Die  Wasserführung des  vorgefundenen Bodens  wurde als  erd-

feucht beschrieben.

Bewertung

Der Wasserkörpersteckbrief des WRRL Bewirtscha	ungsplans bewertet den mengenmäßigen Zu-

stand des Grundwasserkörpers (Rhein), in dem die Bereiche der Stadt Mainz liegen „gut“, den

chemischen Zustand wegen Nitratbelastung als „schlecht“. 

3.3.3 Altlasten

Gemäß Anschreiben der Stadt Mainz (Az 670516/E 68) liegt ein Bodengutachten aus dem Jahr

2012 vor. Dabei wurde die Sohle des Rückhaltebeckens an insgesamt 9 Punkten untersucht. Die

durchgeführten Untersuchungen lassen den Schluss zu, dass der Untergrund keine relevanten

SchadstoHe enthält. Sensible Nutzungen (Wohnen, Kinderspiel) sind somit möglich. 

Auch bei den ergänzenden umwelMechnischen Untersuchungen des Untergrundes (Gumm 2020)

konnten keine Beobachtungen gemacht werden, die darauf hinweisen, dass von dem untersuch-

ten Gelände des ehemaligen Regenrückhaltebeckens umweltrelevante Bodenverunreinigungen

und Gefährdungen der Schutzgüter Boden und Mensch ausgehen. In allen untersuchten Misch-

proben werden die Prüfwerte für Wohngebiete und KinderspielJächen unterschriMen (Quelle:

Gumm 2020).

3.3.4 Radon

Radon ist ein radioakFves Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioakFven Schwer-
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metall Uran entsteht. Uran ist, wenn auch nur in geringer KonzentraFon, überall in der Erdkruste

vorhanden, weshalb auch Radon als dessen Folgeprodukt dort überall entsteht.

Es wurde das bodenmechanische Labor vom LBB Idar-Oberstein beau	ragt den Untergrund auf

dessen Radonpotenzial zu untersuchen. Folgende Abbildung zeigt die Lage der Bohrungen bzw.

Probeentnahmen.

Abb.Nr. 10: Lageplan Radon-Untersuchungen (GUMM 2020)

Anhand der Untersuchungen der Bodenlu	 sind keine signiLkant erhöhten Radon-KonzentraFo-

nen festgestellt worden. Damit müssen auch keine besonderen Vorkehrungen gegen eintreten-

des  Radon-Gas  getroHen  werden.  Dennoch  sind  nach  §  123  des  Strahlenschutzgesetzes

(StrlSchG) für neue Gebäude mindestens die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik

erforderlichen Maßnahmen zum Feuchteschutz einzuhalten. Für das Bauvorhaben ergeben sich

dadurch die im zuvor erstellten Baugrundgutachten empfohlenen Abdichtungen. Aufgrund der

anstehenden feinkörnigen Böden ist gemäß DIN 18533-1 für den geplanten Neubau vermutlich

die Wassereinwirkungsklasse W2.2-E (hohe Einwirkung von drückendem Wasser > 3 m Eintauch-

Fefe) anzusetzen.

Details sind dem Fachgutachten (Gumm 2020) zu entnehmen.

3.4 Klima/Lu�

Das Klima im Stadtgebiet Mainz wird entscheidend durch seine Lage im bioklimaFschen Unguns-

traum des Mainzer Beckens geprägt. Der Lee-EHekt durch die umgebenden MiMelgebirge erhöht

die KonFnentalität im Vergleich zum stark mariFm beeinJussten Umland. Warme, o	 schwüle

Sommer, milde, teilweise neblige Winter, eine relaFv hohe Sonnenscheindauer und geringe Nie-
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derschläge sind kennzeichnend. 

Das Mesoklima im Stadtgebiet gliedert sich nach klimaökologischen Kriterien großräumig in sieben

regionale  Kaltlu	einzugsgebiete,  die  während  StrahlungsweMerlagen  gebildete  Kaltlu	  über

sechs Talsysteme abführen. Als ein Kaltlu	einzugsgebiet und Talsysteme  im Gebiet der Stadt

Mainz wird für den Süden die Ebersheimer Höhe und das nordöstlich von Ebersheim liegende

Kesseltal genannt.

Nachfolgende Abbildung zeigt einen AusschniM der KlimafunkFonskarte der Stadt Mainz.

Abb.Nr. 11: KlimafunkLonen im Bereich Ebersheim 

(Kreis = Plangebiet)

Bewertung

Die KlimafunkFonskarte des klimaökologischen Begleitplans zum Flächennutzungsplan der Stadt

Mainz weist den Geltungsbereich als  „Stadtrand/Ortsrandklima mit hoher Baumasse und gerin-

ger Grünmasse“ aus, das ist von geringer WerFgkeit ist und ein gering bis stark belastendes Klima

aufweist. Es tric jedoch auf die benachbarten SiedlungsJächen und nicht auf das bestehende

Rückhaltebecken zu.  Hier tric eher das Stadtrand-/Ortsrandklima mit geringer Bau- und hoher

Grünmasse zu, das  aufgrund seiner posiFven Eigenscha	en (höhere Abkühlung, miMlere bis ho-

he Verdunstung, geringere Lu	belastung) von hoher Ausgleichswirkung für stärker bebaute Be-

reiche mit geringeren VegetaFonsanteilen ist. 

Die angrenzenden VenFlaFonsbahnen stellen KlimafunkFonsräume höchster WerFgkeit mit sehr

hoher Ausgleichswirkung dar. Der Klimaökologische Begleitplan unterscheidet nach ihrer Lage

verschiedene VenFlaFonssysteme regionaler Bedeutung, dabei wird das nordöstlich von Ebers-

heim gelegene Kesseltal genannt. Demnach werden  die größten Kaltlu	abJussmengen werden

im Aubachtal, Kesseltal, Draiser Senke und Wildgraben erreicht. Aufgrund geringer Hang- und Tal-

sohlenneigungen überwiegt in weiten Bereichen großJächiger gegenüber linienha	en Kaltlu	-

transport. In den VenFlaFonsbahnen Lndet somit neben dem Kaltlu	transport auch eine Produk-
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Fon und AkkumulaFon von Kaltlu	 staM.

3.5 Kulturgüter und sonsLge Sachgüter

Oberirdisch werden keine denkmalschutzrechtlichen Belange berührt. Zu Bodendenkmälern lie-

gen  keine InformaFonen vor (Stand August2022).

Als Sachgüter sind  die bestehende Gas-Hochdruckleitung (DN 200) sowie ein verlaufende Leer-

rohr für Nachrichtenkabel im Westen des Plangebietes zu nennen. Außerdem wird der räumliche

Geltungsbereich des Bebauungsplanes "E 68" von dem auf "Eisen" und "Mangan" verliehenen

Bergwerksfeld "Johannes" überdeckt. Ein aktueller Bergbau erfolgt nicht. Das bestehende Berg-

recht wirkt sich analog der Begründung zum Bebauungsplan "E 69" ( Stadt Mainz, Begründung-

Änderung Nr. 43 -12/2015) nicht auf das  Bebauungsplanverfahren "E 68" aus.

3.6 Wechselwirkungen

Die Nutzung des Plangebietes durch den Menschen als RRB hat Auswirkungen auf das Bodenreli-

ef und damit auf die Standortbedingungen der VegetaFon.

Boden ist Lebensraum für Bodenorganismen und besFmmt z. B. durch NährstoHgehalt und Was-

serhaushalt  die  VegetaFon.  Für  den Wasserhaushalt  bedeutet  er  Filterung von SchadstoHen,

Wasserspeicher sowie PuHerung von Säure (LUWG 2011).

Die vorhandenen Gehölze wirken aufgrund ihrer SchaMenwirkung und StaubLlterung posiFv auf

das Stadtklima und die Lu	hygiene sowie auf das Stadtbild. Sie bieten Nahrung für Insekten und

Lebensraum für ans städFsche Umfeld angepasste Vögel und sekundär Nahrung (Insekten) für an

Siedlungsgebiete angepasste Fledermäuse.

Neben den bereits oben genannten Abhängigkeiten von anderen Schutzgütern bestehen zum Teil

starke Beziehungen zwischen Arten- bzw. Artengruppen. So sind z. B. die Fledermausarten von

dem Insektenvorkommen abhängig, außerdem können sie Spechthöhlen als QuarFer nutzen. 
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4 Prognose der Umweltauswirkungen

4.1 Umweltauswirkungen bei Nichtdurchführung des Planungsvorhabens

Da die Fläche kün	ig nicht mehr als Regenrückhaltebecken genutzt wird, würden sich die FreiJä-

chen des Beckens voraussichtlich zunehmend zu einer BrennnesselJur entwickeln, die nach und

nach – zunächst  voraussichtlich durch Brombeere – verbuschen würde.

4.2 Umweltauswirkungen bei Durchführung des Planungsvorhabens

4.2.1 Menschen

Das gesamte Plangebiet "E 68" dient vorwiegend der SchaHung von Wohnraum. Insgesamt könn-

ten auf Grundlage der KonzepFon ca. 76 Wohneinheiten realisiert werden. Da in der Umgebung

des Plangebiets ein umfangreiches Angebot an öHentlichen Kinderspielplätzen vorhanden ist,

bietet sich eine räumliche KonzentraFon an. Daher wird kein zusätzlicher öHentlicher Spielplatz

im Geltungsbereich vorgesehen. Eine Ablösezahlung zur Aufwertung des angrenzenden nördli-

chen Spielplatzes bzw. zur Herstellung des geplanten Spielplatzes im "E 50" wird Bestandteil des

städtebaulichen Vertrags.

Eine BeeinträchFgung des Wohnumfeldes ist nur  baubedingt während der Erschließungsphase

durch Baulärm und Baustellenverkehr zeitlich begrenzt für die Dauer der Baumaßnahmen zu er-

warten.

Anlagebedingt enIallen keine vorhandenen Wegeverbindungen oder sonsFge erholungsbedingte

Nutzungen, das Rückhaltebecken war zuvor nicht zugänglich.  Die nördliche, bereits bestehende

Fuß- und Radverkehrsverbindung zwischen den Wohngebieten "E 24" und "E 50" wird beibehal-

ten und stellt zudem einen weiteren Anknüpfungspunkt an das neue QuarFer dar (Stadt Mainz

2/2020). Auch die anderen Wegeverbindungen in und an dem Plangebiet bleiben erhalten. 

Betriebsbedingte Auswirkungen werden seitens  der SGD Süd Regionalstelle Wasserwirtscha	,

Abfallwirtscha	,  Bodenschutz  befürchtet.  Das  Starkregenkonzept  (Thom  2020)  weist  jedoch

nach, dass das bei Starkregenereignissen aus dem südlich angrenzenden Außengebiet anfallende

Niederschlagswasser schadlos abgeleitet wird. Bei außergewöhnlichen Ereignissen besteht aller-

dings weiterhin die Gefahr der ÜberJutung des FeJiegenden Ho^ereiches. Daher wird Wohn-

nutzung auf dem Niveau des FeJiegenden Hofes ausgeschlossen (Stadt Mainz 8/2020).

4.2.2 Schalltechnische Beurteilung 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden die verkehrlichen Auswirkungen (betriebsbedingte

Auswirkungen) des neuen QuarFers auf das bestehende Straßensystem geprü	. Die mit der Fer-

Fgstellung der Planung einhergehende zusätzliche Verkehrsbelastung in der Straße "An der Wie-

se", der Zufahrt zur Töngesstraße sowie den Kreisverkehr wird verkehrlich als unbedeutend ein-

geschätzt. Nach bundesweit anerkannten Verfahren zur Berechnung der Verkehrserzeugung aus

Wohnbauvorhaben errechnen sich aus dieser Fläche Mehrverkehre in den Stunden des maximale

täglichen Verkehrs von höchstens 11 bis 15 Kfz je Stunde im Quer-chniM. Dadurch ist keine der

genannten Straßen unverhältnismäßig hoch belastet bzw. stößt an die Grenzen ihrer Kapazität.

Die lärmtechnische Prüfung der Tiefgaragenzufahrt auf die benachbarten Wohnhäuser durch das

Fachamt ergab, dass der Abstand der Tiefgaragenrampe zu den nächsten Wohnhäusern mit 35 m

ausreichend ist, um die Vorgaben der TA-Lärm in der Nachbarscha	 einzuhalten: Der Immissions-

richtwert im benachbarten allgemeinen Wohngebiet beträgt 40 dB(A) nachts.  KurzzeiFge Ge-

räuschspitzen dürfen 60 dB(A) nicht überschreiten. Die Berechnung des Beurteilungspegels aus-
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gehend von der Rampe beträgt 36 dB(A),  die zu erwartenden Geräuschspitzen liegen bei  55

dB(A). Damit werden beide Werte eingehalten. Die Abschirmung der seitlichen Wände der Zu-

fahrt und der festgesetzten Nebenanlage mindern den Wert zusätzlich, so dass der Beurteilungs-

pegel tatsächlich noch geringer ist. Damit ist nicht zu erwarten, dass es zu einer BeeinträchFgung

der umliegenden Anwohnern kommt.

Südöstlich des Plangebiets (außerhalb des Geltungsbereiches) beLndet sich zudem eine landwirt-

scha	liche Maschinenhalle. Auch für diese Nutzung wurde geprü	, ob diese die (zukün	igen)

Anwohner beeinträchFgt. Durch den Abstand von ca. 180 m zum Rand des Plangebiets sind unzu-

mutbare Geräusche (durch Traktoren) nicht zu befürchten (Stadt Mainz 5/2022).

4.3 Fauna und Flora / biologische Vielfalt

4.3.1 Allgemeiner Artenschutz und Biotope

An der angrenzenden Baumhecke (BD6) sowie an Einzelbäumen und Baumreihen (BF2/BF3) kann

es  baubedingt im Rahmen der Erschließung zu Schäden an den Gehölzen kommen; von Bedeu-

tung ist dies vor allem bei Bäumen, die unter die RVO fallen. Bäume, die aufgrund von Festset-

zungen eines  Bebauungsplanes  zu  erhalten  sind,  jeweils  unabhängig  vom Stammumfang  ge-

schützt. Ungeachtet dessen, ob die Bäume bereits der RVO unterliegen, können sie gestalteri-

schen Wert haben oder artenschutzrechtliche Belange erfüllen. 

AkusFsche und opFsche Störungwirkungen während der Bauphase durch Fahrzeugverkehr und

Anwesenheit von Baupersonal stellen BeunruhigungseHekte dar, die vor allem für Vogelarten,

und hier während der Brutzeit, relevant sind. Durch die angrenzenden SiedlungsJächen und Be-

wirtscha	ung der AckerJächen sind bereits jetzt opFsche und akusFsche Störungen vorhanden,

die während der Bauphase lediglich kurzfrisFg verstärkt werden.

Innerhalb des Plangebietes kommt es zum anlagebedingten Verlust von rd. 4.700 m² Grünland

(EA1), ca. 2.040 m² BrennnesselJur (LB1) sowie rd. 1.330 m² der Baumhecke (BD6).

Von den 53 gemäß RVO geschützten Bäumen im Geltungsbereich müssen anlagebedingt 11 Stück

gerodet werden, die anderen liegen in GrünJächen mit Erhaltungsgebot oder können als Einzel-

baum erhalten werden. 

Durch den Verlust der Gehölze enIällt ein potenzielles Bruthabitat für Nester bauende Singvogel-

arten wie etwa der Amsel. Durch die Ausführung von Rodungsarbeiten außerhalb der Brut- und

VegetaFonszeit können die meisten EingriHe vermieden werden: Eine Zerstörung von Gelegen ist

damit auszuschließen.  Eine BeeinträchFgung der Jagdhabitate von Mäusebussard und Turmfalke

ist durch die Planung nicht anzunehmen, da im Umfeld ausreichend große Flächen im Umfeld zur

Verfügung stehen und diese Arten bestenfalls als gelegentlicher Nahrungsgast erwartet werden. 

Generell besteht an Glasbauteilen anlagebedingt das Risiko einer signiLkanten Erhöhung des Vo-

gelschlags.

Die FreiJächen des geplanten Neubaugebietes sowie  begrünte Dach- und TiefgaragenJächen

bieten zumindest eingeschränkt einen Lebensraum für Tiere und PJanzen.

Je nach Wahl des Leuchtkörpers kann betriebsbedingt künstliches Licht bei Fauna aufgrund der

Störung des natürlichen Tag- und Nachtrhythmus Schäden verursachen.

4.3.2 Fachbeitrag Artenschutz

Baubedingt ist im Zuge der Baufeldfreimachung (Rodung der vorhandenen Einzelbäume und Ge-

büsche im EingriHsbereich) ohne Vermeidungsmaßnahmen eine Tötung von Individuen möglich.

Temporäre Störungen von im Umfeld brütenden Vogelarten können au	reten. Die Erheblichkeit
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der Störung ist im Einzelfall zu beurteilen und wird im Prü^ogen zur artenschutzrechtlichen Prü-

fung (siehe Artenschutzgutachten) behandelt.

Durch die Bebauung gehen a  nlagebedingt   Lebensräume (Grünland, BrennnesselJur, Baumhecke

sowie Einzelbäume; siehe vorheriger AbschniM) verloren.

Es sind keine erheblichen  betriebsbedingten Auswirkungen auf  die lokalen PopulaFonen pla-

nungsrelevanter Arten zu erwarten.

Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

Relevant für Tatbestände nach § 44 BNatSchG ist im Plangebiet von den Brutvogelarten lediglich

der Grünspecht.

Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von FortpJanzungs- oder RuhestäMen (§ 44 Abs. 1 Nr. 3

BNatSchG)

Da nur einer der Bäume, in denen sich die FortpJanzungs- und RuhestäMen des Grünspechts be-

Lnden, laut aktuellen Planstand erhalten bleibt, geht eine von drei Bruthöhlen des Grünspechts

verloren.  Vermeidungsmaßnahmen sind möglich.  Im Geltungsbereich bleiben ausreichend Er-

satzbäume, darunter einer mit einer Spechthöhle, übrig. Untersuchungen haben ergeben, dass

eine Annahme künstlicher Nisthöhlen sehr unwahrscheinlich ist. Daher wird vorgeschlagen, au-

ßerhalb der Brutzeit die genutzte Bruthöhle aus dem zu fällenden Baum Nr. 2 herauszuschneiden

und mit geeigneten Bändern an die zu erhaltenden Bäume (z. B. Baum Nr. 9) in gleicher Höhe

und Ausrichtung anzubringen (Maßnahme CEF 1). 

Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)

Fällungen von Bäumen oder Rodungen des Grünstreifens dürfen nur außerhalb der Brutzeit im

Zeitraum vom 1. Oktober bis 28./29.Februar staainden. Von diesen Zeiten kann abgewichen

werden, wenn eine ökologische Baubegleitung oder Umweltbaubegleitung (UBB) die auszufüh-

renden Maßnahmen begutachtet, die Naturschutzbehörde informiert ist und die Verbotstatbe-

stände des speziellen Artenschutzes ausgeschlossen werden können (§ 44 Abs. 1 BNatSchG, u.a.

Tötung, Verletzung von besonders geschützten Tieren) (Vermeidungsmaßnahme V1).

Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)

Relevant ist im Untersuchungsgebiet der Grünspecht. Eine temporäre Vergrämung des Brutpaa-

res durch Störungen während der Baumaßnahmen (Baulärm usw.) ist nicht auszuschließen. Aller-

dings resulFert dadurch keine erhebliche Störung  auf Ebene der lokalen PopulaFon.

Eine BetroPenheit der Verbotstatbestände nach BNatSchG kann bei BerücksichLgung von Ver-

meidungsmaßnahen bzw. der vorgeschlagenen CEF-Maßnahme ausgeschlossen werden.
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4.4 Boden / Fläche

4.4.1 Fläche

Von dem rd. 1,2 ha  großen Gebiet sind rd. 0,84 ha. als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen.

Die jeweilige maximal zulässige GrundJäche (GR) ist durch Planeintrag festgesetzt und abhängig

von den geplanten Baukörpergrundformen. Die Summe der im Bebauungsplan festgesetzten ma-

ximal erreichbaren zulässigen GrundJäche beträgt hierdurch insgesamt ca. 2.725 m². 

Bezogen auf das festgesetzte Allgemeine Wohngebiet ergibt sich damit eine GrundJächenzahl

(GRZ) von ca. 0,32, welche unterhalb der in § 17 BauNVO deLnierten Obergrenze liegt.

Da die notwendigen Stellplätze – bis auf wenige Besucherstellplätze im Nordosten des Gebiets –

in der Tiefgarage untergebracht werden, reicht die in der BauNVO regelmäßig zulässige Über-

schreitung der zulässigen GrundJäche von 50 %  gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO durch Garagen

und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlangen und baulichen Anlagen unterhalb der Gelän-

deoberJäche nicht aus.  Im Bebauungsplan ist daher festgesetzt, dass für das Allgemeine Wohn-

gebiet eine Überschreitung der GrundJäche für Stellplätze, Tiefgaragen und Nebenanlagen bis zu

einer GRZ von 0,65 zulässig ist. Dies entspräche in etwa der zulässigen Überschreitung bei einer

GRZ von 0,4 der in § 17 BauNVO deLnierten Obergrenze.

4.4.2 Boden / Altlasten

Durch die geplante Erschließung und Bebauung des Neubaugebietes kommt es zu umfangreichen

Bodenbewegungen, zusätzlich wird bioFsch akFver Boden neu versiegelt. 

Die geplante Bodenbeanspruchung beträgt nach BerücksichFgung von Vermeidungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen insgesamt rd. 0,49 ha, wobei bei den geplanten begrünten Dach- und Tiefga-

ragenJächen sowie bei nicht vollversiegelten Wegen nur von einer Teilversiegelung auszugehen

ist und einschränkt BodenfunkFonen erfüllt werden.

Die vorhandenen Flächen wurden durch die Anlage des RRB seinerzeit verändert bzw. umgela-

gert.

4.5 Wasser 

Die zusätzliche FlächenbefesFgung durch die geplante Bebauung führt zu einem erhöhten ober-

Jächigen AbJuss von Niederschlagswasser und zu einer verringerten Grundwasserzusickerung.

Die neu befesFgten Flächen stehen kün	ig nur noch eingeschränkt als VerdunstungsJäche zur

Verfügung. 

Durch Dachbegrünung wird Regenwasser zurückgehalten, was posiFv auf den Wasserhaushalt

wirkt. Bei Trockenheit besteht auch aus begrünten DachJächen und künstlich aufgebrachten Bö-

den auf Tiefgaragen eine verminderte Verdunstung gegenüber natürlichen, Fefgründigen Böden.

Für das Plangebiet wurde die Erstellung eines Wasserwirtscha	lichen Fachbeitrags notwendig.

Im Zuge dessen ebenfalls nachgewiesen wurde, dass das bei Starkregenereignissen aus dem süd-

lich angrenzenden Außengebiet anfallende Niederschlagswasser schadlos abgeleitet wird.

Unter BerücksichFgung der örtlichen Versickerungseigenscha	en des Bodens und der Grundwas-

serverhältnisse  wurden die  Möglichkeiten  der  die  Verwertung  und Versickerung  von Nieder-

schlagswasser untersucht. Gegen eine breiIlächige Versickerung z. B. über wasserdurchlässige

Beläge bestehen keine Bedenken (siehe auch Kap. 1.2.4).  Da eine zielgerichtete Versickerung

nicht möglich ist, sind die Möglichkeiten breiIlächiger Versickerung (z.B. wasserdurchlässige Be-

läge) und klassischer Rückhaltung (z.B. Zisternen, RetenFonsdächer) auszuschöpfen.
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4.6 Klima / Lu�

Durch stärkere  Temperaturunterschiede zwischen Bebauung und Umland kommt es  zu  einer

räumlich begrenzten Veränderung des Mikroklimas. Ein EinJuss auf das Lokalklima ist bei einer

intensiven Be- und Durchgrünung der geplanten Bebauung auszuschließen. 

Eine BeeinträchFgung eventueller Kaltlu	ströme ist nicht zu erwarten, da das geplante Bauwerk

am Anschluss an vorhandene SiedlungsJächen errichtet wird. Die im Osten angrenzenden VenF-

laFonsbahnen werden nicht gestört, da das geplante Baugebiet nicht in diesen Bereich eingrei	.

Durch Dach- und Tiefgaragenbegrünung werden klimawirksame OberJächen geschaHen, die das

örtliche Klima durch Verdunstung und geringere Wärmespeicherung posiFv beeinJussen. 

Bäume haben einen posiFven EinJuss auf das Mikroklima, indem sie den Lu	austausch erhöhen

und in Verbindung mit der VerschaMung der Bildung von Wärmeinseln entgegenwirken. Mit der

Festsetzung zur PJanzung von Bäumen und Sträuchern wird daher Vorsorge getragen, dass ein

im Vergleich zum Bestand in etwa gleichbleibendes klimaFsch wirksames Grünvolumen langfris-

Fg im Plangebiet vorhanden ist. Dem Vorsorgeaspekt zur Anpassung an die zu erwartenden Ver-

änderungen infolge des Klimawandels kann damit ebenfalls Rechnung getragen werden.

4.7 Energie

Da sich die Stadt Mainz als „Masterplankommune 100% Klimaschutz“ verpJichtet hat die CO2-

Emissionen zur Referenz 1990 bis zum Jahr 2050 um 95% zu reduzieren und den Energiever-

brauch um 50% zu reduzieren, ist eine klimaneutrale Energie- und Wärmeversorgung erforder-

lich. 

Sofern der Passivhausstandard nicht erreicht bzw. eine andere energeFsche KonzepFon geplant

wird, wird in AbsFmmung mit dem Grün- und Umweltamt ein Energiekonzept erarbeitet.  (Stadt

Mainz 3/2023).

Mit der im Bebauungsplan getroHenen Festsetzung, dass Anlagen und Einrichtungen zur Nutzung

der Sonnenenergie im gesamten räumlichen Geltungsbereich zulässig sind, wird dem Ziel ent-

sprochen,  im Mainzer  Stadtgebiet  die  Nutzung von regeneraFven Energien zu fördern (Stadt

Mainz 3/2023).

4.8 Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern

Die im Bereich des Plangebietes anfallenden Abfälle müssen ordnungsgemäß entsorgt werden.

Über die üblichen, zu erwartenden Abfälle hinausgehend sind derzeit keine aus der kün	igen

Nutzung entstehenden Sonderabfallformen absehbar.

In den angrenzenden öHentlichen Straßen sind ausreichend dimensionierte Schmutzwasserkanä-

le vorhanden, an die problemlos angeschlossen werden kann. Die genaue Ausführung ist zu ge-

gebener Zeit mit allen Beteiligten abzusFmmen (Kläs 2022).

4.9 Eingesetzte Techniken und StoPe

Für die mögliche bauliche Entwicklung innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans wer-

den nur allgemein häuLg verwendete Techniken und StoHe angewandt bzw. eingesetzt.

4.10 Stadtbild (Landscha�sbild) 

Durch die weitgehende Erhaltung bzw. Wiederherstellung der Gehölzstrukturen im Osten, Wes-

ten und Süden des Plangebietes bleibt die FunkFon der Ortsrandeingrünung erhalten. 

In Anlehnung an die umgebende Bebauung sind für die Gebäude innerhalb des Allgemeinen
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Wohngebiets  maximal  zwei  Vollgeschosse  und eine  maximal  zulässige  Oberkante  von  203 m

ü. NN festgesetzt. In Bezug auf den nördlichen Fußweg ergeben sich daraus maximale Gebäude-

höhen von  von ca. 11,5 m. Damit wird die geplante Bebauung zur freien Landscha	 hin weitge-

hend durch den Gehölzbestand verdeckt. 

Zur besseren städtebaulich-gestalterischen Einbindung sind die zulässigen Dachau^auten kom-

pleM einzuhausen und müssen zur Verhinderung der direkten Einsichtnahme aus dem privaten

und öHentlichen Raum mindestens 2,0 Meter von den einsehbaren Außenwänden der Gebäude

zurücktreten (Stadt Mainz 3/2023).

4.11 Kultur- und sonsLge Sachgüter

Oberirdisch  sind  denkmalschutzrechtliche Belange nicht berührt. Hinweise auf Bodendenkmale

liegen nicht vor.

4.12 Wechselwirkungen

Durch Dachbegrünung werden klimawirksame OberJächen geschaHen, die das örtliche Klima

durch Verdunstung und geringere Wärmespeicherung posiFv beeinJussen. Darüber hinaus wird

Regenwasser zurückgehalten, was posiFv auf den Wasserhaushalt wirkt. Außerdem bieten be-

grünte DachJächen einen Lebensraum für Tiere und PJanzen.

Eine möglichst verdichtete Bauweise mindert den Flächenverbrauch an Außengebieten, schränkt

aber den Anteil an FreiJächen innerhalb des Gebietes und die mögliche Durchgrünung ein.

Um die Wohnqualität zu verbessern, wurde der ruhende Verkehr weitgehend in Tiefgaragen un-

tergebracht, was die bereits oben beschriebenen Auswirkungen auf den überbaubaren Flächen-

anteil und damit von Art und Umfang der FreiJächen hat.

Ansonsten sind umweltrelevante und erhebliche Wechselwirkungen durch das Planungsvorha-

ben nicht zu erwarten.

4.13 Prüfung alternaLver Planungsmöglichkeiten

Bei dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes "An der Wiese (E 68)" handelt es sich um ein

ehemaliges technisches Bauwerk (Mischwasserüberlau^ecken), für das nach seiner Nutzungs-

aufgabe eine Nachnutzung gefunden werden soll. AlternaFve Standorte für die Umsetzung einer

Planung scheiden vor diesem Hintergrund aus.  

Die vorgesehene Nutzung innerhalb des Areals ergibt sich aus einer städtebaulich verträglichen

Ergänzung der umliegenden WohnquarFere. Die Stadt Mainz benöFgt nach wie vor mehr und v.

a. bezahlbaren Wohnraum. Der Wohnungsdruck innerhalb des Stadtgebietes ist hoch. Vor die-

sem Hintergrund wird eine Wohnnutzung angestrebt. Eine gewerbliche Nutzung ist aufgrund der

peripheren Lage und der schutzbedür	igen Umgebung nicht zielführend. Die Festsetzung einer

reinen Freiraumnutzung würde dem Ziel der Stadt Mainz nicht entsprechen, neuen Wohnraum

durch Nachverdichtung auf bereits genutzten Flächen zu ermöglichen. Bei der Wahl der ange-

strebten Bauform wird vor dem Hintergrund einer Jächensparenden Bauweise eine verträgliche

Verdichtung angestrebt, welche die Struktur des vorhandenen Umfeldes nicht beeinträchFgt. Vor

diesem Hintergrund wurde eine Bebauungsform mit Mehrfamilienhäusern in der gewählten Grö-

ßenordnung entwickelt.

4.14 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete

Eine Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete ist nach der-
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zeiFgem Wissenstand nicht bekannt.
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5 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der

nachteiligen Auswirkungen sowie artenschutzrechtliche Vorgaben

5.1 UmwelRachliche Zielvorstellungen zum Bebauungsplan

Die umwelIachlichen Zielvorstellungen zum Bebauungsplan werden aus dem Landscha	splan

abgeleitet. Das Plangebiet beLndet sich in Planungsraum 10 (Ebersheim) des Landscha	splanes.

Mensch, Landscha�sbild

Leitbild für Agrarlandscha	en sind laut Landscha	splan oHene, durch Weitblicke geprägte Land-

scha	en, in denen trotz Dominanz großJächigen Ackerbaus die Gewässerläufe und markanten

RelieHormen durch daran angepasste typische Nutzungsmuster sichtbar werden und durch glie-

dernde Strukturen wie Hecken, Säume, Brachen und Gehölze Spannung und Raumwirkung erzielt

wird. Harmonische Ortsbilder und Ortsränder mit typischem Nutzungsmosaik setzen besondere

Erlebnisakzente.

Folgende schutzgutbezogene Ziele und Maßnahmen des Landscha	splans sind für das Plangebiet

relevant:

• Sicherung und Entwicklung von Landscha	selementen:

Sicherung von charakterisFschen und idenFtätsbildenden Geländeformen und VegetaF-

onsstrukturen wie Mulden, Hohlwegen, Heckenzügen, Streuobstbeständen.

• Landscha	sgerechte Siedlungsentwicklung:

Sicherung und Entwicklung der Orte und der Siedlungsränder als aMrakFve Erlebnisele-

mente in der sonst durch landwirtscha	liche Flächen dominierten Flur.

• OrienFerung  an  natürlichen  Siedlungsgrenzen:  hier  v.a.  Überschwemmungsbereiche,

(Steil-)Hänge, Deckung bietende Kuppen.

• Schwerpunktgebiete für Maßnahmen zur Einbindung und Durchgrünung von Industrie-

und Gewerbegebieten und Neubaugebieten,  zur Einbindung von Verkehrsanlagen u.a.

störenden technischen Einrichtungen sowie zur Sichtablenkung im Umfeld von Freileitun-

gen und überdimensionalen Bauten.

Boden 

Leitziel für den Bodenschutz ist die nachhalFge Sicherung bzw. Wiederherstellung des Bodens

mit seinen FunkFonen; dies wird über das Bundes- bzw. Landesbodenschutzgesetz geregelt (BBo-

dSchG, LBodSchG). Neben Vorsorge und Schutz wird auch die „Sanierung von schädlichen Boden-

veränderungen  und  Altlasten  sowie  hierdurch  verursachten  Gewässerverunreinigungen“  (§  2

Abs. 4 LBodSchG) angesprochen. 

Folgende schutzgutbezogene Ziele und Maßnahmen des Landscha	splans sind für das Plangebiet

relevant:

• Flächenver- und -entsiegelung:

Minimierung von Bodenversiegelung und Erhalt großräumig zusammenhängender unver-

siegelter Freiräume durch Verhinderung der Zersiedelung des Raumes und der Entste-

hung bandarFger Siedlungsbereiche: Dabei hat die maßvolle bauliche Innenentwicklung

Vorrang vor einer Außenentwicklung z.  B.  durch Umnutzung und Wiederverwendung,

Nachverdichtung, Jächensparende Bauformen und Bauweisen und den Ausbau von Ver-
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kehrstrassen staM des Neubaus.

Mit der Überplanung einer bisher als RRB genutzten Fläche und Jächensparenden Bauformen

wird diesem Leitziel gefolgt.

• Schutz vor SchadstoHeinträgen und nachteiligen Einwirkungen auf die Bodenstruktur: 

Vermeidung von Bodenverdichtung durch Befahren von feuchten bis wechselfeuchten 

Böden mit schwerem Gerät.

Entsprechende Bodenschutzmaßnahmen sind bei Erschließung des Gebietes vorzusehen.

Wasser

Folgende schutzgutbezogene Ziele und Maßnahmen des Landscha	splans sind für das Plangebiet

relevant:

• Erhaltung bzw. Wiederherstellung eines unbelasteten Grundwassers mit einer ausgegli-

chene Bilanz zwischen Grundwasserentnahme/-abJuss und Grundwasserneubildung.

• Förderung  des  natürlichen  Wasserrückhalts  in  der  Fläche;  Versickerung  von  Nieder-

schlagswasser von anthropogen genutzten Flächen in belastungsfreien Bereichen mög-

lichst am Entstehungsort z. B. durch versickerungsfähige BefesFgungen von ParkplatzJä-

chen, Straßen und Wegen.

Zum sparsamen Umgang mit dem Schutzgut Wasser ist die Verwertung und Versickerung von

Niederschlagswasser angestrebt. Dies trägt dazu bei, den natürlichen Wasserhaushaltes in Sied-

lungsgebieten aufrecht zu erhalten bzw. wiederherzustellen. 

Entsprechend den vorliegenden  Untersuchungen ist der Untergrund für eine gezielte Versicke-

rung von Niederschlagswasser nicht geeignet. Zum einen sind die Böden sehr schlecht  wasser -

durchlässig und zum anderen steht das Grundwasser bereits in geringer Tiefe an. Gegen eine

breiIlächige Versickerung (z. B. wasserdurchlässige Beläge)  bestehen keine Bedenken.

Um den hohen Anteil an unversiegelten Grün- und FreiJächen im Plangebiet zu sichern, den An-

teil befesFgter Flächen auf das erforderliche Mindestmaß zu beschränken und damit den Wasser-

haushalt zu fördern, sind Zuwege, Zufahrten und Stellplätze zukün	ig mit wasserdurchlässigen

Materialien auszuführen. Auch die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen von Flachdächern und

Jach geneigten Dächern dienen neben der Verdunstung auch der Rückhaltung von Regenwasser

(Stadt Mainz 5/2022).

Klima / Lu�hygiene

Generelles Ziel für das Klimapotenzial ist die Erhaltung der FunkFonsfähigkeit der natürlichen Ab-

läufe und Wirkungszusammenhänge in ihrer naturraumspeziLschen Vielfalt und Ausprägung. Da-

zu werden bioklimaFsche Entlastungswirkungen und unbelastete Lu	 angestrebt.

Im Hinblick auf das Mikro- und Mesoklima heißt dies, insbesondere großJächige Versiegelungen

und Baukörper zu vermeiden, da sich diese Flächen stärker als das Umland erwärmen und zu ei-

ner erhöhten Schwülewirkung führen.

Folgende schutzgutbezogene Ziele und Maßnahmen des Landscha	splans sind für das Plangebiet

relevant:
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• generelle Erhöhung des GrünJächenanteils bzw. der Grünmasse und SchaHung von ver-

netzten Grünstrukturen.

• genereller Ausbau bzw. SchaHung von VenFlaFonskorridoren.

• Fassadenbegrünung (Stadtrand·/Ortsrandklima).

• Erhalt der VenFlaFonsbahn im Osten des Planungsraumes.

Dem Klimawandel ist gemäß § 1a (5) BauGB durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegen-

wirken und durch Maßnahmen, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung zu tra-

gen. Dies kann vorbeugend durch eine intensive Be- und Durchgrünung der Gebäude und des

Areals erfolgen. Die Stadt Mainz hat sich als „Masterplankommune 100% Klimaschutz“ verpJich-

tet, die CO2-Emission zur Referenz 1990 bis zum Jahre 2050 um 95 % zu reduzieren und den En-

denergieverbrauch um 50 % zu reduzieren. Insofern wird auch für dieses QuarFer eine nachhalF-

ge und zukun	sfähige Energieversorgung erwartet (Stadt Mainz 8/2020). 

Gemäß „Anforderungen der Stadt Mainz an Energiekonzepte für Neubaugebiete“  soll  ein Ener-

giekonzept für Neubaugebiete „sich an dem Ziel orienFeren, möglichst geringe Energieverbräu-

che und CO2-Emissionen (sowie andere schädliche Emissionen) in dem Baugebiet zu verursa-

chen, sowie jährlichen Gesamtkosten (Summe aus Kapital- und Betriebskosten) über den gesam-

ten Lebenszyklus (Planung, Bau und Betrieb) zu minimieren.

Das Konzept sollte mindestens folgende Inhalte haben:

• Varianten  verschiedener  Gebäudestandards  (Passivhaus,  KfW-E`zienzhaus,  EnEV-Stan-

dard) mit auf deren Wärmebedarf abgesFmmter Wärmeversorgungsvarianten.

• Bei Bauvorhaben mit mehr als 50 Wohneinheiten soll eine zentrale Nahwärmeversorgung

(mit Kra	-Wärme-Kopplung) als OpFon mit untersucht werden.

• Angaben zur passiven Solarenergienutzung sowie zur Nutzung erneuerbarer Energien, so-

wohl für Wärmenutzung als auch zur Stromerzeugung.

• eine annuitäFsche Wirtscha	lichkeitsrechnung in Anlehnung an VDI 2067.

• Folgenden Kenngrößen sollen (speziLsch und absolut) benannt werden:

EnergeFsche bzw. ökologische Kenngrößen

-  beheizte NeMogrundJäche

- Heizlast und Heizenergiebedarf

- Endenergiebedarf (getrennt nach Wärme, Warmwasser, Kälte, Strom)

- Primärenergiebedarf und CO2-Emissionen.

Außerdem die Ökonomische Kenngrößen Baukosten (DIN 276) unter Beachtung von Zuschüssen/

FördermiMeln, Betriebskosten (Wartungs-, Instandhaltungs-, Energie- und Wasserkosten) unter

Beachtung von Erlösen (z. B. EEG-Einspeisevergütung) sowie Wärmegestehungskosten.

Arten- und Biotoppotenzial

Das Leitziel für den Arten- und Biotopschutz ist der Erhalt, die Entwicklung und Wiederherstel -

lung von Biotopsystemen, die das Überdauern der naturraumspeziLschen Vielfalt an Lebensräu-

men und ihren Lebensgemeinscha	en gewährleisten. Dazu gehören insbesondere die Gehölzbe-

stände. Innerhalb dieser Strukturen haben Höhlenbäume, die höhlenbrütenden Vogelarten und

Fledermäusen ein QuarFer bieten, einen besonderen Stellenwert.

Daneben ist – wie im Landscha	splan erläutert - die Entwicklung neuer bzw. zusätzlicher Struktu-
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ren (z. B. Nistmöglichkeiten) zur Förderung von gebäudebewohnenden Arten (insbesondere Vö-

gel, Fledermäuse) sowie die Vermeidung von Vogelschlag an GlasJächen ein Ziel im Plangebiet.

Folgende schutzgutbezogene Ziele und Maßnahmen des Landscha	splans sind für das Plangebiet

relevant:

• Artenschutz im Siedlungsbereich durch Sicherung und SchaHung von Nistmöglichkeiten

gebäudebewohnender Arten (insbesondere Vögel, Fledermäuse) sowie Vermeidung von

Vogelschlag an Glas.

• Erhalt und Entwicklung der Verbindungselemente des lokalen Biotopverbundes.

Baumschutz 

Im Bereich der nicht überbaubaren GrundstücksJächen sollen die im Geltungsbereich vorhande-

nen Baumstandorte als zu erhaltend festgesetzt werden. Im Falle des Wegfalls der Bäume ist  die

Baumschutzverordnung (RVO) der Stadt Mainz zu berücksichFgen. Um sicherzustellen, dass die

geplanten Baumstandorte auch langfrisFg bestehen bleiben, sind die neu anzupJanzenden Bäu-

me bei Abgang zu ersetzen.

Alle Bäume, die nicht erhalten werden können, werden direkt durch planungsrechtliche Festset-

zungen zur NeupJanzung kompensiert.

Bei der Realisierung der geplanten Wohnbebauung soll die vorhande Ortsrandeingrünung (OE) in

ihrem Bestand gesichert werden. Da die Böschung nur eine geringe Tiefe aufweist, stehen einige

der vorhandenen Bäume nahe dem festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet. Bei der Errichtung

von Nebenanlagen, die auch auf den nicht überbaren GrundstücksJächen zulässig sind, besteht

die Gefahr, dass die Wurzelräume der bestehenden Bäume geschädigt werden. Um dies zu ver-

meiden wird ein Bereich von 5 m entlang der bestehenden Gehölzstruktur von jeglicher Bebau-

ung freigehalten.  Die  betroHenen Grundstücksteile  sind  daher  in  der  Planzeichnung entspre-

chend festgesetzt. Ausgeschlossen sind hierbei auch Tie^auten und AufschüMungen oder Abgra-

bungen größeren Umfangs sowie die gemäß Landesrecht den baulichen Anlagen gleichgestellten

Anlagen wie Lager- oder Ausstellungsplätze. Im Bereich der festgesetzten Baufenster ist ein Ab-

stand von 5 m zur angrenzenden GehölzJäche nicht an allen Stellen möglich. Da die Errichtung

von Terrassen an der Südseite der Gebäudefassaden ermöglicht werden soll, wird in diesem Be-

reich auf die Festsetzung der von Bebauung freizuhaltenden Flächen verzichtet. In den hiervon

betroHenen Bereichen der Ortsrandeingrünung sind im Bestand keine wertvollen Baumbestände

vorhanden, die von einem Heranrücken baulicher Anlagen gefährdet würden. Eine Schutz der be-

stehenden  Grünstruktur  ist  daher  mit  der  getroHenen  Festsetzung  gegeben  (Stadt  Mainz

3/2023). Durch eine ökologische Fachbauleitung/Umweltbaubegleitung ist die Einhaltung aller

Schutzmaßnahmen zu gewährleisten.

5.2 UmwelRachliche Anforderungen 

5.2.1 Maßnahmen zum Schutz,  zur PKege und Entwicklung von Boden, Natur und

Landscha� 

Bodenschutz

Zur Vermeidung von zusätzlichen BeeinträchFgungen von Boden während des Baubetriebes sind

vorab Maßnahmen in AbsFmmung mit der Umweltbaubegleitung (UBB) Möglichkeiten zur Ver-

meidung abzusFmmen  z. B. durch OpFmierung von Baustellenzufahrten und Lage der Einrich-
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tungsJächen.

Vor Beginn der Bauarbeiten wird der Oberboden abgeschoben und fachgerecht bis zur Wieder-

verwendung zu gelagert, um seine FunkFon als belebte Bodenschicht und Substrat zu erhalten.

Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden vermischt oder überlagert werden.

Die Vorgaben der DIN 18915 (schonender Umgang mit Oberboden) sind zu beachten. Vor der

Wiederandeckung von Oberboden ist auf den FreiJächen eine Bodenlockerung vorzunehmen. 

Die im Rahmen der Radonuntersuchung (GUMM 2020) festgestellte AuHüllung in Form von Stü-

cken von KunststoHfolie sollte im Rahmen der Erschließung des Plangebietes fachgerecht ent-

sorgt werden.

Der Anteil befesFgter Flächen ist auf das erforderliche Mindestmaß zu beschränken: Um die Bo-

denfunkFon im QuarFer nicht unnöFg zu beeinträchFgen und den Anteil von befesFgten Flächen

auf ein Mindestmaß zu beschränken, wurde im Bebauungsplan festgesetzt, dass nicht überdach-

te Zuwege, oberirdische Stellplätze sowie Fuß- und Radwege ausschließlich mit wasserdurchlässi-

gen Belägen und versickerungsfähigem Unterbau auszuführen sind.

Verwertung und Versickerung von Niederschlagswasser

Aufgrund § 55 Abs. 2 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz –

WHG) soll Niederschlagswasser zur Erhaltung und Anreicherung des Grundwasserstandes orts-

nah versickert werden. Nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser ist nach Möglichkeit

breiIlächig über Jach angelegte Versickerungsmulden und unter Ausnutzung der belebten Bo-

denschicht dem Grundwasser dezentral zuzuführen.

Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasser als Brauch- und/oder Bereg-

nungswasser können Zisternen errichtet werden. Diese sind gemäß § 62 Abs. 1 Nr. 5 Landesbau-

ordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) bis zu 50 m³ Behälterinhalt und bis zu 3 m Höhe genehmi-

gungsfrei.

Lärmschutz

Maßnahmen zum Lärmschutz sind nicht notwendig.

Energie

Anlagen und Einrichtungen zur Nutzung der Sonnenenergie sind im räumlichen Geltungsbereich

des Bebauungsplanes zulässig.

Sofern der Passivhausstandard nicht erreicht wird bzw. eine andere energeFsche KonzepFon ge-

plant wird, wird in AbsFmmung mit dem Grün- und Umweltamt ein Energiekonzept erarbeitet.

Regelungen zur Einhaltung des Passivhausstandards bzw. zur Umsetzung des Energiekonzeptes

erfolgen im Städtebaulichen Vertrag (Stadt Mainz 3/2023).

5.2.2 Grünplanerische Festsetzungen

Folgende Grünordnernische Festsetzungen dienen der Verfolgung der oben genannten Ziele:

Begrünung der nicht überbaubaren GrundstücksJächen (Nr. 1.11.1)

Die nicht bebauten Flächen sowie die durch unterirdische Geschosse (z. B. Tiefgaragen) unter-
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bauten FreiJächen sind vollständig zu begrünen, soweit sie nicht für eine zulässige Nutzung be-

nöFgt werden. 

Je angefangene 200 m² der nicht mit oberirdischen Gebäuden überbauten GrundstücksJäche ist

mindestens ein Baum 2. oder 3. Ordnung mit mindestens 18/20 cm Stammumfang gemessen in

1m Höhe zu pJanzen. Bäume, die aufgrund anderer VerpJichtungen zu pJanzen sind, werden an-

gerechnet. 

Mindestens 15 % des Baugrundstücks innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes sind mit Gehöl-

zen (Bäumen mit mindestens 18/20 cm Stammumfang gemessen in 1m Höhe) und Sträuchern

mind. 2x verpJanzt, Mindesthöhe 100-150 cm) zu bepJanzen. Hiervon kann abgewichen werden,

soweit der Umfang der BepJanzung einer ansonsten zulässigen baulichen Nutzung entgegen-

steht. Vorhandene Sträucher und Sträucher, die aufgrund anderer VerpJichtungen zu pJanzen

sind, können angerechnet werden.

Die zu pJanzenden Bäume und Sträucher müssen standortgerecht und vorwiegend heimisch

sein. Sie sind dauerha	 zu erhalten. Abgängige PJanzen sind gleichwerFg zu ersetzen.

Die  Anlage  und/  oder  KombinaFon mit  SchüMungen aus  mineralischen FeststoHen wie  Kies,

SchoMer oder ähnlichen Materialien auch in Verbindung mit Folien ist unzulässig.

AnpJanzen von Bäumen (Nr. 1.11.2)

Die durch Planeintrag festgesetzten Standorte für BaumpJanzungen sind als hochstämmiger vor-

wiegend heimischer und standortgerechter Baum 1. Ordnung mit einem Stammumfang von min-

destens 18/20, gemessen in einem Meter Höhe, nach Maßgabe der Artenauswahlliste zu pJan-

zen, dauerha	 zu unterhalten und bei Ab-gang gleichwerFg zu ersetzen. 

Von den Standorten für BaumpJanzungen kann abgewichen werden, zwingend vorgeschrieben

ist die Anzahl der im Plan festgesetzten zu pJanzenden Bäume. Von den Baumstandorten entlang

des nördlichen Fußweges und der Ortsrandeingrünung im Südosten kann nur geringfügig (max. 5

m) abgewichen werden.

Flächen für das AnpJanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsFgen BepJanzungen (Nr. 1.11.3)

Innerhalb der durch Planeintrag festgesetzten Flächen zum AnpJanzen von Bäumen, Sträuchern

und sonsFgen BepJanzungen sind bauliche und sonsFge Anlagen ausgeschlossen. 

Die Flächen für das AnpJanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsFgen BepJanzungen sind auf

50 % der Fläche nach Maßgabe der Artenauswahlliste durch GehölzpJanzungen zu ergänzen. Zu

pJanzen sind standortgerechte und vorwiegend heimische Heister (2 – 3 verpJanzt, 200-250 cm)

und Sträucher (2 x verpJanzt, 100- 150 cm). Diese sind dauerha	 zu pJegen und bei Abgang

gleichwerFg zu ersetzen. Der Abstand zu den Baumstandorten muss mindestens 5 m betragen. 

Flächen für den Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonsFgen BepJanzungen (Nr.  1.11.4)

Innerhalb der durch Planeintrag festgesetzten Flächen, die dem Erhalt von Bäumen, Sträuchern

und sonsFgen BepJanzungen dienen, sind die vorhandenen Gehölze und Grünstrukturen dauer-

ha	 gegen jede BeeinträchFgung zu schützen und unter Wahrung des naturnahen Charakters

dauerha	 zu erhalten. Bei Verlust von Bäumen und Sträuchern sind diese nach Maßgabe der Ar-

tenauswahlliste durch standortgerechte und heimische Bäume 1. und 2. Ordnung (mit einem

Stammumfang von mindestens 20/25 cm) und Sträucher (mindestens 2 x verpJanzt, 60-80 cm)

zu ersetzen und dauerha	 zu erhalten.
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Die bestehenden Bäume innerhalb der Fläche für den Erhalt dürfen nicht geschädigt oder besei-

Fgt werden. Im Kronenbereich sind AufschüMungen, PJasterungen, Versiegelung und Bodenver-

dichtung unzulässig. Zur Sicherung des naturnahen Charakters ist eine Einfriedung zwischen den

Flächen für den Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonsFgen BepJanzungen und dem allgemei-

nen Wohngebiet "WA", zu errichten. ZaunöHnungen sind nicht erlaubt. Es sind nur Wildschutz-

zäune in Form von KnotengeJechtzäunen mit einer Maschen-weite von mind. 5 cm zulässig. Die

ausnahmsweise Verwendung von StabgiMerzäunen ist zulässig, wenn diese entweder eine Ma-

schenweite von mind. 5 cm und/oder einen mind. 10 cm hohen Abstand zum Boden haben. Für

beide Varianten gilt, dass ein Sichtschutz ausschließlich mit Gehölzen hergestellt werden darf. 

Hinweis Baumschutz

Zu erhaltende Bäume und Gehölze sind für die gesamte Dauer der Baumaßnahmen im Stamm-,

Kronen- und Wurzelbereich gemäß DIN 18920 zu schützen. Auf die BaumkarFerung (Böhm und

Frasch, Stand 24.10.2022) wird verwiesen.Mit Beantragung der Baugenehmigung bzw. bei Vorla-

ge der Unterlagen im Freistellungsverfahren sind die Vorgaben der BaumkarFerung weiterzuent-

wickeln, indem der Nachweis erbracht wird, dass der Erhalt lt. Aussage der BaumkarFerung ge-

währleistet wird. Hierzu sind die jeweils betroHenen Bäume als Beurteilungsgrundlage für den

Baumerhalt sowie für erforderliche Schutzvorkehrungen im Stamm-, Kronen- und Wurzelbereich

bspw. nach DIN 18920 Jächen- sowie höhenmäßig exakt einzumessen. Die für die zu errichten-

den Gebäude vorzusehenden Baugruben sollen einen Abstand von 2,00 m zum Kronentrau^e-

reich einhalten.

Dachbegrünung  (Nr.  1.11.5)

Alle Flachdächer und Jach geneigten Dächer sind bei einer zusammenhängenden DachJäche, ein-

schließlich Dachüberstände, ab 15 qm zu begrünen. Die Begrünung ist dauerha	 zu unterhalten

und bei Abgang gleichwerFg zu ersetzen. Zu verwenden ist mindestens eine Extensivbegrünung

bestehend aus naturnaher VegetaFon mit einer Substratstärke von mindestens 10 cm. Die Bewäs-

serung soll ausschließlich über Niederschlagswasser erfolgen. Anlagen für Solarthermie und Pho-

tovoltaikanlagen müssen mit  der Dachbegrünung kombiniert  werden und schließen sich nicht

aus. Nutzbare Dachterrassen, verglaste Dachteile, technische Dachein- und Au^auten bis zu ei-

nem Anteil von max. 1/3 % der GesamtdachJäche sind von der BegrünungspJicht ausgenommen.

Begrünung von Außenwänden (Nr. 1.11.6)

Tür- und/ oder fensterlose Außenwände und zusammenhängende TeilJächen von Außenwänden

mit Tür- und/ oder FensteröHnungen ab einer Größe von 20 qm sind mit Gehölzen bzw. mit Rank-

oder KleMerpJanzen zu begrünen, sofern sie über einen vorhandenen oder herstellbaren Boden-

anschluss verfügen. Als zusammenhängende TeilJächen von Außenwänden sind solche anzuse-

hen, die eine rechteckige Fläche bilden, deren schmale Seite mindestens 3,00 m Länge aufweist.

Die PJanzungen sind gemäß der guten fachlichen Praxis auszuführen, dauerha	 zu unterhalten

und bei Abgang gleichwerFg zu ersetzen.

Von der BegrünungspJicht ausgenommen sind straßenbündige und grenzständige Außenwände.

Begrünung von oberirdischen Stellplatzanlagen (Nr. 1.11.7)

Oberirdische und nicht überbaute Stellplätze für Kra	fahrzeuge sind mit Bäumen zu überstellen.

Ab einer Mindestzahl von zwei Stellplätzen ist je angefangene vier ober-irdische Stellplätze min-

destens ein heimischer standortgerechter, hochstämmiger Baum 1. oder 2. Ordnung (Stammum-
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fang 18/20 cm gemessen in 1 m Höhe) zu pJanzen bzw. ist dieser den Stellplätzen räumlich zuzu-

ordnen. Unter den Bäumen sind jeweils PJanzscheiben von mind. 6 qm Größe und mind. 12 cbm

durchwurzelbarem Raum vorzusehen. Die PJanzscheiben sind durch geeignete Maßnahmen vor

Über-fahren bzw. sonsFgen BeeinträchFgungen zu schützen. Die Bäume sind dauerha	 zu pJegen

und zu erhalten sowie bei Abgang gleichwerFg nachzupJanzen. 

5.2.3 Artenschutzrechtliche Vorgaben

Auf Grundlage der Artenschutzprüfung werden projektbezogene Maßnahmen ermiMelt, welche

die Belange des Artenschutzes abdecken und auf geltendes Naturschutzrecht aufmerksam ma-

chen, das unabhängig von den Regelungen dieses Bebauungsplanes in jedem Fall zu beachten ist.

Zur Vermeidung der Vernichtung, Beschädigung oder Gefährdung besonders geschützter und be-

sFmmter anderer Tierarten i. S. des § 7 BNatSchG dürfen Rodungen und Fällungen von Gehölzbe-

ständen (vorbehaltlich eventuell zusätzlich erforderlicher Fällgenehmigungen) nur außerhalb der

VegetaFonszeit, d.h. nur in der Zeit vom 1.10. bis zum 28.2. vorgenommen werden. Vor Beginn

solcher Arbeiten aber auch im Vorfeld aller Baumaßnahmen sind vorhandene Bäume und abzu-

reißende Gebäude auf das Vorkommen o. g. Arten zu untersuchen. In diesem Bebauungsplan

können insbesondere brütende Vögel betroHen sein. Außerhalb des o. g. Zeitraums ist eine wei-

tere artenschutzrechtliche Beurteilung erforderlich; insbesondere ist sicherzustellen, dass keine

Vögel im Baufeld brüten.

Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Befreiung/Ausnahme nach § 

67/§ 45 BNatSchG bei der zuständigen Naturschutzbehörde zu beantragen.

Besonderer Artenschutz

Das Risiko einer signiLkanten Erhöhung von Vogelschlag an Glasbauteilen ist gemäß § 44 Bundes-

naturschutzgesetz zu minimieren. Große GlasJächen, wie z. B. solche, die über mehr als ein Ge-

schoss gehen, Über-Eck-Verglasungen und transparente Absturzsicherungen sind möglichst aus-

zuschließen.

Nachfolgend werden beispielha	 mögliche Maßnahmen angeregt: 

Zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasbauteilen sind vorsorglich besFmmte Vogelschutzgläser

zu verwenden. Hierzu zählen u.a. reJexionsarme Gläser mit einem ReJexionsgrad von höchstens

15 Prozent (je nach Scheibengröße können ergänzende Maßnahmen erforderlich sein), Glasbau-

steine, transluzente, maferte, eingefärbte, bombierte oder strukturierte GlasJächen, Sandstrah-

lungen, Siebdrucke, farbige Folien oder feste vorgelagerte KonstrukFonen wie z.B. RankgiMerbe-

grünungen. Abstände, Deckungsgrad, Kontrast und ReJektanz sollen dem jeweils aktuellen Stand

der Technik entsprechen. Sofern große GlasJächen, transparente Absturzsicherungen etc.  ge-

plant sind, ist ein mit dem Grün- und Umweltamt einvernehmlich abgesFmmtes Maßnahmen-

konzept  vorzulegen. Abstände,  Deckungsgrad,  Kontrast  und  ReJektanz  sind  dem  derzeiFgen

Stand der Technik entsprechend auszuführen.

Zur Minderung von beleuchtungsbedingten LockeHekten und Totalverlusten bei der lokalen En-

tomofauna sind für die Beleuchtung außerhalb von Gebäuden warmweiß  (z. B Amber) getönte 

LED-Lampen (LichMemperatur max. 3.000 K) mit gerichtetem, nur zum Boden abstrahlendem 

Licht (Abstrahlungswinkel max. 70 Grad zur VerFkalen) Verwendung Lnden (Stadt Mainz 8/2020).

Anmerkung: Als Entomofauna wird die Gesamtheit aller Insektenarten einer Region bezeichnet. 

Als Bestand stützende Maßnahme wird empfohlen, an den Gebäuden Nisthilfen für Gebäudebrü-

ter (Vögel/ Fledermäuse) vorzusehen. Nähere Auskün	e erteilt das Grün- und Umweltamt. 
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Artenschutzgutachten 

Im Artenschutzgutachten (BG Natur 2020/22) werden folgende Maßnahmen formuliert, um ei-

nen Verstoß gegen die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG zu ver-

meiden:

• Einrichtung einer Umweltbaubegleitung (UBB) (Vermeidungsmaßnahme V0)

Die Umweltbaubegleitung ist rechtzeiFg vor Baubeginn in die Planung des Bauablaufs ein-

zubinden.

Wesentliche Bestandteile der Arbeit der ökologischen Fachbauleitung/Umweltbaubeglei-

tung sind u.a. die AbsFmmungen zu allen umweltrelevanten Maßnahmen und Durchfüh-

rungszeiten, die KonkreFsierung und OpFmierung von Maßnahmen (z.B. Rodungszeit-

punkte, Bautabuzonen, Baufeldbegrenzung) und die fachliche Begleitung des Baugesche-

hens durch regelmäßige Zustandsberichte, Begehungen, BerichterstaMung etc.

Die UBB dokumenFert die Umsetzung der getroHenen Maßnahmen, wie z.B. die Vorberei-

tung und Begleitung der Baustelleneinrichtung, und unterstützt den Bauablauf bei der 

Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände.

• Beschränkung Zeitraum Baumfällungen und Rodungen von Gehölzen, Abschieben des 

Oberbodens (Vermeidungsmaßnahme V1)

Baumfällungen, Rodungen von Gehölzen und das Abschieben des Oberbodens dürfen nur 

in der Zeit von 1. Oktober bis 28./29. Februar durchgeführt werden. Nur in ausreichend 

begründeten Ausnahmefällen kann von diesen Zeiten abgewichen werden, wenn eine 

ökologische Baubegleitung oder Umweltbaubegleitung (UBB) die auszuführenden Maß-

nahmen begutachtet, die Naturschutzbehörde informiert ist und die Verbotstatbestände 

des speziellen Artenschutzes ausgeschlossen werden können (§ 44 Abs. 1 BNatSchG, u.a. 

Tötung, Verletzung von besonders geschützten Tieren). 

• Schonung von Gehölzen (Minimierungsmaßnahme M1)

Der Gehölzbestand, der bereits als „wertvolle Flächen“ charakterisiert wurde , soll  ge-

schont werden, um ggf. wiederkehrend genutzte Vogelnistplätze weitgehend zu erhalten.

• Sicherung der Nisthöhle  der Spechte (CEF 1)

Untersuchungen haben ergeben, dass eine  Annahme künstlicher Nisthöhlen sehr un-

wahrscheinlich ist . Daher ist außerhalb der Brutzeit die genutzte Bruthöhle aus dem zu 

fällenden Baum Nr. 2 herauszuschneiden und mit geeigneten Bändern an die zu erhalten-

den Bäume (z. B. Baum Nr. 9) in gleicher Höhe und Ausrichtung anzubringen (BG Natur 

2022). 

5.2.4 Hinweise

Artenschutz

Die ausführenden BauLrmen sind über das Vorkommen besonders und streng geschützter Tierar-

ten im Baufeld (z. B. Fledermäuse, Vögel) beispielsweise bei bauvorbereitenden Begehungen zu

informieren und für Hinweise auf deren Versteckplätze zu sensibilisieren (z. B. KoIunde, Pieps-

laute etc.). Es ist darauf hinzuwirken, dass Funde geschützter Tierarten unverzüglich der Natur-

schutzbehörde gemeldet werden, um das weitere Vorgehen abzusFmmen und eventuell erfor-

derliche ReMungsumsiedlungen fachgerecht vornehmen zu können.

Da die Dachbegrünung TeilfunkFonen der WiesenJächen übernimmt, ist diese artenreich anzule-
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gen (BG Natur 2022).

Archäologische Funde

Sollte es zu Funden und Befunden nach § 16 Denkmalschutzgesetz (DSchG)  kommen, sind diese

gemäß § 17 Abs. 1 DSchG unverzüglich der Denkmalfachbehörde, GeneraldirekFon Kulturelles Er-

be Rheinland-Pfalz,  DirekFon Landesarchäologie,  Große Langgasse 29, 55116 Mainz mündlich

oder schri	lich mitzuteilen. Die Anzeige kann auch bei der Unteren Denkmalschutzbehörde der

Stadt Mainz, dem Bauamt, Abteilung DenkmalpJege, erfolgen.

Die Fundstelle ist soweit als möglich unverändert zu lassen und die Funde sorgfälFg gegen Ver-

lust zu sichern. 
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5.3 EingriPs-/ Ausgleichsbilanz

5.3.1 Bestand

Flächenbilanz der BestandsKächen:

Die Flächenanteile der unterschiedlichen Biotoptypen (siehe Anlage 2) sind in nachstehender Ta-

belle dargestellt:

Tabelle 1:  Flächenanteile der unterschiedlichen Biotoptypen

Code Bezeichnung m² Versiegelungsgrad Versiegelung

BD6 Baumhecke 2.637 0 0

EA1 FeMwiese (GlaMhaferwiese) 4.675 0 0

EE1 Brachgefallene FeMwiese 490 0 0

HN4 Betonmauer 59 1 59

HT1 Hofplatz mit hohem Versiegelungsgrad (PJaster-

Jächen)

506 1 506

LB1 Feuchter HochstaudenJur (BrennnesselJur) 2.039 0 0

VA3 Straße 583 1 583

VB1 Feldweg befesFgt 117 1 117

VB2 Feldweg unbefesFgt 434 0,5 217

Gesamt 11.540 1.482

Bei HT1 - PJaster mit dichten Fugen - wurde analog zum AbJussbeiwert ein Versiegelungsgrad

von 0,75 angesetzt. Für den unbefesFgten Feldweg (VB2) wurde der Wert 0,3 (analog zu lockerer

Kiesbelag, SchoMerrasen) angesetzt.

Insgesamt beträgt die bestehende Versiegelung unter BerücksichFgung von Teilversiegelung rd.

1.482 m².

Bäume nach Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbestands innerhalb der Stadt Mainz

Von den 53 Bäumen die der RVO unterliegen, können 42 durch Festsetzungen des Standortes er-

halten werden bzw. liegen innerhalb von GrünJächen mit Erhaltungsgebot. Damit kommt es zu

einem Verlust von 11 Bäumen die der Rechtverordnung unterliegen.

5.3.2 Planung

Versiegelung:

Da nicht überdachte Zuwege, Fuß- und Radwege sowie oberirdische Kfz- Stellplätze ausschließ-

lich in wasserdurchlässigen Belägen und versicherungsfähigem Unterbau auszuführen sind, wur-

den bei den VerkehrsJächen mit besonderer ZweckbesFmmung ein Versiegelungsgrad von 50%

angesetzt (nach dem AbJussbeiwert- siehe unten von 0,5). Gemäß dem LeiIaden „LABO Arbeits-

hilfe, Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB. LeiIaden für die Praxis der Bodenschutz-

behörden in der Bauleitplanung“ (LUWG 2011) ist die Reduzierung des Versiegelungsgrads durch
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Vorgaben zur Verwendung versickerungsfähiger Beläge zur Minimierung der EingriHe in den Bo-

den geeignet.  Auf teilversiegelten Flächen sind BodenfunkFonen nur eingeschränkt vorhanden;

hierbei ist jedoch zu berücksichFgen, dass im Plangebiet kaum natürlich gewachsene Böden vor-

handen sind; ein Großteil der Böden innerhalb des ehemaligen RRB wurde in der Vergangenheit

bereits durch die vorangegangenen Nutzungen umgelagert und /oder verdichtet.

Innerhalb  des  Geltungsbereiches  darf  die  zulässige  GrundJäche zusätzlich  gem.  §  31  Abs.  1

BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO wegen der Errichtung von Tiefgaragen überschriMen werden.

Da die Tiefgaragen mit einer 60 – 150 cm starken ErdaufschüMung zu versehen sind und als Vege-

taFonsJächen angelegt werden, wurde der Versieglungsgrad analog zum AbJussbeiwert auf 0,3

festgelegt. Der Wert wurde in Anlehnung an das Bewertungssystem NachhalFges Bauen (BNB)

(2012) des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit sowie der

FLL Dachbegrünungsrichtlinie ermiMelt (s. nachfolgende Tabelle). Da davon auszugehen ist, das

als Dachau^au eher die Untergrenze von 60 cm realisiert wird, wurde als konservaFver Ansatz

nicht ein Beiwert von 0,1 angesetzt. 

Anhaltswerte der jährlichen Wasserrückhaltung/des JahresabJussbeiwertes (Quelle: FLL Dachbe-

grünungsrichtlinie in: 14. InternaFonales FBB-Gründachsymposium 2016 – Vortragsreihe zu aktu-

ellen Themen der Dachbegrünung):

Tabelle 2:  AbJussbeiwert von Dachbegrünungen

Begrünungsart AuTaudicke in

cm

Wasserrückhaltung im JahresmiFel in % JahresabKussbeiwert / 

Versiegelungsfaktor

Extensivbegrünung 2-4

> 4-6

> 6-10

>10-15

>15-20

40

45

50

55

60

0,60

0,55

0,50

0,45

0,40

Intensivbegrünung 15-25

>25 – 50

>50

60

70

≥90

0,40

0,30

≥ 0,1

Innerhalb des Bebauungsplans sind ausschließlich Flachdächer und Jach geneigte Dächer mit

maximal 5° Dachneigung zulässig; für solche Dächer ist eine Dachbegrünung festgesetzt (d.h. für

alle Dächer im B-Plangebiet). Ein Anteil von 30% der GesamtdachJäche ist von der Begrünungs-

pJicht ausgeschlossen. Gemäß oben genannter Quellen kann für solche „extensiv“ begrünten

Dächer ein AbKussbeiwert von 0,5 angenommen werden.

Da die Lage der Wege nicht im Bebauungsplan festgeschrieben ist, kann der Anteil der Tiefgarage

begrünt /überbaut nicht in die Bilanzierung einJießen. Die Teilversieglung durch die (begrünte)

Tiefgarage kann ebenso nicht ermiMelt werden. Es handelt sich jedoch um eine geringe Fläche,

da ein Großteil  der Tiefgarage durch Baukörper und NebenJächen (Stellplätze) eingenommen

wird. Dem stehen der Abriss der übererdeten Teile des Stauraumkanals gegenüber, der ebenfalls

nicht im Detail erfassbar ist (z. B. Dicke der Überdeckung).

In folgender Tabelle ist die mögliche Versiegelung im B-Plangebiet dargestellt:
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Tabelle 3:  Flächenbedarf

Nutzung m² KompenaLons-

faktor

Allgemeines Wohngebiet (WA) 8.456

Zulässig bis zu einer GRZ von 0,65 = Faktor 0,65

 maximal zulässige GrundKäche: 8.456 x 0,65 = 5.496

davon Baukörper

Davon begrünte Baukörper (Dachbegünung: Fläche Baukörper, An-

teil von max. 30% der GesamtdachJäche wird abgezogen (Afka 

etc.) 

2.725 x 0,7 = rd.

Davon unbegrünt

2.725

1.900

825

1:0,5

1:2

sonsFge zulässige Nutzung (Fläche nach GRZ 5.496 m² abzgl.Baukör-

per)

Davon geschätzt 50% voll versiegelt, 

Davon geschätzt 50% teilversiegelt, unbegrünt

2.771

1.386

1.386

1:2

1:1

Nicht überbaubare FreiJäche innerhalb des WA 2.959

öPentliche VerkehrsKäche 410 1:2

VerkehrsKäche bes. ZweckbesLmmung, Fußweg 440 1:2

VerkehrsKäche bes. ZweckbesLmmung, Wirtscha�sweg (Grasweg) 440 1:0,3

Private GrünKäche, Ortsrandeingrünung (oe) 1.800

SUMME 11.546

Stand Bebauungsplanentwurf: 27.04.22
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Für die KompensaFon der Versiegelung werden folgende Faktoren angesetzt:

• Vollversiegelt

unbegrünte Baukörper 825 m²

Weitere zulässige Nutzungen (50%) 1.386 m²

ÖH. VerkehrsJäche 410 m²

ÖH. VerkehrsJäche bes. ZweckbesFmmung, Fußweg                      440   m²

Summe 3.061 m²

Ausgleichsfaktor für Vollversiegelung 1:2

KompensaFonsbedarf für Vollversiegelung: 3.060,6 x 2 = 6.121 m²

• Teilversiegelt

Weitere zulässige Nutzungen (50%)

Ausgleichsfaktor für Teilversiegelung 1:1

KompensaFonsbedarf für Teilversiegelung: 1.386 m²

• Teilversiegelt und begrünt

begrünte Baukörper 1.900 m²

ÖH. VerkehrsJäche bes. ZweckbesFmmung,   Gras  weg                     440   m²

Summe 2.340 m²

Ausgleichsfaktor für teilversiegelt und begrünt  1:0,5

KompensaFonsbedarf für Teilvers. u. Begr.: 2.340 x 0,5 = 1.170 m²

GesamtkompensaLonsbedarf Versiegelung

(6.121+1.386+1.170=) 8.677 m²

Hiervon ist die bereits bestehende Versiegelung in Abzug zu bringen

bestehende Versiegelung unter BerücksichFgung von Teilversiegelung  1.482 m²

Fazit: Durch das geplante Baugebiet kommt es zu Neuversiegelung von Boden. Der bestehenden

Versiegelung von ca. 1.482 m² steht eine geplante Versiegelung von rd. 8.677 m² gegenüber.

Es kommt damit zu einem externen Ausgleichsbedarf für Neuversiegelung von 7.195     m  ².  

Biotopverlust:

Mit der planungsrechtlichen Festsetzung von 10  Bäumen kann der ErsatzpJanzungsbedarf auf

Basis der Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbestands gedeckt werden. Durch Festsetzung

von BaumpJanzungen auf der gärtnerisch anzulegenden Fläche und Begrünung von Stellplatzan-

lagen weitere Bäume vorgesehen:

• Je angefangene 200 m² GrünJäche ein Baum

2.959 m² nicht überbaubare Fläche : 200 =  15 Bäume (inkl. der o. g.).
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Die geplanten Nutzungen des Plangebietes sind in nachfolgender Tabelle dargestellt:

Tabelle 4:  Geplante Nutzungen

Planung m² Flächen mit BiotopfunkFon (m²)

Allgemeines Wohngebiet 8.456

Davon überbaubar 5.496

Davon Dachbegrünung 1.908 1.908

FreiJächen, nicht überbaubar (HM0) 2.959 2.959

Ortsrandeingrünung (OE) 1.795 1.795

ÖH. VerkehrsJäche 410

ÖH. VerkehrsJäche bes. ZweckbesFmmung, Fußweg 441

ÖH.VerkehrsJäche bes.ZweckbesFmmung, Wi-weg 442

Summe Geltungsbereich 11.542 5.014

Der durch das Plangebiet überlagerte Teil der westlichen GrünJäche sowie ein Teil der Baumhe-

cke bleiben durch Festsetzungen (Ortsrandeingrünung, OE) dauerha	 erhalten. Insgesamt sind fol-

gende BiotopJächen betroHen:

Tabelle 5:  Bestehende Biotope

Bestand m²  KompensaLonsfaktor Bedarf

Baumhecke  (BD6) 2.637 2

FeMwiese (EA1) 4.675 1,5

Brachgefallene FeMwiese (EE1) 490 1,5

Feuchter HochstaudenJur (BrennnesselJur, LB1) 2.039 1

Feldweg unbefesFgt (VB2), Grasweg 434 1

Summe 11.540

Für die KompensaLon der Biotopverluste entsteht folgender Bedarf:

Biotope hochwerFge

Verlust der Baumhecke (2.637 m² x 2 =)  5.274 m²

Biotope miMelwerFg

Verlust FeMwiese (4.575 m² x 1,5 =)  7.013 m²

Verlust Brachgefallende FeMwiese (490 m² x 1,5 =) 735 m²

Biotope geringwerFg

Verlust BrennnesselJur 2.039  m²

Verlust Grasweg  434 m²

Gesamt 15.495 m²

Der EingriH kann durch grünordnerische  Maßnahmen (Erhaltungsgebot, Entwicklung) reduziert wer-

den.
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Tabelle 6: Erhaltung / Entwicklung Biotope

Bestand m²  KompensaLonsfaktor

Erhaltung

Baumhecke  (BD6) 1.227 2

FeMwiese (EA1) 79 1,5

Brachgefallene FeMwiese (EE1) 485 1,5

Feldweg unbefesFgt (VB2), Grasweg 434 1

Entwicklung

Ergänzung Baumhecke innerhalb OE (BD6) 418 2

BaumpJanzungen im Bereich der OE 3 x 50 m² 150 2

BaumpJanzungen 10 St x 50 m² 500 1,5

Dachbegrünung 1.900 1

GrünJächen innerhalb WA 2.959 1

Durch Maßnahmen kann innerhalb des Gebietes kompensiert werden:

Erhaltung

Erhaltung Baumhecke (1.227m² x 2 =)  2.453 m²

Erhaltung FeMwiese (79 m² x 1,5 =) 119 m²

Erhaltung Brachgefallende FeMwiese (485 m² x 1,5 =) 728 m²

Erhaltung Grasweg 434 m²

Entwicklung

Ergänzung Baumhecke innerhalb OE (BD6) (418 m² x 2 =)     837 m²

BaumpJanzungen im Bereich der OE 3 x 50 m (150 m² x 2 =)    300 m²

BaumpJanzungen 10 St x 50 m² (500 m² x 1,5 =)    750 m²

Dachbegrünung 1.900 m²

GrünJächen innerhalb WA 2.959 m²

Gesamt  10.481 m²

Es  kommt  damit  zu  einem  externen  Ausgleichsbedarf  für  Biotopverluste  von  5.014 m²

(15.495 m² – 10.481 m²). Der Bedarf aus der Versiegelung beträgt 7.195 m².

Für die 13 Baumverluste sind durch Planzeichen 13 Baumstandorte festgesetzt. Der Verlust der

10 Bäume, die unter die RVO fallen, wird nicht mit einem höheren Faktor als 1:1 kompensiert, da

ein Teil der zu rodenden Bäume bereits vorgeschädigt ist.

Externe KompensaLonsKäche

Unter BerücksichFgung eines mulLfunkLonalen KompensaFonsansatzes wird der Ausgleich auf

der Fläche in Laubenheim, Flur 19, Nr. 63 erbracht. Diese im Landscha	sschutzgebiet 'Rheinhes-

sisches Rheingebiet'  sowie im Polder Laubenheim-Bodenheim gelegene Fläche umfasst insge-

samt 15.489 m² und verläu	 als langgezogener Streifen entlang des Graben 17, der Teil des Ge-
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schützten Landscha	sbestandteils 'Grabensystem mit begleitendem Gehölzsaum' ist.

Das Grundstück ist überwiegend mit Intensivgrünland (ca. 15.000 m²) bestanden, im nördlichen

Anteil ragt der Gehölzsaum des Grabens in die Fläche hinein. Die erforderliche GehölzpJanzung

von 1.410 m² (2.637 m² Bestand – 1.227 m² Erhaltung im Gebiet) kann entlang des vorhanden

Gehölzsaums erfolgen und diesen damit erweitern. 

Abb.Nr. 12:  KompensaLonsKäche bei Laubenheim (Quelle: Landeshauptstadt Mainz)

Es verbleibt ein Bedarf von (7.195 m² - 1.410 m²= ) 5.785 m².

Hierzu wird in diesem Umfang auf den übrigen Flächen eine Extensivierung des bislang intensiv
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genutzten Grünlandes durchgeführt. Die Fläche ist auf 5.785 m² durch Mahd mit Mahdgutent-

nahme oder durch gleichwerFge Maßnahmen wie z. B. Beweidung sowie durch Maßnahmen-

kombinaFon von Intensivwiesen-Soden-Entnahme und dorFgem Einbringen von Regiosaatgut

und/oder Heudruschmaterial zu entwickeln.

BÖHM + FRASCH GMBH, MAINZ  Seite 51 von 58 



6 Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel technische Lücken

oder fehlende Kenntnisse und Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der

Durchführung des Vorhabens auf die Umwelt

6 Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben auf-

getreten sind, zum Beispiel technische Lücken oder fehlende Kenntnisse und

Beschreibung  der  geplanten  Maßnahmen zur  Überwachung  der  erheblichen

Auswirkungen der Durchführung des Vorhabens auf die Umwelt

- Keine -
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Einleitung und planerische Vorgaben

Die Landeshauptstadt Mainz gehört zu den wachsenden Städten in Deutschland und zieht als be-

deutender Hochschul- und Medienstandort viele Studierende und junge BerufstäFge an. Die Lan-

deshauptstadt Mainz beLndet sich daher seit längerer Zeit unter den zehn teuersten Mietstädten

in Deutschland.

Am südöstlichen Siedlungsrand des StadMeils Mainz-Ebersheim beLndet sich das ehemalige Re-

genrückhaltebecken (RRB), das im Zuge eines Beckenneubaus im Nordosten von Ebersheim im

Jahr 2019 aufgegeben wurde und somit für eine städtebauliche Entwicklung zur Verfügung steht.

Mit dem Bebauungsplan „An der Wiese E (68)“ sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen

für die Entwicklung einer Wohnbebauung geschaHen werden. Parallel soll die 57. Änderung des

Flächennutzungsplanes zur Anpassung an die neue Planung durchgeführt werden. Das Plangebiet

liegt außerdem teilweise im Geltungsbereich der Bebauungspläne "In der Töngeswiese (E 24)"

und "Hinter der Wiese (E 50)". 

Das LEP IV weist der Stadt Mainz die FunkFon eines "Oberzentrums" zu. Der Stadt Mainz kommt

damit unter anderem die FunkFon eines regional bedeutenden Wohnstandortes zu (Stadt Mainz

2/2020). Im Planwerk zum Regionalen Raumordnungsplan ist das Plangebiet als "sonsFge FreiJä-

che" ausgewiesen. Im Landscha	splan 2015 sind in der Karte für das Plangebiet selbst keine Ein-

tragungen vorhanden. 

Das im Bebauungsplan gemäß § 4 BauNVO festgesetzte allgemeine Wohngebiet dient vorwie-

gend dem Wohnen. Das Allgemeine Wohngebiet wird durch die Straße "An der Wiese" im Nord-

osten des Grundstücks erschlossen. Durch die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in einer

Tiefgarage wird ein autofreies QuarFer geschaHen. Die zulässige GrundJäche  darf durch die in

§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer GRZ von 0,65 überschriMen

werden. Es sind Gebäude in oHener Bauweise zu errichten.

Im Umweltbericht werden die für den Geltungsbereich des Bebauungsplans relevanten Aspekte

des derzeiFgen Umweltzustands sowie die Auswirkungen der Neuausweisung beschrieben und

bewertet.

Als Fachgutachten wurden eine Untersuchung des RadonpotenFals des Untergrundes , - Untersu-

chungen nach BBodSchV – , eine „BaumkarFerung“, ein Artenschutzgutachten sowie ein Wasser-

wirtscha	licher Fachbeitrag durchgeführt. 

Maßnahmen zum Lärmschutz sind nicht notwendig. Sofern der Passivhausstandard nicht erreicht

wird bzw. eine andere energeFsche KonzepFon geplant wird, wird in AbsFmmung mit dem Grün-

und Umweltamt ein Energiekonzept erarbeitet. Regelungen zur Einhaltung des Passivhausstan-

dards bzw. zur Umsetzung des Energiekonzeptes erfolgen im Städtebaulichen Vertrag.

Beschreibung und Bewertung des Umweltzustands

Charakterisiert ist das Plangebiet durch die Baumhecke, die die Böschungen des ehemaligen RRB

im Osten, Süden und Westen bedeckt. Die Sohle des Beckens ist mit einer staudenarmen FeM-

wiese  bedeckt,  die  nach  Norden  in  eine  BrennnesselJur  übergeht.  Im  Westen  des  Beckens

schließt sich eine GrünJäche  mit Baumgruppen und einer Wiesenbrache an. Im Norden des

Plangebiets wird das Becken von einem schmalen, artenarmen Grünlandstreifen begleitet, auf

dem sich auch eine kleine Baumreihe mit Unterwuchs beLndet. Die Baumhecke sowie die östli-

che GrünJäche wurde bereits im Rahmen der StadtbiotopkarFerung (2012) als wertvolle Flächen

bewertet. Der gesamte das Rückhaltebecken umgebende Gehölzbestand ist in seiner FunkFon als

Eingrünung erhaltenswert.  Die Baumhecke auf der westlichen Böschung des ehemaligen RRBs

BÖHM + FRASCH GMBH, MAINZ  Seite 53 von 58 



7 Allgemein verständliche Zusammenfassung

wird ebenfalls als hochwerFg erachtet. Die GrünlandJächen und BrennnesselJuren auf der Be-

ckensohle und entlang der Wege sind von eher untergeordneter Bedeutung für das Arten- und

Biotoppotenzial.

Zur Erfassung von besonders und streng geschützten Arten, die den BesFmmungen des besonde-

ren Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG unterliegen, wurde ein Artenschutzgutachten erstellt.

Das Untersuchungsgebiet ist als Lebensraum für planungsrelevante Arten von miMlerem Wert. Beson-

ders wichFg ist der Gehölzstreifen, der bereits als wertvolle Fläche charakterisiert ist und auch aus

Gründen des Artenschutzes erhalten bleiben soll. Dort brütet der Grünspecht (Picus viridis), der als

streng geschützt gemäß § 7 (2) 14. BNatSchG eingestu	 ist, sowie weitere Vogelarten deren Erhal -

tungszustand ebenfalls als günsFg in Rheinland-Pfalz gilt, die aber nicht zu den streng geschützten Vo-

gelarten gemäß § 7 (2) 14. BNatSchG zählen. Es wurden keine QuarFere von Fledermäusen nachge-

wiesen. Nahrungs- und Jagdbereiche sowie Flugrouten und Wanderkorridore sind nicht gänzlich aus-

zuschließen, unterliegen gemäß LANA (Hinweise ArtenschutzdeLniFonen 2009) als solche aber nicht

dem Verbot des §44 Abs. Nr. 3 BNatSchG.

Ein Vorkommen von RepFlien im Vorhabenbereich wurde nicht nachgewiesen, das Gebiet ist für die-

se Artengruppe nicht relevant (BG Natur 2022).

In der BodenfunkFonsbewertung auf Grundlage der BFD5 (LGB 2016) wurde der Boden – unter

anderem auf Grund des ErtragspotenFals -  insgesamt mit „sehr hoch“ bewertet. Bei dem Plange-

biet handelt es sich jedoch um ein Regenrückhaltebecken, dessen natürlichen Bodenstrukturen

und  normalen BodenfunkFonen bereits gestört wurden. Bei den Untersuchungen nach Bundes-

Bodenschutz- und Altlastenverordnung werden in allen untersuchten Mischproben die Prüfwerte

für Wohngebiete und KinderspielJächen unterschriMen (Gumm 2020).

Der Wasserkörpersteckbrief des WRRL Bewirtscha	ungsplans bewertet den mengenmäßigen Zu-

stand des Grundwasserkörpers (Rhein), in dem die Bereiche der Stadt Mainz liegen „gut“, den

chemischen Zustand wegen Nitratbelastung als „schlecht“.   Im Wasserwirtscha	lichen Fachbei-

trag wird nachgewiesen, dass das bei Starkregenereignissen aus dem südlich angrenzenden Au-

ßengebiet anfallende Niederschlagswasser schadlos abgeleitet werden kann.

Bezüglich des  Klimas tric auf das Plangebiet  das Stadtrand-/Ortsrandklima mit geringer Bau-

und hoher Grünmasse zu, das  aufgrund seiner posiFven Eigenscha	en (höhere Abkühlung, miM-

lere bis hohe Verdunstung, geringere Lu	belastung) von hoher Ausgleichswirkung für stärker be-

baute Bereiche mit geringeren VegetaFonsanteilen ist.   Die angrenzenden VenFlaFonsbahnen

stellen KlimafunkFonsräume höchster WerFgkeit mit sehr hoher Ausgleichswirkung dar. 

Oberirdisch werden keine denkmalschutzrechtlichen Belange berührt. Zu Bodendenkmälern lie-

gen keine Hinweise vor (Stand August 2022).

Als Sachgüter sind  die bestehende Gas-Hochdruckleitung (DN 200) sowie ein verlaufendes Leer-

rohr für Nachrichtenkabel im Westen des Plangebietes zu nennen. 

Umweltauswirkungen

Für das Schutzgut „Mensch“ sind BeeinträchFgung des Wohnumfeldes ist nur baubedingt wäh-

rend der Erschließungsphase durch Baulärm und Baustellenverkehr zeitlich begrenzt für die Dau-

er der Baumaßnahmen zu erwarten. Anlagebedingt enIallen keine vorhandenen Wegeverbin-

dungen oder sonsFge erholungsbedingte Nutzungen, das ehemalige Rückhaltebecken war zuvor

nicht zugänglich. Betriebsbedingte Auswirkungen, z. B. bei Starkregen, können vermieden wer-

den. Maßnahmen zum Lärmschutz sind nicht notwendig.

Als BeeinträchFgung von Fauna und Flora kann es an der angrenzenden Baumhecke (BD6) sowie

an Einzelbäumen und Baumreihen (BF2/BF3)  baubedingt im Rahmen der Erschließung zu Schä-
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den an den Gehölzen kommen. AkusFsche und opFsche Störungwirkungen während der Baupha-

se durch Fahrzeugverkehr und Anwesenheit von Baupersonal stellen BeunruhigungseHekte dar,

die vor allem für Vogelarten, und hier während der Brutzeit, relevant sind. Durch die angrenzen-

den SiedlungsJächen und Bewirtscha	ung der AckerJächen sind bereits jetzt opFsche und akus-

Fsche Störungen vorhanden, die während der Bauphase lediglich kurzfrisFg verstärkt werden. In-

nerhalb des Plangebietes kommt es zum  anlagebedingten Verlust von rd. 4.700 m² Grünland

(EA1), ca. 2.040 m² BrennnesselJur (LB1) sowie rd. 1.400 m² der Baumhecke (BD6).  Der durch

das Plangebiet überlagerte Teil der westlichen GrünJäche sowie ein Teil der Baumhecke bleiben

durch Festsetzungen dauerha	 erhalten.

Für die Biotoptypen miMlerer und höherer WerFgkeit wurde ein KompensaFonsaktor von 1,5

bzw. 2 angesetzt. Ein Teil der BiotopfunkFonen kann durch Begrünungsmaßnahmen innerhalb

des B-Plangebietes erbracht werden. Es bleibt ein DeLzit von rd. 0,6 ha für Biotopverluste,  der

auf  einer  externen  AusgleichsJäche  zu  erbringen  ist.  Dazu  zählt  der  Verlust  der  Fläche  von

1.410 m² Baumhecke, der innerhalb des Plangebietes nicht erfüllt werden kann. Der Verlust soll

mulFfunkFonal zusammen mit dem durch die Versiegelung entstehenden EingriH (rd. 0,7 ha)

kompensiert werden.

Außerdem sind wegen des Verlusts von Höhlenbäumen für den Grünspecht  eine vorgezogene Aus-

gleichsmaßnahme (CEF- Maßnahme) zu erbringen. Untersuchungen haben ergeben, dass eine Annah-

me künstlicher Nisthöhlen sehr unwahrscheinlich ist. Daher wird vorgeschlagen außerhalb der Brut-

zeit die genutzte Bruthöhle aus dem zu fällenden Baum Nr. 2 herauszuschneiden und mit geeigneten

Bändern an die zu erhaltenden Bäume (z. B. Baum Nr. 9) in gleicher Höhe und Ausrichtung anzubrin-

gen. 

Von den 53 gemäß RVO geschützten Bäumen im Geltungsbereich müssen anlagebedingt 11 Stück

gerodet werden, die anderen liegen in GrünJächen mit Erhaltungsgebot oder können als Einzel-

baum erhalten werden.  Mit der planungsrechtlichen Festsetzung von 13 Bäumen kann der Er-

satzpJanzungsbedarf  auf Basis  der Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbestands gedeckt

werden, weitere zwei kompensieren den Verlust von Bäumen, die nicht unter die Verordnung fal -

len. Der Verlust der 11 Bäume, die unter die RVO fallen, wird nicht mit einem höheren Faktor als

1:1 kompensiert, da ein Teil der zu rodenden Bäume bereits vorgeschädigt ist. Durch Festsetzung

von BaumpJanzungen bei der Begrünung von Stellplatzanlagen sind weitere Bäume vorgesehen.

Je nach Wahl des Leuchtkörpers kann betriebsbedingt künstliches Licht bei  Fauna aufgrund der

Störung des natürlichen Tag- und Nachtrhythmus Schäden verursachen. Zur Minderung von be-

leuchtungsbedingten LockeHekten und Totalverlusten bei der lokalen Entomofauna sind für die

Beleuchtung außerhalb von Gebäuden warmweiß getönte LED-Lampen (LichMemperatur max.

3.000 K, Farbe z. B. Amber) mit gerichtetem, nur zum Boden abstrahlendem Licht (Abstrahlungs-

winkel max. 70 Grad zur VerFkalen) zu verwenden (Stadt Mainz 8/2020).

Durch die geplante Erschließung und Bebauung des Neubaugebietes kommt es zu umfangreichen

Bodenbewegungen, zusätzlich wird bioFsch akFver Boden neu versiegelt. Bei den geplanten be-

grünten  Dach-  und  TiefgaragenJächen  sowie  bei  nicht  voll  versiegelten  Wegen  können  ein-

schränkt BodenfunkFonen erfüllt werden.  Die vorhandenen Flächen wurden durch die Anlage

des RRB seinerzeit verändert bzw. umgelagert. Um die BodenfunkFon im QuarFer nicht unnöFg

zu beeinträchFgen und den Anteil von befesFgten Flächen auf ein Mindestmaß zu beschränken,

wurde im Bebauungsplan festgesetzt, dass nicht überdachte Zuwege, oberirdische Stellplätze so-

wie Fuß- und Radwege ausschließlich mit wasserdurchlässigen Belägen und versickerungsfähi-

gem Unterbau auszuführen sind. Nach BerücksichFgung der Vermeidungs – und Ausgleichsmaß-

nahmen im B-Plangebiet bleibt ein DeLzit von rd. 0,72 ha, das nicht innerhalb des Plangebiets

kompensiert werden kann. 
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Die zusätzliche FlächenbefesFgung durch die geplante Bebauung führt zu einem erhöhten ober

Jächigen AbJuss von Niederschlagswasser und somit zu einer verringerten Grundwasserzusicke-

rung. Die neu befesFgten Flächen stehen kün	ig nur noch eingeschränkt als VerdunstungsJäche

zur Verfügung. Aufgrund § 55 Abs. 2 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasser-

haushaltsgesetz – WHG) soll Niederschlagswasser zur Erhaltung und Anreicherung des Grund-

wasserstandes ortsnah versickert werden.

Für das Klima kommt es durch stärkere Temperaturunterschiede zwischen Bebauung und Umland

zu einer räumlich begrenzten Veränderung des Mikroklimas. Ein EinJuss auf das Lokalklima ist

bei einer intensiven Be- und Durchgrünung der geplanten Bebauung auszuschließen. 

Eine BeeinträchFgung eventueller Kaltlu	ströme ist nicht zu erwarten, da das geplante Bauwerk

am Anschluss an vorhandene SiedlungsJächen errichtet wird. Die im Osten angrenzenden VenF-

laFonsbahnen werden nicht gestört, da das geplante Baugebiet nicht in diesen Bereich eingrei	.

Durch Dach- und Tiefgaragenbegrünung werden klimawirksame OberJächen geschaHen, die das

örtliche Klima durch Verdunstung und geringere Wärmespeicherung posiFv beeinJussen. 

Für das  Stadtbild (Landscha	sbild) bleibt die FunkFon der Ortsrandeingrünung (OE) durch die

weitgehende Erhaltung der Gehölzstrukturen im Osten, Westen und Süden des Plangebietes er-

halten. In Bezug auf den nördlichen Fußweg ergeben sich  maximale Gebäudehöhen von 11,5 m.

Damit wird die geplante Bebauung zur freien Landscha	 hin weitgehend durch den Gehölzbe-

stand verdeckt. 

Oberirdisch sind  denkmalschutzrechtliche Belange nicht berührt. Hinweise auf Bodendenkmale

liegen nicht vor.

KompensaLon

Unter BerücksichFgung eines mulFfunkFonalen KompensaFonsansatzes wird der Ausgleich auf

einer VorratsJäche in Laubenheim, Flur 19, Nr. 63 erbracht. Das Grundstück ist überwiegend mit

Intensivgrünland (ca. 15.000 m²) bestanden, im nördlichen Anteil ragt der Gehölzsaum des Gra-

bens in die Fläche hinein.

Die erforderliche GehölzpJanzung von 1.410 m² kann entlang des vorhanden Gehölzsaums erfol-

gen und diesen damit erweitern. Es verbleibt ein Bedarf von (7.195 m² - 1.410 m² =) 5.785 m².

Hierzu wird in diesem Umfang auf den übrigen Flächen eine Extensivierung des bislang intensiv

genutzten Grünlandes durchgeführt. 

Insgesamt ist festzustellen, dass nach Durchführung der aufgeführten Maßnahmen und der ex-

ternen KompensaLonsmaßnahmen von keinen erheblichen und nachhalLgen BeeinträchLgun-

gen der Umwelt auszugehen ist.
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1 Einleitung

1 Einleitung

1.1 Übersicht

Die Bäume wurden am 28.08.2019 aufgenommen. Der Weg im Norden des B-Plan-Gebietes war 
zu dem Zeitpunkt wegen Baumaßnahmen in einem AbschniE gesperrt. Aus diesem Grund erfolg-
te am 16.01.2020 eine Nachkar?erung, auch waren manche Standorte aufgrund des dichten Un-
terwuchses im Sommer nicht veriGzierbar. Grundlage neben den Erhebungen waren das städte-
bauliche Konzept sowie die shape-Dateien der Stadt Mainz.

Abb. Nr. 1: Städtebauliches Konzept (Stand 09.12.20) 

Die Baumstandorte beGnden sich meist im Böschungsbereich und sind mit dichtem Unterwuchs 
aus Jungwuchs und Sträuchern umgeben.

Eine der noch in der Plangrundlage der Stadt dargestellten Bäume waren in der Vergangenheit 
auf den Stock gesetzt worden und noch als Mehrtrieber mit Dicken unter 10 cm erkennbar, ande-
re waren nicht mehr feststellbar (n.f.), die im städtebaulichen Entwurf von 2018 gezeigten ließen 
sich jedoch erkennen. Die Bäume wurden gemäß des städtebaulichen Entwurfs und dann anhand 
der darauf folgenden Zahlen durchnummeriert. In den angrenzenden Bereichen weichen sie des-
halb zum Teil von den an Bäumen vorgefundenen Nummern ab. 
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1 Einleitung

Folgende Baumarten sind vertreten:

Acer campestre (Feldahorn)

Acer platanoides (Spitzahorn)

Acer pseudoplatanus (Bergahorn)

Alnus incana (Grauerle)

Fraxinus excelsior (Esche)

Prunus domes?ca subsp. Syriaca (Mirabelle)

Salix fragilis (ggf. Hybride) (Bruchweide) 

Salix sp. (Weide, unbes?mmt)

Sorbus aria (Mehlbeere)

Tilia cordata (Winterlinde)

Die in den nachfolgenden PlanausschniEen rot gekennzeichneten Bäume fallen unter die Rechts-
verordnung (RVO) zum Schutz des Baumbestands innerhalb der Stadt Mainz. 
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2 Beschreibung des Bestandes

2 Beschreibung des Bestandes

2.1 Östliches B-Plan-Gebiet

Abb. Nr. 2: Ausschni9 Lageplan Nordosten

Die Baumstandorte 33 und 34 (Weide und Feldahorn) können nicht erhalten werden. Die Exem-
plare fallen unter die RVO.

Abb. Nr. 3: Bäume 33 und 34 (Rodung vorgesehen)
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2 Beschreibung des Bestandes

Bei Standort 1, ein Zwiesel (Feldahorn), waren zum Kar?erzeitpunkt (2019) bereits ein Astbruch 
und Schäden im Kronenbereich vorhanden. Im städtebaulichen Entwurf ist die Zufahrt bzw. Be-
bauung vorgesehen, so dass dieser Standort ebenfalls enMällt. Das Exemplar fällt unter die RVO. 
Ebenso können 2 Baumweiden (Nr. 2 und 3) im Randbereich der Zufahrt zur Tiefgarage nicht er-
halten werden; beide fallen unter die RVO.

Abb. Nr. 4: Nr. 1 beschädigter Kronenbereich

Im weiteren Verlauf Richtung Süden (Nr. 4 bis 16) stehen mehrere Baumweiden (Mehrtrieber) 
und Ahornbäume, die in gutem Zustand sind. Sie sind erhaltenswert und können auch erhalten 
werden. 

Baum Nr. 17 ist ebenfalls erhaltenswert und soll im Rahmen der Außengebietsentwässerung er-
halten werden. Bei Realisierung des "E50" ist dieser Baum aufgrund der festgesetzten Verkehrs-
Päche zu besei?gen. Eine Besei?gung durch die Außengebietsentwässerung löst eine Kompensa-
?onspPicht im "E 68" aus. Schutzmaßnahmen werden im Rahmen der Ausführungsplanung ge-
prü
 und umgesetzt.
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2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 5: Baum Nr. 2

Abb. Nr. 6: Kronenbereich Bäume Nr. 2-5

Die Bäume können auch mehrgeschossige Gebäude gut nach Osten in die angrenzende freie 
Landscha
 einbinden.

Im dichten Unterwuchs stehen z. B. Feldahorn-Jungwuchs und Schwarzer Holunder.
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2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 7: Baum Nr. 6 und 7

Abb. Nr. 8: Baum Nr. 9 und 11
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2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 9: Baum Nr. 12

Abb. Nr. 10: Baum Nr. 13
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2 Beschreibung des Bestandes

Im Osten wird das geplante B-Plan-Gebiet von einem Wirtscha
sweg begrenzt, an den sich ein 
Rückhaltebecken anschließt. Der Weg wird von einer kurzen Baumreihe (Nr. 71 bis 74) begleitet. 
Von den ursprünglich fünf Bäumen, die im Baumkataster verzeichnet sind, fehlt ein Exemplar. Un-
ter die RVO fallen sie nicht. Die Bäume Nr. 71 und 72 enMallen evtl. wegen einer festgesetzten 
VerkehrsPäche, sollen aber erhalten werden. Ihr Verlust ist bereits innerhalb des benachbarten 
B-Plans vorgesehen (dort als VerkehrsPäche ausgewiesen). Schutzmaßnahmen werden im R.ah-
men der Ausführungsplanung geprü
 und umgesetzt.

Abb. Nr. 11: Baum Nr. 72-74, Nr.71 nicht im Bild (Fotostandort)
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2 Beschreibung des Bestandes

2.2 Südöstliches B-Plan-Gebiet

Abb. Nr. 12: Ausschni9 Lageplan Südosten

Abb. Nr. 13: Derzei�ger Zufahrtsbereich zum RHB

Der derzei?ge Zufahrtsbereich zum RHB beGndet sich zwischen den Baumstandorten 17 und 35. 
Es handelt sich um eine Baumweide und einen Bergahorn. Sie können voraussichtlich erhalten 
werden, obwohl sie im Randbereich der geplanten Außengebietsentwässerung stehen. Ihr Ver-
lust ist bereits innerhalb des benachbarten B-Plans vorgesehen (dort als VerkehrsPäche ausge-
wiesen). Eine Besei?gung durch die Außengebietsentwässerung löst eine Kompensa?onspPicht 
im "E 68" aus. Schutzmaßnahmen werden im Rahmen der Ausführungsplanung geprü
 und um-
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2 Beschreibung des Bestandes

gesetzt.

Im Südosten stehen mehrere Bergahornbäume (Nr. 37 – 39), die unter die RVO fallen und mit 
Schutzmaßnahmen) erhalten werden können. Der Standort Nr. 36 des ersten städtebaulichen 
Entwurfs konnte nicht veriGziert werden, ggf. wurde er wegen Schäden auf den Stock gesetzt.

Abb. Nr. 14: Baum Nr. 35
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2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 15: (WP 1656) Nr. 37

Abb. Nr. 16: Mutmaßlicher Standort Nr. 36
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2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 17: Nr. 38

Abb. Nr. 18: Nr. 39

Im Süden des Gebietes wird das OberPächenwasser mit Hilfe einer AuRantung aus Palisaden 
oder ähnliches abgeleitet. Die Bäume Nr. 38 und 39 können dabei - mit baubedingten Schutz-
maßnahmen an Wurzel und Krone - erhalten werden. Es handelt sich um zwei Bergahornbäume, 
die unter die RVO fallen.
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2 Beschreibung des Bestandes

Im weiteren Verlauf nach Westen stehen bis Standort Nr. 40 nur Bäume und Sträucher mit gerin-
gem Stammumfang; ihre Höhe ist jedoch geeignet, das Baugebiet nach Süden in das Landscha
s-
bild einzubinden.
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2 Beschreibung des Bestandes

2.3 Südwestliches B-Plan-Gebiet

Abb. Nr. 19: Ausschni9 Lageplan Südwesten

Bei den Standorten Nr. 40 bis 43 handelt es sich um Bergahornbäume, die bis auf Nr. 43 unter die 
RVO fallen. Bei Nr. 43 stockt in der Böschung eine vieltriebige Weide (jeweils unter 20 cm); im ge-
samten Bereich steht dichter Unterwuchs. Die Bäume können  erhalten werden. Eventuell erfor-
derliche Schutzmaßnahmen werden im Rahmen der Ausführungsplanung geprü
 und umgesetzt.
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2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 20: Nr. 40

Abb. Nr. 21: Nr. 41
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2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 22: Nr. 42

Abb. Nr. 23: Nr. 43
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2 Beschreibung des Bestandes

2.4 Westliches B-Plan-Gebiet

Abb. Nr. 24: Ausschni9 Lageplan Westen

Die Standorte der Bäume 44 bis 49 liegen im Böschungsbereich des Beckens innerhalb der Baum-
hecke, ebenso 18 und 19. Baum Nr. 20 konnte vor Ort nicht veriGziert werden. Die anderen ste-
hen als  Einzelbäume in der im Westen anschließenden GrünPäche.  In  der  GrünPäche waren 
Eschen, Bergahornbäume und Winterlinden gepPanzt worden, bei den kleineren Mirabellenbäu-
men dür
e es sich um Wildwuchs handeln.

Im Norden dieses AbschniEs fanden zum Kar?erzeitpunkt (2019) Bauarbeiten staE. Dabei wur-
den z.B. der Wurzelbereich von Baum Nr. 19 mit Erdmassen angeschüEet, was noch zu Folge-
schäden führen könnte. Zum Kar?erzeitpunkt waren jedoch noch keine Schäden durch die An-
schüEung an dem erhaltenswerten Baum feststellbar. Er enMällt wegen des Rückbaus des Stauka-
nals, ein Ersatz nach RVO ist vorzusehen.

Bei Nr. 46, einem Feldahorn, waren stärkere Schäden festzustellen (siehe nachfolgendes Foto). 
Der Baumstandort könnte nach Plan erhalten werden, seine Vitalität ist aber vorab zu überprü-
fen.

Bei Baum Nr. 56, einer Esche, waren leichte Rindenschäden zu erkennen, die vermutlich bereits 
älter sind. Der Baum ist jedoch erhaltenswert.

Die meisten der aufgenommenen Bäume fallen unter die RVO. Für die Bäume 46 und 56 sind 
Schutzmaßnahmen vorzusehen.
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2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 25: Baum Nr. 46, mit Schäden

Abb. Nr. 26: Baubereich bei Baum Nr. 19
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2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 27: Baum 18 links im Hintergrund 49

Derzeit sind dicht an Nr. 18, 49 und 57 Fußwege geplant; diese sollte möglichst weit außerhalb 
des Wurzel- (bzw. TrauSereich) der Bäume angelegt werden.

Abb. Nr. 28: Bäume Nr. 51 bis 53

BÖHM + FRASCH GMBH, MAINZ  Seite 22 von 27 



2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 29: Gruppe von Mirabellen (Nr. 59 -61) im Nordwesten des Gebietes
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2 Beschreibung des Bestandes

2.5 Spielplatz Anemonenweg

Abb. Nr. 30: Ausschni9 Spielplatz

Bei der Eingrünung am benachbarten Spielplatz handelt es sich hauptsächlich um Ahornbäume, die 
meisten fallen nicht unter die RVO. Obwohl außerhalb der B-Plan-Grenze liegend, werden die angren-
zenden schutzwürdigen und erhaltenswerten Bäume aufgenommen, um notwendige Schutzvorkeh-
rungen während des Baubetriebs festzulegen.

 Abb. Nr. 31: Blick nach Osten, links der Spielplatz
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2 Beschreibung des Bestandes

Abb. Nr. 32: Ahorn Nr. 76 und 81 am Spielplatz

2.6 Nördliches B-Plan-Gebiet

Abb. Nr. 33: Ausschni9 Nördliches B-Plan-Gebiet

Im Nordwesten des B-Plan-Gebietes ist kein Baumbewuchs vorhanden. Weiter östlich schließt sich 
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2 Beschreibung des Bestandes

eine Baumreihe mit Unterwuchs an den bestehenden Fußweg an, in der auch etwas größere Exem-
plare von Berg- und Feldahornbäumen stehen. Diese kleine „Baumhecke“ mit den Bäumen Nr. 30-32  
sowie die Standorte 68 bis 70 können voraussichtlich beim Abbruch des Staukanals nicht erhalten 
werden und werden als Verlust gerechnet. Für die drei Ahornbäume (Nr. 30 -32) ist Ersatz nach RVO 
vorzusehen.

Abb. Nr. 34: Baumhecke

Bei Baum Nr. 70 ist nur Stockausschlag vorhanden. Er beGndet sich  im Bereich einer geplanten Zuwe -
gung und ist nicht zu erhalten; er fällt nicht unter die RVO. 

Abb. Nr. 35: Stockausschlag der Weide (Nr. 70)
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3 Fazit

3 Fazit

Grundlage zur Baumkar?erung bildete unter anderem der städtebauliche Entwurf aus dem Jahr 
2018 mit der dort verzeichneten Nummerierung. Bei 83 Baumnummern exis?eren 76 zu untersu-
chende Baumstandorte, von diesen waren weitere zwei nicht veriGzierbar bzw. nur als Stockaus-
schlag vorhanden und deshalb nicht erhaltenswert. 

Von den aufgenommenen 74 Bäumen fallen 53 St. unter die RVO, 21 St. haben einen geringeren 
Stammdurchmesser. Es wird im Rahmen der Erschließung es Baugebietes E68 zum Verlust von 13 
Bäumen kommen, wovon zwei nicht unter die RVO fallen.

Von den anderen Bäumen können bis auf Nr. 17, 35, 71 und 72 alle sicher erhalten werden. Die 
Bäume Nr. 17 und 35 müssen evtl. im Rahmen der Außengebietsentwässerung gerodet werden; 
Nr. 71 und 72 liegen in einer ausgewiesenen VerkehrsPäche. Diese Verluste wurde jedoch bereits 
im Rahmen des benachbarten Bebauungsplanes E50 vorgesehen (dort als VerkehrsPäche ausge-
wiesen).  Insgesamt sind 11 Bäume nach RVO zu ersetzen.

Der gesamte das Rückhaltebecken umgebende Gehölzbestand ist in seiner Funk?on als Eingrü-
nung erhaltenswert. Er gewährleistet eine gute Einbindung des geplanten Neubaugebietes zur 
freien Landscha
 hin. Einzelne Exemplare enMallen z. B. wegen der Anlage von Wegen. Durch 
Schutzmaßnahmen und eine Umweltbaubegleitung bei der Erschließung ist dafür zu sorgen, dass 
keine zusätzlichen Ausfälle und Folgeschäden verursacht werden.

Die detaillierten Angaben zu den Baumstandorten sowie Hinweise auf erforderliche Schutz- bzw. 
Kompensa?onsmaßnahmen sind in der nachstehenden Baumliste dargestellt.

Der Schutz aller zum Erhalt vorgesehenen Bäume erfolgt in Zusammenarbeit mit der einzuset-
zenden Ökologischen bzw. dendrologischen Baubegleitung.
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B-Plan "An der Wiese" (E 68) Baumkartierung Stand 11.10.2022

Baum-Nr Art StU Bemerkung Erhaltung Maßnahmen
1 Acer campestre 155 Zwiesel, Astbruch, 

Kronenschaden
entfällt wegen Zufahrt Ersatz nach RVO (vorgeschädigt)

2 Salix fragilis (ggf. Hybride) 120 Mehrtrieber entfällt wegen Zufahrt Ersatz nach RVO
3 Salix fragilis (ggf. Hybride) 125/125 Mehrtrieber entfällt wegen Zufahrt Ersatz nach RVO 
4 Salix fragilis (ggf. Hybride) 150 /150 Mehrtrieber ja
5a Salix fragilis (ggf. Hybride) 125/125 Mehrtrieber ja
5b Salix fragilis (ggf. Hybride) 150/90 Mehrtrieber ja
6 Acer campestre 90 ja
7 Acer campestre 80 ja
8 Salix fragilis (ggf. Hybride) 125/90/90 Mehrtrieber ja

9 Salix fragilis (ggf. Hybride) 125/125 Zwiesel ja
10 Salix fragilis (ggf. Hybride) 125/140 Zwiesel ja
11 Salix fragilis (ggf. Hybride) 125/180 Zwiesel ja
12 Salix fragilis (ggf. Hybride) 125/125 ja Baubedingte Schutzmaßnahmen Wurzel, Krone, 
13 Salix fragilis (ggf. Hybride) 90/125 13 und 14: 3 Stämme ja
14 Salix fragilis (ggf. Hybride) 155 ja Baubedingte Schutzmaßnahmen Wurzel, Krone, 
15 Acer campestre 60 ja Baubedingte Schutzmaßnahmen Wurzel, Krone, 
16 Acer campestre 60 ja Baubedingte Schutzmaßnahmen Wurzel, Krone, 
17 Salix fragilis (ggf. Hybride) 170 Soll erhalten werden, entfällt evtl. wegen der 

Außengebietsentwässerung
Verlust bereits innerhalb des benachbarten B-Plan 
"E50" vorgesehen, aber ausgelöst durch den "E 
68"; daher kompensationspflichtig im Falle der 
Beseitigung; Schutzmaßnahmen i. R. d. 
Ausführungsplanung prüfen und ggf. umsetzen

18 Fraxinus excelsoir 140 hinter Bauzaun ja Für geplante Fußwege Abstand zum 
Kronentraufbereich einhalten.

19 Acer pseudoplatanus 95 weiter oben wieder verzweigt Entfällt wegen Rückbau Staukanal Ersatz nach RVO 
20 nicht mehr feststellbar / unklar

21-29 Nummer fehlt verfahrensbedingt 
30 Acer campestre 80 Entfällt wegen Rückbau Staukanal Ersatz nach RVO 
31 Acer pseudoplatanus 125 Entfällt wegen Rückbau Staukanal Ersatz nach RVO 
32 Acer pseudoplatanus 110 Entfällt wegen Rückbau Staukanal Ersatz nach RVO 

32a Alnus incana 90 Entfällt wegen Rückbau Staukanal Ersatz nach RVO 
33 Salix fragilis (ggf. Hybride) 125/155/9

5/95/155/ 
155

Mehrtrieber entfällt, wegen Bebauung/Zufahrt Ersatz nach RVO 

34 Acer campestre 105 entfällt, wegen Bebauung/Zufahrt Ersatz nach RVO 
35 Acer pseudoplatanus 110 Soll erhalten werden, entfällt evtl. wegen der 

Außengebietsentwässerung
Verlust bereits innerhalb des benachbarten B-Plan 
"E50" vorgesehen, aber ausgelöst durch den "E 
68"; daher kompensationspflichtig im Falle der 
Beseitigung; Schutzmaßnahmen i. R. d. 
Ausführungsplanung prüfen und ggf. umsetzen

36 nicht mehr feststellbar
37 Acer pseudoplatanus 140 Beeinträchtigungen während Anlage 

Außengebietsentwässerung
baubedingte Schutzmaßnahmen Wurzel,  Krone, 

38 Acer pseudoplatanus 110 Beeinträchtigungen während Anlage 
Außengebietsentwässerung

baubedingte Schutzmaßnahmen Wurzel,  Krone, 
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B-Plan "An der Wiese" (E 68) Baumkartierung Stand 11.10.2022

Baum-Nr Art StU Bemerkung Erhaltung Maßnahmen
39 Acer pseudoplatanus 95/95/80 Mehrtrieber Beeinträchtigungen während Anlage 

Außengebietsentwässerung
baubedingte Schutzmaßnahmen Wurzel,  Krone, 

40 Acer pseudoplatanus 100 ja
41 Acer pseudoplatanus 125 ja, Baugrube minimieren baubedingte Schutzmaßnahmen Wurzel, Stamm, 

Krone
42 Acer pseudoplatanus 125 Beeinträchtigungen während Anlage 

Außengebietsentwässerung
baubedingte Schutzmaßnahmen Wurzel,  Krone, 

43 Acer pseudoplatanus 75 Mehrtrieber ja
44 Acer pseudoplatanus 95 ja
45 Acer pseudoplatanus 110 ja
46 Acer campestre 60/60/50/

90
Mehrtrieber, 2 gekappt, Schäden ja Vitalität prüfen und Schutzmaßnahme (Bauzaun)

47 Acer pseudoplatanus 80 ja
48 Fraxinus excelsior - Stumpf mit Austrieben ja
49 Acer pseudoplatanus 155 ja Für geplante Fußwege Abstand zum 

Kronentraufbereich einhalten.
50 Fraxinus excelsior 100 ja
51 Fraxinus excelsior 105 ja
52 Fraxinus excelsior 85 ja
53 Tilia cordata 125 ja
54 Tilia cordata 75 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
55 Tilia cordata 140 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
56 Fraxinus excelsior 105 leichte Rindenschäden ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
57 Fraxinus excelsior 115 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen. Für 

geplante Fußwege Abstand zum 
Kronentraufbereich einhalten.

58 Acer pseudoplatanus 95 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
59 Prunus domestica subsp. syriaca 90 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
60 Prunus domestica subsp. syriaca 45 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
61 Prunus domestica subsp. syriaca 65 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
62 Acer pseudoplatanus 45 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
63 Acer pseudoplatanus 50 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
64 Acer pseudoplatanus 50 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
65 Acer pseudoplatanus 90 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
66 Acer pseudoplatanus 50 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
67 Sorbus aria 105 ja (außerhalb Geltungsbereich) baubedingt Fläche mit Bauzaun abgrenzen
68 Acer pseudoplatanus 60/45 Zwiesel Entfällt wegen Rückbau Staukanal Ersatz nach RVO 
69 Acer campestre 50 Entfällt wegen Rückbau Staukanal
70 Salix sp - nur Stockausschlag Erhaltung nicht notwendig, Entfällt wegen 

Rückbau Staukanal
71 Acer platanoides 60 Soll erhalten werden; entfällt evtl. wegen 

festgesetzter Verkersfläche
Verlust bereits innerhalb des benachbarten B-Plan 
"E50" vorgesehen. Bei Auslösung durch den "E 68";  
kompensationspflichtig im Falle der Beseitigung; 
Schutzmaßnahmen i. R. d. Ausführungsplanung 
prüfen und ggf. umsetzen
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B-Plan "An der Wiese" (E 68) Baumkartierung Stand 11.10.2022

Baum-Nr Art StU Bemerkung Erhaltung Maßnahmen
72 Acer platanoides 75 Soll erhalten werden; entfällt evtl. wegen 

festgesetzter Verkersfläche
Verlust bereits innerhalb des benachbarten B-Plan 
"E50" vorgesehen. Bei Auslösung durch den "E 68";  
kompensationspflichtig im Falle der Beseitigung; 
Schutzmaßnahmen i. R. d. Ausführungsplanung 
prüfen und ggf. umsetzen

73 Acer platanoides 65 ja (außerhalb Geltungsbereich) Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen
74 Acer platanoides 70 ja (außerhalb Geltungsbereich) Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen
75 Acer campestre 50 ja (außerhalb Geltungsbereich), Katasternr. 20 Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen, 

Kronenschutz
76 Acer campestre 94 ja (außerhalb Geltungsbereich), Katasternr. 21 Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen, 

Kronenschutz
77 Acer platanoides 90 ja (außerhalb Geltungsbereich), Katasternr. 19 Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen
78 Acer platanoides 40 ja (außerhalb Geltungsbereich), Katasternr. 18 Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen
79 Acer campestre 30 ja (außerhalb Geltungsbereich), Katasternr. 16 Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen
80 Acer platanoides 70 ja (außerhalb Geltungsbereich), Katasternr. 17 Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen
81 Acer platanoides 94 ja (außerhalb Geltungsbereich), Katasternr. 15 Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen
82 Acer campestre 80 ja (außerhalb Geltungsbereich), Katasternr. 14 Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen
83 Fraxinus excelsior 94 ja (außerhalb Geltungsbereich), Katasternr. 13 Baubedingt Fläche durch Bauzaun abgrenzen

Nr. an städtbaul. Entwurf orientiert

     Bäume mit Stammumfang ≥ 80 cm Erhaltung

  Erhaltung unter bestimmter Voraussetzung / 
Prüfung im Rahmen der Ausführungsplanung

klarer Verlust
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Anlage 2: Bestandsplan / Biotoptypen



Bäume	geschützt	gemäß	Rechtsverordnung	zum	Schutz	des	Baumbestandes	innerhalb	der	Stadt	Mainz

sonstige	Bäume

Geltungsbereich	B-Plan	E68

Biotoptypen

BD6		Baumhecke,	ebenerdig

EA1		Fettwiese,	Glatthaferwiese	

EE1		Brachgefallene	Fettwiese	

HT1		Hofplatz	mit	hohem	Versiegelungsgrad	

LB1			Feuchte	Hochstaudenflur

VA3		Gemeindestraße

VB1		Feldweg,	befestigt

VB2		Feldweg,	unbefestigt



Anlage 3: Artenauswahlliste



Anlage 3 Artenauswahlliste

(Quelle: Begrünungs- und Gestaltungssatzung der Stadt Mainz)

Bäume

Bäume 1. Ordnung:

Acer, in Sorten Ahorn

Castanea sa%va Edel-Kastanie

Fagus sylva%ca Rotbuche

Fraxinus excelsior, in Sorten Gemeine Esche

Quercus cerris Zerr-Eiche

Quercus petraea Traubeneiche

Quercus robur, in Sorten S%el-Eiche

Tilia cordata, in Sorten Winter-Linde

Tilia tomentosa Silber-Linde, Sorte ‚Brabant‘

Ulmus glabra Berg-Ulme

Ulmus laevis Feld-Ulme

Bäume 2. Ordnung:

Acer campestre Feld-Ahorn

Alnus x spaethii Purpur-Erle

Carpinus betulus Hainbuche

Corylus colurna Baum-Hasel

Juglans regia Walnuss

Malus sylvestris Wild-Apfel

Ostyra carpinifolia Gemeine Hopfenbuche

Prunus avium Vogel-Kirsche

Prunus padus Trauben-Kirsche

Pyrus pyraster Wild-Birne

Quercus pubescens Flaum-Eiche

Sorbus domes%ca Speierling

Hochstämmige Obstgehölze in Sorten

Bäume 3. Ordnung:

Acer monspessulanum Burgen-Ahorn

Amelanchier lamarckii Kupfer-Felsenbirne

Cornus mas Kornelkirsche

Crataegus lavallei Apfel-Dorn

Crataegus monogyna Eingri?iger Weißdorn

Fraxinus ornus Blumen-Esche

Mespilus germanica Echte Mispel

Prunus mahaleb Steinweichsel

Sorbus aria Mehlbeere

Sorbus torminalis Elsbeere



Sträucher

Amelanchier rotundifolia Gemeine Felsenbirne

Corylus avellana Hasel*

Ligustrum vulgare Liguster*

Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche

Prunus spinosa Schlehdorn

Rhamnus cathar%cus Gemeiner Kreuzdorn

Salix elaeagnos Grau-Weide; Lavendel-Weide

Salix purpurea, in Sorten Purpur-Weide

Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Taxus baccata, in Sorten Gemeine Eibe*

Viburnum lantana Wolliger Schneeball*

Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball

heimische Wildrosen z.B. Rosa canina, Rosa rubiginosa

* Großsträucher

KleCerpDanzen

KleCerpDanzen, die keine KleCerhilfe benö%gen:

Hedera helix Gemeiner Efeu

Parthenocissus i. A. Wilder Wein

KleCerpDanzen, die eine KleCerhilfe benö%gen:

Clema%s alpina Alpen-Waldrebe

Clema%s vitalba Gemeine Waldrebe

Lonicera caprifolium Echtes GeißblaC

Lonicera periclymenum Wald-GeißblaC

Vi%s vinifera Echter Wein

Extensivvegeta%on

Sedum-Arten und Sukkulenten, z.B. Dachwurz, MauerpfeEer, FeChenne 

trockenheitsverträgliche Gräser 

Kräuter, Stauden, z.B. Kartäusernelke, Felsennelke 

Moose 
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